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Vorwort

Das aktuelle Marktumfeld stellt Investoren vor zahlreiche 
Herausforderungen. Unsicherheit bedingt durch die Finanz-
marktkrise, die Euro-Krise und die Schuldenkrise haben zu 
einer erhöhten Sensibilität der Kunden geführt. Die histori-
sche Niedrigzinsphase führt jedoch sowohl bei institutionellen 
Investoren als auch bei Privatpersonen zu einem gestiegenen 
Bedarf an Anlagelösungen mit sinnvollem Rendite-Risiko-
Profil.

Grundsätzlich gelten Immobilien als vermeintliches „Beton-
gold“ als relativ sichere Investition. Seit nun über einer Dekade 
konzentriert sich die Geschäftsleitung auf deutsche Wohnim-
mobilien in den deutschen Metropolregionen und Regionen 
mit hohem Wachstumspotenzial. Der deutsche Wohnimmo-
bilienmarkt gilt weltweit als einer der sichersten Immobilien-
märkte, da er vergleichsweise sichere Renditen generiert. 

Wir streben mit unserem Geschäftsmodell, Wohnimmobili-
en vollständig aus Eigenkapital und ohne Bankdarlehen zu 
finanzieren, überdurchschnittliche und sichere Erträge in der 
als relativ krisensicheren Anlageklasse „Wohnimmobilien“ an. 
Eine Aufgabe, die nur durch langjährige Erfahrung und fachli-
che Kompetenz zu bewältigen ist. 

Wir freuen uns auf Sie!

Marco Terracciano
Vorstandsvorsitzdender

Grußwort



Strategie und Vision

Wer keine Vision hat, braucht auch kei-
ne Strategie. Für das Erreichen von Ta-
geszielen genügt schon die Taktik der 
richtigen kleinen Schritte. Doch wer eine 
Vision hat, muss seine Fähigkeiten und 
die Reichweite seiner Kräfte einschät-
zen sowie alle äußeren Bedingungen 
kennen. 

Ursprünglich war Strategie die Kunst der 
Heerführer. Erst seit den 1950er Jahren 
kennt man sie auch aus der Wirtschaft. 
Der amerikanische Ökonom Michael E. 
Porter definiert Strategie als „eine in sich 
stimmige Anordnung von Aktivitäten, 
die ein Unternehmen von seinen Kon-
kurrenten unterscheidet“. So betrachtet 
gelten auch Pionierleistungen oder Er-
folge bei unternehmerischen Neuerun-
gen und Innovationen für Anleger als 
strategische Unternehmungen. 

Letztlich geht es immer um Vorhaben 
oder Vorgehen, um die Kunst also, 

wie beim Schach die Züge unter Aus-
nutzung der Regeln in der optimalen 
Abfolge zu tun – sollte man meinen. In 
China nämlich gehört seit jeher zu gu-
ter Strategie auch die Erlaubnis, gegen 
alle Regeln und Gewohnheiten völlig 
überraschend etwas völlig Verrücktes 
zu tun, um erfolgreicher zu sein als die 
Konkurrenz. Was bedeutet, nicht nur 
der logisch-analytische Stratege setzt 
sich durch, sondern auch der, der von 
Fantasie und Mut zu Neuem geleitet ist. 
Und das macht Strategie dann zu einem 
kreativen, ungezügelten Erfolgserlebnis. 

„Nur wer neue Wege sucht, wird da 
ankommen, wo alle anderen noch 
nicht sind.“ 

Von diesen Maximen geleitet steht der 
Name »Eventus« für die Entwicklung 
von zukunftsweisenden Anlagelösun-
gen, außergewöhnlicher Leistung und 
bester Qualität.
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„Der Boom am Immobilienmarkt geht weiter.“
								         Marco Terracciano von der Eventus auf der Invest 2013 
								         über das Thema „Immobilieninvestments“, 04/2013



Tarifvarianten auf einen Blick
Kennzahlen der investierenden Mitgliedschaft

Laufende Auszahlungen p.a.* Gesamtrückfluss*
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Eckdaten

Tarifvariante				          A

Firmierung der Emittentin		        EVENTUS eG – Die Wohnungsgenossenschaft

Währung				          Euro
		
Investitionsgegenstand		        Deutsche Wohnimmobilien in Metropolregionen

Investitionsschwerpunkt		        „Core“ – „Core plus“ – „value added“ – „opportunistic“

Geplantes Mitgliedskapital		        100 Mio. Euro

Eigenkapitalvolumen			         100 Mio. Euro (entspricht 100 %)

Eigenkapitalquote			         100 %! Die Immobilien der Eventus sind schuldenfrei und zu 	
						            100 % eigenkapitalfinanziert

Mindestanlagesumme			        1.000,00 Euro		

Maximale Anlagesumme		        1.000.000,00 Euro
		
Eintrittsgeld/Agio			         Es ist kein Eintrittsgeld oder Agio (Ausgabeaufschlag) fällig

Feste Dividendenausschüttung	       6,50 % * p.a.

Gesamtmittelrückfluss			        119,50 % ** vor Steuern

Mindesthaltedauer (Laufzeit)		        3 Jahre (36 Monate)

Kündigungsfrist			         6 Monate vor Ablauf des 36. Monats

Verlängerungsgarantie			        Nach Ablauf der 3 Jahre garantieren wir eine Verlängerung 	
						            zu gleichen Konditionen

Sicherheit				          Grundbuchliche Sicherung aller Mitgliedseinlagen im ersten 	
						            Rang, keine Nachschusspflicht, jährliche Prüfung durch den
						            Genossenschaftsverband.

* Bisher wurde die Dividendenausschüttung stets erreicht. 
** Prognos. Kapitalrückfluss in Bezug auf die jährliche fest 
    Dividende und Rückzahlnung des vollständigen Mit-
    gliedskapitals. 

Grafisch dargestellter Auszahlungs-
verlauf aus der investierenden Mitglied-
schaft, unter Berücksichtigung der 
prognostizierten Ausschüttungen.

07



„Mit dem Genossenschaftsprinzip zum Erfolg.“
					              	         Marco Terracciano von der Eventus an der FH Kaiserslautern 2013 
					               	         über das Thema „Die neue Normalität an den Finanzmärkten“, 06/2013
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Laufende Auszahlungen p.a.* Gesamtrückfluss*
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Eckdaten

Tarifvariante				          B

Firmierung der Emittentin		        EVENTUS eG – Die Wohnungsgenossenschaft

Währung				          Euro
		
Investitionsgegenstand		        Deutsche Wohnimmobilien in Metropolregionen

Investitionsschwerpunkt		        „Core“ – „Core plus“ – „value added“ – „opportunistic“

Geplantes Mitgliedskapital		        100 Mio. Euro

Eigenkapitalvolumen			         100 Mio. Euro (entspricht 100 %)

Eigenkapitalquote			         100 %! Die Immobilien der Eventus sind schuldenfrei und zu 	
						            100 % eigenkapitalfinanziert

Mindestanlagesumme			        1.000,00 Euro		

Maximale Anlagesumme		        1.000.000,00 Euro
		
Eintrittsgeld/Agio			         Es ist kein Eintrittsgeld oder Agio (Ausgabeaufschlag) fällig

Feste Dividendenausschüttung	       8,50 % * p.a.

Gesamtmittelrückfluss			        142,50 % ** vor Steuern

Mindesthaltedauer (Laufzeit)		        5 Jahre (60 Monate)

Kündigungsfrist			         6 Monate vor Ablauf des 60. Monats

Verlängerungsgarantie			        Nach Ablauf der 5 Jahre garantieren wir eine Verlängerung 	
						            zu gleichen Konditionen

Sicherheit				          Grundbuchliche Sicherung aller Mitgliedseinlagen im ersten 	
						            Rang, keine Nachschusspflicht, jährliche Prüfung durch den
						            Genossenschaftsverband.

* Bisher wurde die Dividendenausschüttung stets erreicht. 
** Prognostizierter Kapitalrückfluss in Bezug auf die jährliche fest Dividende und Rückzahlnung des vollständigen Mitgliedskapitals. 

Grafisch dargestellter Auszahlungsverlauf aus der investierenden Mitgliedschaft, unter Berücksichtigung 
der prognostizierten Ausschüttungen.
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Entwicklung der Eventus eG 
– DIE Wohnungsgenossenschaft 
im Geschäftsjahr 2013

Mit dem Wirtschaftsjahr 2013 können 
wir, die Eventus eG – DIE Wohnungs-
genossenschaft sowie die gesamte 
Genossenschaftsbranche insgesamt 
sehr zufrieden sein. Die Anzahl der ge-
nossenschaftlich organisierten Unter-
nehmen wächst stetig an. Inzwischen 
werden jährlich mehr als 300 neue Ge-
nossenschaften aller Arten gegründet. 
Die Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft verfügt dennoch über Allein-
stellungsmerkmale, die unsere inves-
tierende Mitgliedschaft in Deutschland 
einzigartig machen.

Als einzige Unternehmensgruppe, kön-
nen die Genossenschaften auf eine Er-
folgsquote von über 99,9 % stolz sein. 
Nur etwa 0,01 % aller Genossenschaf-
ten melden Insolvenz an. Keine andere 
Unternehmensart ist demnach so in-
solvenzsicher wie die Genossenschaf-
ten. Genossenschaften sind auch am 
besten durch die Finanzkrise gekom-
men. Die genossenschaftlichen Grund-
werte wie Partnerschaft, Verlässlichkeit, 
Berechenbarkeit und Mitgliedernähe 
zeichnen uns zusätzlich aus. Unsere 
Mitarbeiter geben der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft ein Gesicht 
und verkörpern diese genossenschaft-
lichen Grundwerte. Das gute Ergebnis 
des Geschäftsjahres 2013 ermöglicht 
uns wiederum eine Stärkung der Sub-
stanz, so dass wir gestärkt in die wei-
terhin stark nachgefragten Immobilien-
boom-Zeiten gehen können.

Rückblickend könnte man das Ge-
schäftsjahr 2013 wie folgt überschrei-
ben: „Lage an den deutschen Im-
mobilienmärkten sehr gut, weltweite 
Kapitalmärkte volatil und Liquiditäts-

Vorstandsreport
getrieben“. Die Rede ist hier von den 
Auswirkungen des demografischen 
Wandels, der massiv zunehmenden Ur-
banisierung und der aktuellen (und noch 
anhaltenden) Niedrigzinspolitik der Zen-
tralbanken. Die Entwicklungszahlen der 
Eventus eG  - DIE Wohnungsgenossen-
schaft verzeichnen mit einem Zuwachs 
an investierenden Mitgliedern von 75 % 
einen sehr moderaten Zuwachs. Das 
Mitgliedskapital ist im Geschäftsjahr 
2013 im Vergleich zum Jahr 2012 um 
74,7 % angestiegen. Unsere zwei Ta-
rifvarianten, Variante A und Variante 
B entwickelten sich nahezu identisch. 
Während 49 % aller investierenden Mit-
glieder Variante A wählten, entschieden 
sich 51 % der investierenden Mitglieder 
für Variante B. Sehr erfreulich ist auch, 
dass wir im Geschäftsjahr 2013 4 neue 
Mitarbeiter gewinnen konnten, die das 
Team der Eventus eG – DIE Wohnungs-
genossenschaft im Asset Management 
und im Mitgliederservice unterstützen. 
Als wesentlichen Wachstumstreiber 
konnten wir diverse Kooperationen mit 
Bauträgerunternehmen schließen. Im 
Jahr 2013 entschieden wir uns, uns voll-
ständig und zu 100 % auf  die Themen 
Neubau und Sanierung zu spezialisie-
ren, da der Markt für Aufteilergeschäfte 
oder Zwangsversteigerungen überlau-
fen ist. Es ist immens wichtig, sich als 
professioneller Asset Manager auf die 
Phasen in der Wertschöpfungskette 
einer Wohnimmobilie zu spezialisieren, 
wo ein hohes Maß an Know-how, Ex-
pertenwissen und ein breites Netzwerk 
sowie eine hohe Liquidität verlangt ist. 
Aufgrund der starken Fokussierung auf 
den substanziell wichtigen Geschäfts-
bereich des Asset Managements inkl. 
der dazugehörigen Netzwerke und Ko-
operationen ist im Geschäftsjahr 2013 
das pro Kopf Investment der investie-
renden Mitglieder um 13,8 % zurück 
gegangen. Dies ist darauf zurück zu 
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führen, dass wir seit dem Jahr 2013 die 
Möglichkeit geschaffen haben, online 
als investierendes Mitglied bei der Even-
tus eG – DIE Wohnungsgenossenschaft 
beizutreten. Inzwischen generieren wir 
mehr als 83 % aller investierenden Mit-
gliedschaften online über unsere Inter-
netseite 

www.eventus-eg.de 

und diverse Landing-Pages. Nicht zu-
frieden sind wir mit der Entwicklung des 
bundesweiten Netzwerkes an Anlage-
beratern und Finanzdienstleistern, die 
für unsere Mitglieder regional verankert 
zur Verfügung stehen. Im gesamten 
Bundesgebiet können unsere Mitglieder 
erst auf ein Netzwerk von 23 Partnern 
zurückgreifen. 

Das erzielte Jahresergebnis ist das Er-
gebnis aus diversen Investitionen im 
Bereich des Auf- und Ausbaus der Un-
ternehmensstruktur, dem Ankauf von 
neuen Grundstücken und der Sanierung 
von diversen Wohnimmobilienprojekten. 
Als Immobilienentwickler sind drei Pha-
sen des Cashflows einzuhalten und zu 
berücksichtigen. Die Investitionspha-
se beinhaltet, die Due Diligence eines 
Wohnimmobilieninvestments,  den An-
kauf des Grundstücks oder sanierungs-
bedürftigen Objekts und der dadurch 
entstehenden Kaufnebenkosten bzw. 
unternehmensinternen Kosten für Mitar-
beiter, Gutachter, usw.

In der zweiten Phase, wenn die Planung 
und Projektentwicklung abgeschlossen 
ist, kann mit der Vermarktung der Woh-
nimmobilien begonnen werden. Durch 
die zügige Veräußerung der Wohnimmo-
bilien ist rascher Return des Kapitals die 
Folge. In der dritten und letzten Phase 
geht es um die erfolgreiche Übergabe 
bzw. die Fertigstellung des Wohnimmo-

bilienprojekts. Erst nachdem das Projekt 
vollständig fertiggestellt und übergeben 
ist, ist der Cashflow-Zyklus abgeschlos-
sen und das Investment ist auf der Ge-
winnseite in der Bilanz erkennbar. Da wir 
uns diesem wissenschaftlich zugrunde 
gelegten Zyklus bewusst sind, können 
wir auf den Geschäftsverlauf sehr stolz 
sein. 

Für die Zukunft rechnen wir mit einem 
weiterhin niedrigen Zinsniveau und einer 
flachen Zinsstrukturkurve, welche den 
Druck auf die Margen der Bank weiter 
erhöhen wird und somit die Anleger 
dazu drängt, Investitionsalternativen zu 
suchen. In diesem Fall den Immobilien-
markt. Da wir ausschließlich in den deut-
schen Metropolregionen engagiert sind, 
ist daher nicht mit einer Abflachung des 
Nachfrageüberhangs bei Wohnimmobi-
lien zu rechnen.

Gerne nehmen wir die Gelegenheit 
wahr, allen investierenden Mitgliedern 
und Kooperationspartnern für das ent-
gegengebrachte Vertrauen zu danken, 
dem Team der Eventus eG – DIE Woh-
nungsgenossenschaft für den engagier-
ten Einsatz auch im abgelaufenen Ge-
schäftsjahr, sowie bei den Damen und 
Herren des Aufsichtsrats für die stets 
gute und konstruktive Zusammenarbeit.
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Auch im Geschäftsjahr 2013 konnte 
die erfolgreiche Entwicklung der Even-
tus eG – DIE Wohnungsgenossenschaft 
fortgesetzt werden, auch wenn die In-
vestitionskosten in dem Jahr um über 
187 % gestiegen sind. Die Eventus eG 
– DIE Wohnungsgenossenschaft muss 
sich nicht in jedem Jahr neu erfinden, 
doch die Spezialisierung auf Neubauten 
und Sanierungsprojekte im Wohnimmo-
bilienbereich legen einen Grundstein für 
die künftige  Geschäftsentwicklung. Die 
investierenden Mitglieder und alle Orga-
ne wissen, wofür die Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft steht. Die 
Genossenschaft ist und bleibt ein Woh-
nimmobilienentwickler, der sich auf die 
Metropolregionen in Deutschland spezi-
alisiert hat und den Kernmarkt in Baden-
Württemberg sieht. Auch die Bilanz der 
Genossenschaft unterstreicht die Inno-
vationsfähigkeit und zukunftsweisende 
Ausrichtung durch zukunftsorientierte 
und wegweisende Investitionen. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates wur-
den in regelmäßigen gemeinsamen Sit-
zungen ausführlich vom Vorstand über 
die Geschäftsentwicklung und die stra-
tegische Ausrichtung der Eventus eG 
– DIE Wohnungsgenossenschaft unter-
richtet. Fragen von wesentlicher Bedeu-
tung wurden eingehend diskutiert und 
vom Aufsichtsrat mit entschieden.

Der Genossenschaftsverband hat den 
Jahresabschluss 2013 und die Entwick-
lung der investierenden Mitgliedschaft 
geprüft. Der Aufsichtsrat stimmt dem 
vorliegenden Jahresabschluss 2013 
mit Gewinn- und Verlustrechnung so-
wie dem Anhang zu. Er befürwortet 
den Vorschlag des Vorstandes über die 
Rückführung der Ausschüttung an die 
investierenden Mitglieder. 

Aufsichtsratsbericht
Nach Maßgabe der Satzung scheiden 
bei der Vertreterversammlung für das 
Geschäftsjahr 2013 scheidet Frau Sabi-
ne Poeppel aus dem Aufsichtsrat aus. 
Neu in den Aufsichtsrat gewählt wurde 
dafür Frau Yvonne Lüer. Die Wiederwahl 
der weiteren, bestehenden Aufsichts-
ratsmitglieder ist zulässig und wird aus-
drücklich empfohlen. Allen Mitgliedern 
des Aufsichtsrates sei an dieser Stelle 
für die kooperative und sachliche Zu-
sammenarbeit innerhalb des Gremi-
ums gedankt. Dem Vorstand und dem 
gesamten Team der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft spricht der 
Aufsichtsrat seine Anerkennung für die 
erfolgreiche Arbeit im abgelaufenen 
Geschäftsjahr aus. Ein ausdrücklicher 
Dank gilt allen Mitgliedern für die Treue 
zur Genossenschaft und das ihr entge-
gengebrachte Vertrauen.
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Vertrauen Sie 
			  den Experten!



Das Angebot im Überblick

Die Investitionsstrategie 
der Eventus eG 

Die Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft investiert in deutsche 
Wohnimmobilienprojekte an den sieben 
Metropolstandorten. Die Wohnimmobili-
enprojekte werden zu 100 % eigenkapi-
talfinanziert. Die Investitionsstrategie der 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft besteht darin, ein breit diversifi-
ziertes Immobilienentwicklungsportfolio 
aufzubauen. Es kann in Wohnimmobi-
lien, Immobilieninvestments, Objekte, 
Immobilienobjekte Immobilienprojekte 
bzw. immobilienähnliche und immobili-
enbezogene Vermögenswerte investiert 
werden. Mit der Investition in konkrete 
Wohnimmobilienprojekte wurde bereits 
begonnen. Es handelt sich hierbei um 
einen sog. Blind Pool. Die Anlagepolitik 
besteht im Wesentlichen darin, Privat-
anlegern Zugangswege zu exklusiven 
Wohnimmobilieninvestments zu ermög-
lichen, die in der Regel nur institutionel-
len oder professionellen Investoren mit 

einem permanenten Kapitalanlagebe-
darf in Millionenhöhe zugänglich und 
vorbehalten sind. 

Die Immobilieninvestitionen werden vom 
Asset Management der Eventus eG – 
DIE Wohnungsgenossenschaft identi-
fiziert, geprüft und analysiert, so dass 
insgesamt ein Wohnimmobilienportfolio 
entsteht, das unter anderem nach:

- Standort	
	
- Lage		
	  
- Größe

- Laufzeit

- Nutzungsart und

- Investitionsstil

diversifiziert ist. In der Regel verfolgt die 
Eventus eG einen Value-Added- oder 
einen opportunistischen Investitionsstil. 
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Bei Value-Added-Strategien wird ein 
Mehrwert durch Wertsteigerungsmaß-
nahmen generiert – meist durch die 
Revitalisierung und Optimierung der be-
stehenden Wohnimmobilien durch voll-
umfängliche Sanierungsmaßnahmen. 
Opportunistische Strategien beinhalten 

typischerweise einen sehr hohen An-
teil an Wohnimmobilienprojektierungen. 
Beide Strategien erfordern in der Regel 
eine kurze Haltedauer der Wohnimmo-
bilie und ermöglichen den Verkauf in ein 
wettbewerbsintensives Umfeld.

Investierende
Mitgliedschaft

Investierende
Mitglieder

Jährliche Dividende
und Rückzahlung

Investition zu 100 %
aus Eigenkapital

Lastenfreie Wohnimmobilien

Grundbuchliche
Sicherung des Kapitals

Mieteinnahmen 
und Verkaufserlöse

 









Der Investitionsprozess
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1. Phase: Die Beitrittsphase

In der Beitrittsphase investiert das in-
vestierende Mitglied das gezeichnete 
Genossenschaftskapital nach Erhalt 
der Beitrittsbestätigung durch die 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft. Das investierende Mitglied 
hat 14 Tage Zeit, die Einlage zu über-
weisen, ansonsten kann die Eventus 
eG anmahnen.

2. Phase: Die Investitionsphase

Nach Erhalt des Beteiligungskapi-
tals des investierenden Genossen-
schaftsmitglieds erwirbt die Eventus 
eG Wohnimmobilienprojekte und re-
alisiert diese zu 100 % eigenkapitalfi-
nanziert. Es wird Wert darauf gelegt, 
dass jegliche Projekte ohne jedes 
Fremdkapital finanziert werden. Dies 
sorgt innerhalb der Genossenschaft 
für eine sehr hohe Sicherheit für das 
investierende Mitglied.

3. Phase: Der Exit

Nachdem ein Wohnimmobilienprojekt 
erfolgreich erworben werden konnte 
(beispielsweise ein Sanierungsbedürf-
tiges Wohnimmobilienprojekt oder ein 
Grundstück), wird mit der Realisation 
begonnen. Zeitgleich wird die Ver-
marktung der Immobilienprojekte an 
Eigennutzer und Investoren durch ei-

nen anerkannten Experten vermarktet 
und veräußert. Somit wird ein perma-
nenter Cash-Flow gewährleistet um 
schnellstmöglich durch die Erlöse der 
Verkäufe der einzelnen Wohnungen 
neue Wohnimmobilienprojekte zu re-
alisieren. Ein erfolgreicher Exit ist der 
wichtigste Punkt in der Wohnimmobi-
lienprojektierung. Denn hier wird der 
Gewinn für die Genossenschaft und 
seine Mitglieder realisiert.

4. Phase: Die Ausschüttung

Das investierende Mitglied erhält 
nach Ablauf eines Kalenderjahres 
eine entsprechende Ausschüttung 
gemessen am eingesetzten Eigen-
kapital. Die Ausschüttung ist jährlich 
und wird den investierenden Genos-
senschaftsmitgliedern auf das Refe-
renzkonto ausgeschüttet. Am Ende 
der gezeichneten Laufzeit erhält das 
investierende Mitglied seine Einlage 
zurück, sollte es fristgerecht gekün-

Die Phasen der Beteiligung 
als investierendes Mitglied

Der zeitliche Ablauf der investierenden 
Mitgliedschaft bei der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft lässt sich in 
fünf Phasen unterteilen.
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digt haben. Sollte das investierende 
Mitglied die sechsmonatige Kündi-
gungsfrist nicht eingehalten haben, 
so verlängert sich die investierende 
Mitgliedschaft um die gezeichnete 
Laufzeit. Es wird angestrebt, die Aus-
schüttungen der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft jährlich 
konstant und gleichbleibend zu hal-
ten. Eine Abweichung oder Änderung 
der Ausschüttungshöhe wird nicht 
angestrebt. 

Der Anleger beteiligt sich als investie-
rendes Genossenschaftsmitglied an 
der Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft und begründet damit eine 
mittelbare Beteiligung an einer gewerb-
lichen Immobilienhandelsgesellschaft in 
der Rechtsform einer Genossenschaft. 
Das investierende Genossenschaftsmit-
glied bei der Eventuse eG – DIE Woh-
nungsgenossenschaft wird nicht im 
Genossenschaftsregister eingetragen. 
Für alle nutzenden Mitglieder einer Ge-

nossenschaft ist eine Mitgliederliste zu 
führen. Investierende Mitglieder werden 
separiert von nutzenden Mitgliedern in 
einer eigenen, getrennten, Mitglieder-
liste gelistet. Das investierende Genos-
senschaftsmitglied beteiligt sich an der 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft. Folglich stellt dieses Angebot 
nicht das Angebot einer direkten Immo-
bilienbeteiligung dar. Die Anleger wer-
den aufgrund der angebotenen Beteili-
gung nicht Gesellschafter, ausführendes 
Organ oder Handlungsbevollmächtigter 
der Genossenschaft. Somit werden die 
investierenden Mitglieder auch gemäß 
der Satzung der Eventus eG kein Stimm-
recht, keine direkte Immobilienprojekt-
beteiligung oder kein direktes Recht der 
Geltendmachung von Ansprüchen an 
und gegenüber den einzelnen Wohnim-
mobilienprojekten erhalten.
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Breite Diversifikation

Bei der Konzeption der investierenden 
Mitgliedschaft bei der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft stand neben 
der Auswahl der börsenunabhängigen 
Asset-Klasse „Wohnimmobilien“ mit 
Chancen auf attraktive und schwan-
kungsarme Renditen die Risikominimie-
rung des Gesamtimmobilienportfolios 
zum Zentrum der Überlegungen und 
Aktivitäten.
Im Gegensatz zu einer sog. „Single-As-
set-Strategie“ (die Investition in ein ein-
ziges Immobilienprojekt wie beispiels-
weise bei manchen geschlossenen 
Immobilienfonds und einem Direktin-
vestment) wird bei der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft ein Portfolio 
von verschiedenen Wohnimmobilien-
projekten an verschiedenen Standor-
ten aufgebaut, das in mehrfacher Hin-
sicht als diversifiziert bezeichnet werden 
kann.
Die Strategie des diversifizierten Inves-
tierens in verschiedene Wohnimmobili-
enprojekte an unterschiedlichen Stand-
orten, unterschiedlichen Lagen und 
unterschiedlichen Größen die alle eine 
individuelle Kernkompetenz erfordern, 
stellt den Grundstein der Investitions-
strategie der Eventus eG – DIE Woh-
nungsgenossenschaft dar. Dabei wird 
ein bundesweiter Ansatz verfolgt, d.h. 
die Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft wird ausschließlich Wohnim-
mobilienprojekte in Deutschland realisie-
ren.

Die Investitionskriterien

Die Vermögensgegenstände und Inves-
titionsgrenzen sehen wie folgt aus.
Die Vermögensgegenstände, in die die 
Eventuse eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft nach Maßgabe der Satzung 

zum Aufbau des Portfolios investiert, 
sind zu 100 % eigenkapitalfinanzierte 
Wohnimmobilienprojekte an den sieben 
größten Metropolstandorten in Deutsch-
land.
Die Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft investiert das Genossen-
schaftskapital in Wohnimmobilien, die 
an sog. Metropolstandorten domiziliert 
sind und ein hohes Potenzial an Wertzu-
wachs und Nachfrage besitzen.Da die 
Wohnimmobilienprojekte zum Zeitpunkt 
der Informationszusammenstellung 
nicht feststehen und sich diese auch, 
aufgrund des permanenten Handels, 
stets ändern können, handelt es sich bei 
der investierenden Mitgliedschaft bei der 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft um ein sog. Blind-Pool-Konzept. 
Die professionelle und ausführliche Ex-
pertise und die Erfahrung des Asset-Ma-
nagement-Teams der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft ermöglicht 
es allerdings, eine Reihe von Kriterien 
zu formulieren, die bei einer Investition 
erfüllt sein müssen, damit ein nachhal-
tiger Anlageerfolg erzielt werden kann. 
Zu diesen wichtigen Kriterien zählen da-
nach eine fokussierte Investmentstrate-
gie und ein Gleichklang der Interessen 
der Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft und der investierenden 
Genossenschaftsmitglieder. Ebenfalls 
als wesentlich haben sich die Transpa-
renz der einzelnen Wohnimmobilienin-
vestments, Vorgaben zur Risikodiver-
sifizierung sowie Einflussmöglichkeiten 
seitens des Genossenschaftsverbands 
erwiesen. Obwohl ein Wohnimmobilien-
investment zum Zeitpunkt des Beitritts 
als investierendes Genossenschaftsmit-
glied noch nicht unbedingt feststehen, 
sind bereits die Anforderungen gesetzt, 
welche die Wohnimmobilieninvestments 
erfüllen müssen, um den strengen 
Qualitätsanforderungen des Asset Ma-
nagements der Eventus eG – DIE Woh-
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nungsgenossenschaft zu genügen und 
für eine Investition der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft in Betracht 
zu kommen. 

Die Asset-Klasse „Immobilien“

Wohnimmobilien sind historisch gese-
hen attraktive Kapitalanlagen, die dem 
langfristigen, konservativen Vermögens-
aufbau dienen. Als wertstabile Anlage-
objekte sind Immobilien seit jeher ein 
zentraler Bestandteil eines breit diver-
sifizierten Portfolios. Nur wenige ande-
re Anlageformen bieten eine ähnliche 
Sicherheit und einen vergleichbaren 
Vermögens- und Inflationsschutz. Als 
eigene Anlageklasse mit interessantem 
Rendite-Risiko-Verhältnis weisen Im-
mobilien verglichen mit anderen Asset-
Klassen eine geringere Korrelation mit 
den Kapitalmärkten sowie eine niedrige-
re Volatilität auf. Die klassische Metho-
de von Investoren, in Wohnimmobilien 
zu investieren, ist der Direkterwerb und 
die Bewirtschaftung einer Immobilie im 
Heimatmarkt. Auf der Suche nach inte-
ressanten Anlagemöglichkeiten sollten 
Privatanleger gleichzeitig auf eine inter-
nationale und breit diversifizierte Immo-
bilienstrategie setzen. Hintergrund dafür, 
dass die breite Streuung im Bereich der 
Asset-Klasse „Wohnimmobilien“ nicht 
flächendeckend praktiziert wird, ist dass 
ausreichend Liquidität vorhanden sein 
muss, um eine Vielzahl von Wohnimmo-
bilien zu finanzieren und dass das An-
gebot am deutschen Wohnimmobilien-
markt begrenzt ist.
Über eine investierende Mitgliedschaft 
bei der Eventus eG – DIE Wohnungs-
genossenschaft erhalten Privatinvesto-
ren die Möglichkeit, indirekt an diversen 
Wohnimmobilienprojekten zu partizipie-
ren. Und das schon ab einer vergleich-
bar niedrigen Mindestinvestitionsgröße. 

Die Beteiligungsdauer

Die investierende Mitgliedschaft be-
ginnt zum ersten Tag des Folgemo-
nats nach Einzahlung des vollständig 
gezeichneten Eigenkapitals auf dem 
Genossenschaftskonto der Eventus 
eG – DIE Wohnungsgenossenschaft. 
Die Dauer der jeweiligen investieren-
den Mitgliedschaft orientiert sich an 
der Wahl der Beteiligungsvariante. Bei 
Beteiligungsvariante A der Eventus 
eG hat das investierende Mitglied eine 
Mindesthaltedauer von drei Jahren und 
sollte die Kündigung der investierenden 
Mitgliedschaft nicht fristgerecht bei der 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft eingehen, so verlängert sich die 
Mindesthaltedauer entsprechend der 
gewählten Tarifvariante um die gleiche 
Laufzeit. Bei Beteiligungsvariante B be-
trägt die Mindesthaltedauer fünf Jahre. 
Die Kündigungsfrist von sechs Monaten 
ist gemäß der Satzung der Eventus eG 
in beiden Beteiligungsvarianten gleich.
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Die Zielgruppe / Profil 
des typischen Mitglieds

Die investierende Mitgliedschaft als Be-
teiligungsangebot der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft richtet sich 
an Anleger, die ihre Beteiligung im Pri-
vatvermögen oder Firmenvermögen 
halten, diese nicht fremdfinanzieren und 
die – auch vor dem Hintergrund ihrer 
Vermögensverhältnisse – bereit sind, 
eine kurz- bis mittelfristige genossen-
schaftliche Beteiligung einzugehen, die 
mit diversen Risiken für den jeweiligen 
Anleger verbunden ist. Dabei muss 
der Anleger berücksichtigen, dass die 
Rückflüsse auf das eingesetzte Kapital 
hinsichtlich der Höhe des Betrags und 
des Zeitpunkts ungewiss sind. 

Das genossenschaftliche Beteiligungs-
angebot richtet sich an Interessenten, 
die nicht auf Einkünfte aus der Anlage 
angewiesen sind und keine Rückzah-
lung des Anlagebetrags in einer Summe 
zu einem bestimmten Zeitpunkt erwar-
ten. 

Der mit der investierenden Mitglied-
schaft bei der Eventus eG – DIE Woh-
nungsgenossenschaft angesprochene 
Anleger muss bereit und wirtschaftlich 
in der Lage sein, den Totalverlust der 
Genossenschaftsbeteiligung ohne we-
sentliche Folgen für seine wirtschaftliche 
Situation hinzunehmen. Siehe hierzu die 
wesentlichen Anlegerinformationen und 
Risikohinweise in dieser Informations-
broschüre.

Entgegennahme der Beitrittserklärung

Die Beitrittserklärung wird von der Even-
tus eG – DIE Wohnungsgenossenschaft 
gemäß der jeweils aktuellen Satzung 
entgegen genommen. Der Beitritt eines 

Anlegers (investierendes Genossen-
schaftsmitglied) wird bis zu einer Höhe 
von 10.000 Anteilen gewährt. Die Min-
destinvestition muss min. 10 Anteile be-
tragen.

Haftung und weitere Leistungen 
der Anleger

Die Zahlungsverpflichtung der investie-
renden Mitglieder beschränkt sich auf 
die gezeichnete Anlagesumme. Eine 
Nachschusspflicht besteht nicht. Das 
investierende Mitglied hat gegenüber 
der Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft keine über die Leistung der 
von ihm auf der Beitrittserklärung fest-
gelegten Gesamteinlage (Pflichteinlage) 
hinausgehende Zahlungsverpflichtun-
gen, sobald die Pflichteinlage geleistet 
und solange diese nicht zurückgezahlt 
wurde.

Angebotsvorbehalte

Diese Leistungsübersicht und Verkaufs-
unterlage stellt wirtschaftliche und steu-
erliche Auswirkungen einer Beteiligung 
an einer Genossenschaft typisierend 
und beispielhaft dar, d.h., ohne auf die 
individuelle Situation des Anlegers Be-
zug zu nehmen. Für die individuelle Be-
urteilung der Auswirkungen der Anlage 
ist es erforderlich, dass der Anleger über 
entsprechende Fachkompetenz verfügt 
oder fachkundige Beratung unabhän-
giger Dritter einholt. Der Inhalt der Ver-
kaufsunterlagen berücksichtigt nur die 
aus Sicht der Anbieterin bekannten und 
erkennbaren Sachverhalte bis zum Zeit-
punkt der Aufstellung dieser Leistungs-
übersicht.
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Wir sichern Ihre finanzille Freiheit 
									        bis ins hohe Alter!



Die eingetragene Genossenschaft ist die 
mit Abstand insolvenzsicherste Rechts-
form in Deutschland. Von rund 28.300 
Unternehmensinsolvenzen entfielen nur 
18 (0,06 %) auf Genossenschaften. Die 
hierbei bedrohten Arbeitsplätze und 
Forderungsausfälle waren verschwin-
dend gering. Fast keine Schäden durch 
Insolvenzen von Genossenschaften.

Es wurden die veröffentlichten Insolven-
zzahlen des Statistischen Bundesamtes 
für 2012 ausgewertet. Genau wie in den 
Vorjahren bestätigte sich auch in 2012, 
dass Genossenschaften zu den sichers-
ten Arbeitgebern und Geschäftspart-
nern zählen.

Von den in 2012 eröffneten oder man-
gels Masse abgewiesenen Insolvenz-
verfahren bei rund 28.000 Unternehmen 
waren 183.462 Arbeitsplätze betroffen 
sowie eine Forderungsvolumen (Schul-
den) von rd. 41,1 Mrd. Euro. Hiervon 
entfielen auf den Genossenschafts-
sektor aber nur 18 Insolvenzverfahren 
(0,06 %), 113 bedrohte Arbeitsplätze 
(0,06 %) und nur rd. 51 Mio. Euro For-
derungsvolumen (0,13 %).

Wenn man bedenkt, dass der Genos-
senschaftssektor über 600.000 Arbeits-
plätze stellt und in vielen Branchen (z.B. 
Finanzdienstleistungen, Wohnungswirt-
schaft, Landwirtschaft)  marktführende 
Strukturen aufgebaut hat, dann ist dies 
ein beeindruckender Beweis für Solidi-
tät, Nachhaltigkeit und Mitgliederattrak-
tivität der Genossenschaften.

Die insolvenzsicherste 
Gesellschaftsform
Die Genossenschaft 

Sind die Einlagen von Mitgliedern 
der Genossenschaft damit 
insolvenzsicher?

Ja und nein. Die Einlagen der Mitglieder 
sind – vergleichbar einer Aktie – grund-
sätzlich haftendes Eigenkapital. Im In-
solvenzfall sind sie also stark ausfallge-
fährdet. Die Statistik zeigt jedoch, dass 
Insolvenzen im Genossenschaftssektor 
bisher fast nicht auftraten.

Gibt es Gründe für die (dauerhafte) 
Insolvenzsicherheit von Genossen-
schaften?

Genossenschaften betreiben traditio-
nell ein weniger aggressives, eher regi-
onales und im Ergebnis aus stabileres 
Geschäftsmodell. Darüber hinaus ist 
der Verschuldungsgrad im Vergleich zu 
anderen Rechtsformen eher geringer 
und die (Sozial-) Kontrolle der Vorstän-
de durch Aufsichtsräte und Mitglieder 
vielfach intensiver. Ein ganz besonde-
res Verdienst kommt auch den genos-
senschaftlichen Prüfungsverbänden zu. 
Neben der obligatorischen Gründungs-
prüfung und den laufenden Prüfungen 
der Jahresabschlüsse bieten sie umfas-
sende Beratungs- und Konzeptservices 
in den Bereichen der betriebswirtschaft-
lichen, rechtlichen und steuerlichen Op-
timierung des Geschäftsbetriebs.

Fazit

Genossenschaften sind relativ insol-
venzsicher. Damit ist auch das inves-
tierte Kapital der Mitglieder sicher. Die 
Verzinsung ist im Vergleich zu Aktien 
und Hochrisikoanleihen zwar oft gerin-
ger, aber Sicherheit und Solidität haben 
ihren Preis, den die meisten Investoren 
gerne akzeptieren.

22



Insolvenzen nach Rechtsformen 2012
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Verfahren*
28.297

*(eröffnete und abgewiesene) *( Mio. Euro)

Beschäftigte
183.492

Forderungen*
41.173

Einzelunternehmer, Freie Berufe, Kleingewerbe

Personengesellschaften (OHG, KG, GbR)

GmbH und GmbH & Co. KG

Ltd. (Private Company Limited by Shares)

Sonstige Rechtsformen

AG (Aktiengesellschaft)

Genossenschaft
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554
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3.420
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1.677
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Wir wissen wie der 
			  Wohnimmobilienmarkt funktioniert ... 



Die Kurzfassung

Zuspitzung der Krise im Euroraum 
dämpft deutsche Konjunktur erheb-
lich

Trotz spürbarer Erholung der Weltkon-
junktur ist die Eurokrise bislang nicht 
überwunden und belastet die deutsche 
Wirtschaft. Im ersten Quartal 2013 war 
die Wirtschaftsentwicklung im Euroraum 
ohne Deutschland zum siebten Mal in 
Folge rückläufig. Dabei ist allerdings ein 
Nachlassen der Talfahrt  zu konstatieren.

Im Jahresdurchschnitt 2013 wird der 
Anstieg des Bruttoinlandsproduktes in 
Deutschland nach Prognosen diverser 
Institute weitgehend stagnieren und 
einen Wert von 0,3 % bis 0,6 % errei-
chen. Die wirtschaftliche Dynamik bleibt 
somit noch hinter 2012 zurück, als die 
deutsche Wirtschaft nur um 0,7 % ge-
wachsen war. Die Einschätzungen der 
Institute für das Wirtschaftswachstum 
im Jahr 2014 beschreiben weiterhin nur 
eine mäßige Erholung der Konjunktur 
mit einer Wachstumsrate von 0,8 % bis 
zu 1,9 %. Die wirtschaftliche Dynamik-
verlagert sich dabei mehr und mehr in 
Richtung der inländischen Verwendung.
Motor der Entwicklung dürften die priva-
ten Konsumausgaben sein.

Bruttowertschöpfung der Immobili-
enbranche mit stabilem Wachstum

Im Jahr 2011 summierte sich die Brut-
towertschöpfung der gesamten Immo-
bilienwirtschaft (inkl. Bauwirtschaft und 
sonstiger Immobiliendienstleistungen) 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung des Statistischen Bundesamtes 
zufolge auf 434 Milliarden EUR. Dies 
entspricht einem Anteil von 18,7 % an 
der gesamten Bruttowertschöpfung. 

Der Wohnimmobilienmarkt in Deutschland

Damit ist die Immobilienwirtschaft von 
größerer Bedeutung als beispielsweise 
der Fahrzeug- oder der Maschinenbau, 
die häufig im Fokus der Öffentlichkeit 
stehen. Den größten Beitrag zur Wert-
schöpfung der Immobilienbranche leis-
tet die Immobilienwirtschaft im engeren 
Sinne, also Vermittler, Verwalter, Vermie-
ter von Immobilien sowie Bauträger. Die 
Wertschöpfung im Wirtschaftssegment 
der Grundstücks- und Wohnungswirt-
schaft wurde 2011 auf 264 Milliarden 
EUR beziffert. Dies entsprach einem 
Anteil von 11,4 % der gesamten
Bruttowertschöpfung.

Konjunktur bei den Bauinvestitionen 
schwächt sich ab – Wohnungsbau 
aber stabil

Die Entwicklung der Bauinvestitio-
nen konnte im Jahr 2012 nicht an das 
Wachstumstempo der Vorjahre an-
schließen. Über alle Bausparten (Hoch-
Tief- und Wohnungsbau) betrachtet 
gaben die Bauinvestitionen 2012 preis-
bereinigt um 1,5 % nach. Im Jahr 2010 
hatten die Bauinvestitionen real um 
3,2 % und im Folgejahr 2011 um 5,8 % 
zugelegt. Allein der Wohnungsbau zeig-
te 2012 noch eine positive Wachstums-
rate. Mit nunmehr gut 150,7 Milliarden 
EUR konnte er wie in den beiden Vor-
jahren real zulegen. Allerdings hat sich 
das Tempo deutlich verringert. Nach Zu-
wachsraten von 4,6 % (2010) und 6,3 % 
(2011) wurde im Wohnungsbau 2012 
nur noch ein Plus von 0,9 % erreicht.
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Wohnungsneubau übertrifft 2012 
knapp 200.000 Wohneinheiten

Im Jahr 2012 konnten erstmals seit 
2007 wieder mehr als 200.000 Woh-
nungen fertiggestellt werden. Die Zahl 
der Fertigstellungen und damit der tat-
sächliche Zugang auf den Wohnungs-
märkten erreichte 2012 rund 200.500 
Wohnungen. Dies waren 17.400 oder 
9,5 % mehr als im Vorjahr. Der Anstieg 
fiel zwar nicht so deutlich aus wie im 
Jahr 2011 (+ 14,6 %), ist aber erheblich 
höher als im Jahr 2010 (+ 0,5 %).

Die höchsten Zuwachsraten erreichte 
der Neubau von Wohnungen in Mehr-
familienhäusern mit 16 %. Insbesonde-
re neu errichtete Eigentumswohnungen 
kamen verstärkt auf den Markt. Die 
Fertigstellungen bei Ein- und Zweifa-
milienhäusern nahmen nur um 3 % zu. 
Die extrem hohen Baukosten, steigende 
Grunderwerbsteuern und hohe ener-
getische Anforderungen haben im Jahr 
2012 dazu geführt, dass Unternehmen 
entgegen der positiven Prognosen rund 
12.110 Wohnungen und damit ca. 
1.100 Wohnungen weniger als im Vor-
jahr gebaut haben. Damit wurden die 
positiven Erwartungen des letzten Jah-
res gedämpft.

Bezogen auf die fertiggestellten Miet-
wohnungen haben die für die Studie 
herangezogenen Unternehmen einen 
Anteil von 29 % aller neu errichteten 
Mietwohnungen in Deutschland. Im 
Jahr 2013 planen die Unternehmen in 
der Wohnungswirtschaft den Neubau 
von insgesamt über 16.000 Wohnun-
gen. Das wäre der höchste Wert seit 
über zehn Jahren. Ob die Planzahlen 
allerdings auch Realität werden, hängt 
davon ab, ob sich die Rahmenbedin-
gungen für den Wohnungsneubau nicht 
verschlechtern.

Zuwanderung und Bevölkerungszahl 
in Deutschland sind 2012 deutlich 
gestiegen

Im Jahr 2012 sind nach vorläufigen 
Ergebnissen des Statistischen Bun-
desamtes 1.081.000 Personen nach 
Deutschland zugezogen. Dies wa-
ren 13 % Zuzüge mehr als im Jahr 
2011. Bei der Bilanzierung der Zu- 
und Fortzüge ergibt sich für 2012 ein 
Wanderungsüberschuss von 369.000 
Personen – dies ist ebenfalls der höchs-
te Wert seit 1995.

Nach wie vor erhöhte sich die Zuwan-
derung aus EU-Ländern, die von der Fi-
nanz- und Schuldenkrise schwer betrof-
fen sind, besonders deutlich. Ebenfalls 
stark zugenommen haben die Zuzüge 
aus den Ländern, die 2004 bzw. 2007 
der EU beigetreten sind.

Die hohen Wanderungsgewinne 
gegenüber dem Ausland konnten 2012
ähnlich wie im Vorjahr das Geburten-
defizit – die Differenz aus Geburten und 
Sterbefällen – mehr als ausgleichen. 
Nach acht Jahren Rückgang wird die 
Bevölkerungszahl damit das zweite 
Jahr in Folge steigen. Das neuerliche 
Bevölkerungswachstum wird den de-
mografischen Wandel in Deutschland 
aber nicht großräumig aufhalten. Es ver-
stärkt vielmehr die räumlichen Gegen-
sätze. Schrumpfende Regionen werden 
zukünftig einen immer höheren Anteil 
an der Gesamtfläche Deutschlands 
ausmachen. Gleichzeitig verschärft die 
Bevölkerungszunahme in den prospe-
rierenden Zentren dort die Wohnungs-
marktsituation.
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Mieten bei Neuvermietung in Bal-
lungsräumen und Universitätsstäd-
ten entwickeln sich nach oben

Die Angebotsmieten von Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern sind im Jahr 2012 
nochmals stärker gestiegen als im Jahr 
zuvor. Im Bundesdurchschnitt erhöhten 
sich die Nettokaltmieten um 3,3 % auf 
6,59 EUR/qm, in Westdeutschland auf 
6,93 EUR/qm (+ 3,1 %), in Ostdeutsch-
land auf 5,71 EUR/qm (+ 3,7 %). Im Jahr 
2011 waren die Neu- und Wiederver-
mietungsmieten bundesweit um 2,9 %, 
ein Jahr zuvor nur um 1,3 % gestiegen. 
In der aktuellen Berichterstattung über 
den kräftigen Anstieg der Angebots-
mieten in einigen Großstädten geraten 
allerdings die Entwicklungen der weiter 
zurückliegenden Jahre weitgehend aus 
dem Blick. Bis etwa 2005 waren die An-
gebotsmieten rückläufig bzw. stagnier-
ten in den Jahren 2006/2007. Erst ab 
2009 sind leichte nominale Steigerun-
gen erkennbar. Somit lag die Mietendy-
namik der Angebotsmieten über Jahre 
deutlich unterhalb der Teuerungsrate. 
Regional ist der Mietanstieg bei den An-
gebotsmieten auch 2012 sehr begrenzt. 
Lediglich in 71 Kreisen stieg 2012 die 
Angebotsmiete um mehr als 4 % und 
damit überdurchschnittlich stark. In die-
sen Gebieten mit besonders dynami-
scher Mietentwicklung leben etwa 22 % 
der Bevölkerung Deutschlands. Der 
Trend zu kräftigeren Mietsteigerungen 
manifestiert sich derzeit vor allem in den 
wachsenden Großstädten sowie den 
meisten Universitätsstädten in Deutsch-
land.

Neubautätigkeit

Im Jahr 2012 hat sich die Bautätig-
keit in Deutschland im Vergleich zum 
sehr dynamischen Vorjahr etwas abge-
schwächt, bleibt aber weiter auf Wachs-
tumskurs. Insgesamt wurde 2012 in 
Deutschland der Bau von 241.000 
Wohnungen genehmigt. Dies bedeutet 
einen Anstieg von 5,6 % oder 12.800 
Wohnungen gegenüber dem Jahr 2011. 
Damit setzte sich die seit dem Jahr 2010 
anhaltende positive Entwicklung bei den 
Baugenehmigungen von Wohnungen 
weiter fort. Der hohe Zuwachs aus dem 
Jahr 2011 (+ 21,7 % gegenüber 2010) 
konnte jedoch nicht wieder erreicht wer-
den. Entsprechend der äußerst positiven 
Entwicklung der Baugenehmigungen im 
Jahr 2011 konnten 2012 erstmals seit 
2007 wieder mehr als 200.000 Woh-
nungen fertiggestellt werden. Die Zahl 
der Fertigstellungen und damit der tat-
sächliche Zugang auf den Wohnungs-
märkten erreichte 2012 rund 200.500 
Wohnungen. Dies waren 17.400 Woh-
nungen oder 9,5 % mehr als im Vorjahr. 
Der Anstieg fiel zwar nicht so deutlich 
aus wie im Jahr 2011 (+ 14,6 %), ist 
aber erheblich höher als im Jahr 2010 
(+ 0,5 %).

Die höchsten Zuwächse erreichten die 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern mit 
16 %. Die Fertigstellungen bei Ein- und 
Zweifamilienhäusern nahmen nur um 
3 % zu. Insbesondere neu errichtete Ei-
gentumswohnungen kamen verstärkt 
auf den Markt. Rund 7.600 Einheiten 
wurden in diesem Segment mehr fer-
tiggestellt als im Vorjahr. Dies entspricht 
einer Steigerung von 23 %. Mehr als die 
Hälfte aller neuen Wohnungen im Ge-
schosswohnungsbau (57 %) entstehen 
damit als Eigentumswohnungen.
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Die extrem hohen Baukosten, steigende 
Grunderwerbsteuern und hohe ener-
getische Anforderungen haben im Jahr 
2012 dazu geführt, dass die Wohnungs-
unternehmen entgegen der positiven 
Prognose rund 12.110 Wohnungen und 
damit ca. 1.100 Wohnungen weniger 
als im Vorjahr gebaut haben. Damit wur-
den die positiven Erwartungen des letz-
ten Jahres gedämpft. Bezogen auf die 
fertiggestellten Mietwohnungen haben 
die Wohnungsunternehmen einen Anteil 
von 29 % aller neu errichteten Mietwoh-
nungen in Deutschland.

Der Schwerpunkt des Wohnungsneu-
baus bei den Wohnungsunternehmen 
lag im Raum Köln-Bonn, in Stuttgart 
und seinem Großraum, in der Regi-
on München, in Hamburg, Berlin und 
Düsseldorf. Aber auch Städte wie 
Lübeck, Karlsruhe, Heidelberg, Lud-
wigsburg, Konstanz und Augsburg ge-
hörten 2012 zu den Gebieten, wo die 
Wohnungsunternehmen besonders auf 
Neubau setzten. Allein in diesen Top-

Regionen entstand mehr als die Hälfte 
aller von Wohnungsunternehmen ge-
bauten Wohneinheiten.

Bei den Ein- und Zweifamilienhäusern 
wurden in 2012 1.140 Wohnungen ge-
baut. Das sind 200 Einheiten mehr als 
im Jahr 2011. Im Geschosswohnungs-
bau ist die Anzahl der fertiggestellten 
Wohnungen 2012 dagegen gesunken. 
Während in 2011 noch rund 12.400 
Wohneinheiten gebaut wurden, waren 
es in 2012 11.000 Wohnungen in Mehr-
familienhäusern. Im Jahr 2013 planen 
die Wohnungsunternehmen den Neu-
bau von insgesamt über 16.000 Woh-
nungen. Das wäre der höchste Wert seit 
über zehn Jahren. Ob die Planzahlen 
allerdings auch Realität werden, hängt 
davon ab, ob sich die Rahmenbedin-
gungen für den Wohnungsneubau nicht 
verschlechtern.

Fertiggestellte Wohnungen in Deutschland
Alle Baumaßnahmen in Ost und West 1949 – 2013
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Wohnungsneubau 2012 nach Gebäudeart
Anzahl Wohneinheiten und Veränderung zum Vorjahr

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik

Die Trendwende bei den Baufertigstel-
lungen hat sich mit dem Jahr 2012 sta-
bilisiert.

Berücksichtigt man den gewachsenen 
Überhang von Wohnungen, die bereits 
genehmigt, jedoch noch nicht gebaut 
worden sind, lässt sich für 2013 ein 
deutlich höheres Fertigstellungsergeb-
nis von ca. 223.000 Wohneinheiten pro-
gnostizieren. Dennoch war die Bautätig-
keit in den Jahren 2007 bis 2010 auf ein 
Niveau abgesunken, das deutlich unter 
dem langfristigen Neubaubedarf lag. Mit 
der 2012 erreichten Zahl der Baufertig-
stellungen liegt die Bautätigkeit langsam 
wieder innerhalb des Zielkorridors lang-
fristiger Wohnungsbedarfsprognosen. 
Insbesondere im Geschosswohnungs-
bau hat sich in den letzten Jahren ein 
hohes Defizit aufgebaut. Das Bundes-
institut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) prognostizierte für die 
Jahre 2010 bis 2015 einen jährlichen 
Neubaubedarf von rund 110.000 Wohn-
einheiten in Mehrfamilienhäusern.

Gebaut wurden aber deutlich weniger. 
Insgesamt hat sich ein Nachholbedarf 
von rund 500.000 Wohneinheiten in 
Mehrfamilienhäusern aufgebaut. In wirt-
schaftlich dynamischen Metrololregio-
nen wie Hamburg, München, Stuttgart, 
Berlin oder dem Rhein-Main-Gebiet sind 
schon jetzt deutliche Preisreaktionen bei 
Neu- und Wiedervermietungen zu be-
obachten. Darüber hinaus zeigen sich 
anspannende Märkte in Ballungszent-
ren mit Universitäten und Hochschulen. 
Ein stabilisierter Arbeitsmarkt und der 
Zuzug von Studenten beleben hier die 
Wohnungsnachfrage. Der Wohnungs-
bau in den Ballungsregionen braucht 
daher eine zielgerichtete

Förderung, um eine Wohnungsknapp-
heit und damit auch für viele Mieter un-
tragbar hohe Preise zu verhindern. Dies 
kann insbesondere durch das Bereitstel-
len von preiswerten Baugrundstücken in 
ausreichendem Umfang geschehen.

Fertiggestellte Wohnungen
200.466 WE

Neubauwohnungen
180.611 WE

Nichtwohngebäude
3.994 WE

mit 1 und 2 Wohnungen
100.294 WE

mit 1 Wohnung
84.324 WE

mit 2 Wohnung
15.970 WE

Eigentumswohnungen
40.321 WE

Mietwohnungen
30.720 WE

3 und mehr Wohnungen
71.041 WE

Wohnheime
5.282 WE

Wohngebäude
176.617 WE

Neue Wohnungnen durch Maßnahmen im Bestand
19.855 WE

+ 9,5 %

+ 4,9 %

+ 9,6 %

+ 7,7 %

+ 3,4 %

+ 4,0 % + 0,4 %

+ 10,0 %

+ 33,5 %

+ 16,0 % + 78,8 %

+ 23,3 %
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Baugenehmigungen 
in den alten Ländern 1968 – 2013 im Geschosswohnungsbau
(Wohngebäuden mit drei oder mehr Wohnungen)
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Neubaubedarf im Zeitraum 
2005 – 2015 laut BBSR-Raum-
ordnungsprognose rund 
110.000 WE p.a. in MFH

Seit 2002 fehlen 54.000 bis 60.000 Wohnungen pro Jahr in MFH, 
um Bedarf zu decken: Fehlbestand mittlerweile bei über 500.00 WE.
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Der demografische Wandel

Der demografische Wandel – einer der 
drei Faktoren für die neue Normalität 
an den Kapital- und Finanzmärkten. Mit 
dem Begriff demografischer Wandel 
ist ein kontinuierlicher Veränderungs-
prozess der altersmäßigen Zusam-
mensetzung der Bevölkerung und der 
Bevölkerungszahl beschrieben. Der 
demografische Wandel in Deutschland 
hat seine Ursachen in einem deutlichen 
Rückgang der Geburtenhäufigkeit im 
Jahrzehnt von 1965 bis 1975 infolge 
des sogenannten Pillenknicks. Aufgrund 
der niedrigen Geburtenzahl verschiebt 
sich der Altersaufbau immer weiter in 
Richtung der älteren Generation. Die 
natürliche Bevölkerungsentwicklung ist 
in Deutschland bereits seit Anfang der 
70er-Jahre durch Sterbeüberschüsse 
geprägt. Es werden seitdem in Deutsch-
land jedes Jahr weniger Kinder gebo-
ren als Todesfälle zu verzeichnen sind. 
Statt zu wachsen, schrumpft die Be-
völkerung in ihrer Summe. Dank des 
medizinischen Fortschrittes und des 
Wohlstandes erhöhen sich die Lebens-
erwartung und zugleich der Anteil älterer 
Menschen an der Gesamtbevölkerung. 
Außen- wie Binnenwanderung modi-
fizieren diesen Prozess. So wurde die 
negative Bevölkerungsentwicklung in 
Deutschland bis 2002 (und aktuell auch 
wieder seit 2011) durch Wanderungs-
gewinne gegenüber dem Ausland in 
eine Bevölkerungszunahme gewandelt. 
Da Jüngere meist stärker am Wande-
rungsgeschehen beteiligt sind, können 
langfristige Wanderungsgewinne die 
demografische Alterung eines Raumes 
dämpfen, Wanderungsverluste können 
sie dagegen forcieren. Regional zeigt 
sich der demografische Wandel also mit 
sehr unterschiedlichem Gesicht. Ein Ne-
beneinander von schrumpfenden und 
wachsenden Regionen ist dabei typisch 

dafür, wie unterschiedlich die demogra-
fischen Faktoren auf die regionale Be-
völkerungsentwicklung wirken. In den 
acht Jahren zwischen 2003 und 2010 
sank die Bevölkerungszahl Deutsch-
lands leicht um 785.000 Personen auf 
knapp 81,8 Millionen Personen. Dieser 
Bevölkerungsrückgang um 1 % resul-
tierte zum einen aus der natürlichen 
Bevölkerungsentwicklung. Zum ande-
ren war in den letzten Jahren die Net-
tozuwanderung aus dem Ausland relativ 
niedrig, sodass die natürliche Bevölke-
rungsentwicklung nicht mehr wie in der 
Vergangenheit durch Zuwanderungsge-
winne ausgeglichen werden konnte. In 
den Jahren 2008 und 2009 waren die 
Wanderungssalden gegenüber dem 
Ausland sogar erstmals seit zwei Jahr-
zehnten wieder negativ. Einschränkend 
muss hier allerdings beachtet werden, 
dass mit der Einführung der bundes-
weit einheitlichen Steueridentifikations-
nummer in den Jahren 2008 und 2009 
viele Bereinigungen in den Melderegis-
tern durchgeführt wurden. Dies führte 
zu zahlreichen Abmeldungen von Amts 
wegen, wodurch das tatsächliche Zu-
wanderungsergebnis in diesen Jahren 
statistisch unterschätzt wird.

Seit dem Jahr 2010 deutet sich für 
Deutschland eine Trendwende bei der 
Zuwanderung ab. Die Bilanzierung von 
Zu- und Fortzügen war 2010 im Unter-
schied zu den beiden Vorjahren erstmals 
wieder deutlich positiv. Die Zahl der 
Zuwanderungen lag um rund 128.000 
Personen höher als die Zahl der Abwan-
derungen. Im Jahr 2011 überstieg die 
Zahl der Nettozuwanderungen (279.000 
Personen) die natürliche Bevölkerungs-
abnahme erstmals wieder, sodass die 
Bevölkerungszahl Deutschlands insge-
samt zugenommen hat. Im Jahr 2012 
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sind nach vorläufigen Ergebnissen des 
Statistischen Bundesamtes 1.081.000 
Personen nach Deutschland zugezo-
gen. Dies waren 13 % Zuzüge mehr als 
im Jahr 2011. Zuletzt gab es eine solch 
hohe Zuwanderungszahl im Jahr 1995. 
Aus Deutschland ins Ausland zogen da-
gegen im Jahr 2012 insgesamt 712.000 
Personen. Bei der Bilanzierung der Zu- 
und Fortzüge ergibt sich für 2012 ein 
Wanderungsüberschuss von 369.000 
Personen – dies ist ebenfalls der höchs-
te Wert seit 1995. Betrachtet man den 
Durchschnitt der letzten drei Jahre, er-
reichte Deutschland seit Beginn der Fi-
nanz- und Wirtschaftkrise in Europa eine 
durchschnittliche jährliche Nettozuwan-
derung von knapp 260.000 Personen.

Nach wie vor erhöhte sich die Zuwan-
derung aus EU-Ländern, die von der 
Finanz- und Schuldenkrise schwer be-
troffen sind, besonders deutlich: Aus 
Griechenland kamen 2012 nochmals 
42 % mehr Einwanderer als im Jahr 
2011 (+ 11.000 Personen), aus Portu-
gal 40 % (+ 4.000 Personen) aus Itali-
en 37 % (+ 12.000 Personen) und aus 
Spanien 34 % (+ 10.000 Personen). 
Ebenfalls stark zugenommen haben die 
Zuzüge aus den Ländern, die 2004 bzw. 
2007 der EU beigetreten sind. Zu dieser 
Entwicklung dürfte unter anderem der 
Wegfall der letzten Einschränkungen 
zum Arbeitsmarktzugang für die Staats-
angehörigen dieser Länder beigetragen 
haben. Vor allem erhöhten sich 2012 die 
Zahlen der Zuwanderer aus Rumänien 
(+ 22.000), Ungarn (+ 13.000) und Polen 
(+ 12.000).

Über alle Mitgliedstaaten der EU stieg 
die Zuwanderung nach Deutschland 
um 16 %. Aus den sonstigen europä-
ischen nicht EU-Staaten erhöhte sich 
die Zuwanderung etwas weniger stark 
(+ 12 %). Die Zuwanderung aus Asien 

stieg um 9 % und aus Afrika um 11 %. 
Gegenüber dem amerikanischen Kon-
tinent sank die Zuwanderung leicht um 
2 %.

Die Zuzüge aus dem Ausland verteilen 
sich nicht gleichmäßig in der Fläche, 
sondern begünstigen bestimmte Teil-
räume Deutschlands. Dabei kann ver-
mutet werden, dass sich das Muster der 
jüngeren Vergangenheit auch in Zukunft 
beobachten lässt. Neue Zuwanderer 
knüpfen häufig an bestehende soziale 
Netze früherer Migration an: So konzen-
trieren sich die Zuzüge auf die großen 
Agglomerationen und deren Kernstädte. 
Ziele sind die süddeutschen Großstädte 
wie München, Nürnberg, Stuttgart, das 
Rhein-Neckar- und das Rhein-Main-Ge-
biet, aber auch die Rhein-Ruhr-Region, 
Hannover, Hamburg, Bremen und Ber-
lin. Unter den ostdeutschen Großstäd-
ten sind allein in Dresden, Leipzig, Halle 
oder Rostock leichte Konzentrationsten-
denzen internationaler Zuzüge zu erken-
nen. Der ländliche Raum in Ostdeutsch-
land partizipiert fast überhaupt nicht an 
der Zuwanderung aus dem Ausland.

Die beschriebene Zunahme von Zuwan-
derern bedeutet für die begünstigten 
Regionen, dass die mit dem demogra-
fischen Wandel verknüpften Prozesse 
der Alterung und Schrumpfung deutlich 
in die Zukunft verschoben und zugleich 
deutlich abgemildert werden. Die hohen 
Wanderungsgewinne gegenüber dem 
Ausland konnten 2012 ähnlich wie im 
Vorjahr das Geburtendefizit – die Diffe-
renz aus Geburten und Sterbefällen – 
mehr als ausgleichen. Nach acht Jahren 
Rückgang wird die Bevölkerungszahl 
damit das zweite Jahr in Folge steigen. 
Die Einwohnerzahl Deutschlands hat 
nach vorläufigen Berechnungen des 
Statistischen Bundesamtes auf knapp 
über 82 Millionen Menschen zugenom-

32



men. Sollten die Unterschiede in der 
konjunkturellen Dynamik der Eurolän-
der sich im Zuge einer verschärfenden 
Eurokrise weiter verfestigen, ist eher 
von einer Fortdauer der hohen Zuwan-
derung aus den europäischen Krisen-
staaten nach Deutschland auszugehen. 
Das neuerliche Bevölkerungswachstum 
wird den demografischen Wandel in 
Deutschland aber nicht großräumig auf-
halten.

Es verstärkt vielmehr die räumlichen 
Gegensätze. Schrumpfende Regionen 
werden zukünftig einen immer höheren 
Anteil an der Gesamtfläche Deutsch-
lands ausmachen. Gleichzeitig ver-
schärft die Bevölkerungszunahme in 
den prosperierenden Zentren dort die 
Wohnungsmarktsituation. Schon ein 
grober räumlicher Überblick in einer Ty-
pisierung der Kreise Deutschlands nach 
ländlichen Kreisen, ländlichen und eher 
städtischen Umlandgemeinden sowie 
den Großstädten macht deutlich, dass 

sich die positive Bevölkerungsentwick-
lung vor allem auf die Großstädte und 
einige prosperierende Landkreise kon-
zentriert. In den Jahren 2006 bis 2011 
konnten vor allem die Großstädte Bevöl-
kerungszugewinne verbuchen (+1,9 %). 
Alle anderen Kreistypen zeigten in der 
Summe Bevölkerungsrückgänge.

Die Bevölkerungszunahme bei den 
Großstädten konzentrierte sich dabei 
auf die TOP 10 der Gewinnerstädte, die 
allein 90 % der Bevölkerungszuwächse 
in der Kategorie Metropolen auf sich 
vereinigen konnten. Hierzu zählten im 
betrachteten Zeitraum Berlin, München, 
Hamburg, Frankfurt am Main, Köln, 
Leipzig, Dresden, Münster, Stuttgart 
und Düsseldorf. Aufgrund der steigen-
den Wohnimmobilienpreise wächst das 
Interesse an den sog. B-Städten. Für 
die nächsten 10 Jahre wird ein starkes 
Wachstum in den B-Städten prognosti-
ziert.

Bevölkerungsentwicklung in Deutschland 2006 – 2011
Gewinner und Verlierer nach Gebietstypen absolut in %
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Gegenüber der bisher gültigen amtli-
chen Fortschreibung der Bevölkerungs-
zahl ermittelte der Zensus zum Stichtag 
09.05.2011 einen Einwohnerstand von 
80,2 Millionen Einwohnern. Damit leben 
in Deutschland rund 1,5 Millionen Ein-
wohner weniger als bislang angenom-
men. Der neue Einwohnerstand, zu dem 
bislang noch keine rückgerechneten 
Werte zur Bevölkerungsentwicklung in 
der Vergangenheit vorgelegt wurden, 
beschreibt einen summierten Fort-
schreibungsfehler über einen langen 
Zeitraum von 24 Jahren. Dieser ist nicht 
in den letzten Jahren entstanden, son-
dern hat sich kontinuierlich aufsum-
miert. Deshalb bleibt die Richtung und 
abgeschwächt auch die Intensität der in 
der Bevölkerungsfortschreibung bislang 
dargestellten Stromgrößen „Zuzüge“, 
„Fortzüge“, „Geburten“ und „Sterbefäl-
le“ von den Zensusergebnissen weitge-
hend unberührt.

Seit Anfang 2010 liegt die 12. koordi-
nierte Bevölkerungsvorausberechnung 
des Statistischen Bundesamtes vor. 
Sie prognostiziert für Deutschland ins-
gesamt bis zum Jahr 2060 einen deut-
lichen Rückgang der Bevölkerung. Der 
entscheidende Korridor für die mögliche 
Entwicklung der Bevölkerung wird an-
hand von zwei Varianten zur „mittleren 
Bevölkerung“ dargestellt. Diese erge-
ben sich aus einer annähernd konstan-
ten Geburtenhäufigkeit, einer Zunahme 
der Lebenserwartung sowie zwei unter-
schiedlichen Annahmen zum Wande-
rungsgewinn von jährlich 100.000 bzw. 
200.000 mehr Zu- als Fortzügen. Ein-
schränkend wird angenommen, dass 
die unterstellte jahresdurchschnittliche 
Nettozuwanderung erst ab 2014 bzw. 
2020 erreicht wird und danach konstant 
bleibt.

Die TOP 10 – Gewinnerstädte
Bevölkerungsentwicklung zwischen 2006 – 2012 absolut und in %

Düsseldorf 14.888 2,6 %

Dresden 24.986

Hamburg 44.654

Stuttgart 19.469 3,3 %
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Frankfurt am Main 38.908

Köln 27.389

Berlin 97.835
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsfortschreibung
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Unter der Annahme eines jährlichen 
Wanderungssaldos von 100.000 Per-
sonen – dem unteren Schwellenwert 
der mittleren Prognosevariante – wird 
die Bevölkerungszahl nach der Bevöl-
kerungsvorausberechnung des Statisti-
schen Bundesamtes bis zum Jahr 2060 
auf 64,7 Millionen zurückgehen. Damit 
wird sie etwa 17 Millionen unter dem 
Ausgangsniveau von 2010 liegen und 
die Einwohnerzahl des Jahres 1950 im 
damaligen West- und Ostdeutschland 
zusammengenommen unterschreiten. 
Die Annahme eines höheren Wande-
rungssaldos verlangsamt den Rückgang 
der Bevölkerung: Im Jahr 2060 würden 
dann – eine jährliche Nettozuwanderung 
von 200.000 Personen unterstellt – rund 
70,1 Millionen Menschen in Deutsch-
land leben. Ein Verlust von immerhin 
knapp 12 Millionen Menschen.

Die Bevölkerung dürfte im Zeitraum 
von 2010 bis 2060 also zwischen 14 % 
und 21 % zurückgehen, wenn sich die 
aktuelle demografische Entwicklung 

Bevölkerungsentwicklung bis 2060
nach der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung
Ergebnisse der oberen und unteren Berechnungsvarianten, mittlere Bevölkerung

Quelle: Statistisches Bundesamt, 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung

nicht grundlegend ändert und höhe-
re Nettozuwanderungszahlen Realität 
werden. Unabhängig von der Frage der 
tatsächlichen Höhe des zukünftigen 
Bevölkerungsniveaus wird sich der Al-
tersaufbau deutlich in Richtung der älte-
ren Generation verschieben. In diesem 
Punkt stimmen alle verfügbaren Bevöl-
kerungsvorausschätzungen überein. 
Grundlage dieser Entwicklung sind weit 
zurückliegende Veränderungen im ge-
nerativen Verhalten wie die infolge des 
Pillenknicks deutlich gesunkene Ge-
burtenrate. Dieser Prozess ist in unter-
schiedlicher Intensität in allen Industrie-
staaten feststellbar und stellt damit ein 
weltweites Phänomen dar.

Zukünftig werden sich die Relationen 
zwischen Jung und Alt deutlich verän-
dern: Die stark besetzten geburten-
starken Jahrgänge, die gegenwärtig 
noch die mittlere Altersgruppe der 40- 
bis 50-Jährigen repräsentieren, altern. 
Gleichzeitig sinkt die Zahl der Geburten 
weiter. Der Altersdurchschnitt der Be-
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völkerung, gemessen am Median, liegt 
derzeit bei 43 Jahren. Bis zum Jahr 2045 
wird das mittlere Alter um neun Jahre 
steigen, dann aber bis 2060 relativ kon-
stant bleiben. Zwischen 2045 und 2060 
wird etwa die Hälfte der Einwohner älter 
als 52 Jahre sein. Heute beträgt der An-
teil von Kindern, Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen unter 20 Jahren rund 
18 % der Bevölkerung. Ihr Anteil an der 
Gesamtbevölkerung wird im Jahr 2060 
nur noch 16 % betragen.

Rund 62 % der Bevölkerung sind heute 
zwischen 20 und 65 Jahren und damit 
im erwerbsfähigen Alter. Im Jahr 2060 
wird nur noch jeder Zweite zu den 20- 
bis 65-Jährigen gehören. Im Gegenzug 
wird der Anteil der über 65-Jährigen von 
heute 21 % auf rund 34 % im Jahr 2060 
steigen. Alle Altersgruppen, die heu-
te jünger als 46 Jahre sind, werden in 
der Zukunft deutlich schwächer besetzt 
sein. Die älteren Kohorten durchlaufen 
bis 2050 demografische Wellen. Die 
Altersgruppe der 50- bis 65-Jährigen 
nimmt bis 2020 deutlich zu. Die Alters-
kohorte der 65- bis 80-Jährigen wächst 
bis 2033 zahlenmäßig an und die Grup-
pe der über 80-Jährigen nimmt gar bis 
2050 kontinuierlich zu.

Im Jahr 2012 gehörten knapp 4 Milli-
onen Menschen zur Altersgruppe der 
80-Jährigen und Älteren, dies entsprach 
rund 5 % der Bevölkerung. Im Jahr 2050 
werden rund 10 Millionen Hochbetagte 
in Deutschland leben. Jeder Sieben-
te oder 14 % der Bevölkerung werden 
dann über 80 Jahre alt sein. Zwischen 
2050 und 2060 geht auch die Zahl der 
Hochbetagten zurück. Dennoch wer-
den im Jahr 2060 rund 41 % der über 
65-Jährigen zu den Hochaltrigen gehö-
ren. Heute sind es lediglich ein Viertel 
der Senioren.

Haushaltsentwicklung

Die Entwicklung der Bevölkerungszahl 
wirkt sich auf die Nachfrage nach Wohn-
raum nur mittelbar aus. Entscheidend 
ist vor allem die Art und Weise, wie die 
Bevölkerung in Haushalten zusammen-
lebt. Denn die Haushalte treten schließ-
lich am Wohnungsmarkt als Nachfrager 
von Wohnungen auf. Der Trend zur Sin-
gularisierung – immer öfter leben we-
niger Menschen in einem Haushalt zu-
sammen als früher – hat zur Folge, dass 
sich die Zahl der Haushalte langfristig 
anders als die Bevölkerung entwickelt. 
In München beispielsweise beträgt der 
Anteil der Single-Haushalte inzwischen 
bereits über 30 %. Nachfragerückänge 
aufgrund der sinkenden Bevölkerungs-
zahl werden in Deutschland auch wäh-
rend des nächsten Jahrzehnts noch 
durch die Zunahme der Haushalte kom-
pensiert. Die Entwicklung wird allerdings 
regional sehr unterschiedlich verlaufen.
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Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung
in Deutschland 1991 – 2012

116

114

112

110

108

106

104

102

100

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 20031999 2004 20082000 2005 20092001 2006 20102002 2007 2011 2012
98

Indexwert 1991 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, 
Mikrozensus der jeweiligen Jahre, sowie Bevölkerungsfortschreibung, eingene Berechnung: Wert 

für 2005 extrapoliert, da methodische Umstellung beim Erhebungsverfahren des Mikrozensus

Haushalte Bevölkerung

37



Die Personenzahl der Haushalte in 
Deutschland ist in der jüngeren Ver-
gangenheit immer mehr geschrumpft. 
Lebten 1991 noch durchschnittlich 2,27 
Personen in einem Haushalt, so waren 
es im Jahr 2012 nur noch 2,01 Perso-
nen. Begründet durch diesen Verkleine-
rungsprozess ist die Zahl der Haushal-
te zwischen 1991 und 2012 um 15 % 
angestiegen, während die Bevölkerung 
nur um 2 % gewachsen ist. Selbst in 
den neuen Ländern, die in den ersten 
20 Jahren seit der Wiedervereinigung 
über 10 % ihrer Bevölkerung verloren 
haben, stieg die Zahl der Haushalte im 
selben Zeitraum um mehr als 9 %.

Die gegenüber der Bevölkerung größere 
Dynamik der Haushaltszahlen wird auch 
in der näheren Zukunft Bestand haben. 
Ende 2012 hat das BBSR eine kleinräu-
mig differenzierte Haushaltsprognose 
bis zum Jahr 2030 vorgelegt. Wichtigs-
tes Prognoseergebnis: Die Bevölkerung 
wird bis 2030 zwar leicht abnehmen, die 
Zahl der privaten Haushalte dagegen 
noch um etwa 2,5 % zunehmen. Die 
Prognose bestätigt zudem die deutliche 
Diskrepanz zwischen der Entwicklung 
im früheren Bundesgebiet und den neu-
en Ländern. Während in den alten Län-
dern die Bevölkerung bis 2030 nahezu 
stabil bleibt, ist im Osten Deutschlands 
eine starke Abnahme um fast 11 % zu 
erwarten. Die Zahl der Haushalte nimmt 
in den alten Ländern um 5 % zu, wäh-
rend die neuen Länder bis 2030 knapp 
7 % ihrer Haushalte verlieren. In abso-
luten Zahlen steht also einem Zuwachs 
von 1,6 Millionen Haushalten in den al-
ten Ländern ein Rückgang von 600.000 
Haushalten in den neuen Ländern 
gegenüber. Im Vergleich zu den Vor-
läuferprognosen unterscheidet sich die 
neue Haushaltsprognose des BBSR vor 
allem durch veränderte Annahmen zu 
den Wanderungen nach Deutschland. 

Aufgrund internationaler Push-Faktoren 
wird mit einem Wiederanstieg der Net-
towanderungen gerechnet, der sich im 
Mittel innerhalb der Bandbreite bewegt, 
die die Prognose des Statistischen 
Bundesamtes (12. koordinierte Bevöl-
kerungsvorausberechnung) in ihren 
mittleren Varianten abdeckt. Bis 2030 
wird deshalb mit einem langsamen An-
stieg des Wanderungssaldos auf dann 
200.000 Personen gerechnet. Erst nach 
2030 ist in Deutschland insgesamt mit 
einem Rückgang der Haushaltszahlen 
zu rechnen. Dieser fällt zunächst aber 
noch sehr gering aus. Die gegenläufige 
Dynamik von Haushalten und Bevölke-
rung schwächt sich immer stärker ab 
und wird immer seltener. Langfristig fol-
gen die Haushaltszahlen dem Entwick-
lungspfad, der durch die Bevölkerungs-
entwicklung vorgegeben ist. Trotzdem 
werden durch die Haushaltsverkleine-
rungsprozesse in vielen Regionen die 
Haushaltszahlen noch weiter wachsen. 
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Entwicklung der durchschnittlichen Haushaltsgröße
Personen je Privathaushalt in Deutschland 1991 – 2012
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Bei räumlich verfeinerter Betrach-
tung der Dynamik der Haushaltszah-
len zeigt sich ein enges Nebeneinan-
der von Wachstum und Schrumpfung. 
Schrumpfende Regionen machen 
zukünftig einen immer höheren Anteil an 
der Gesamtfläche Deutschlands aus. Im 
Jahr 2030 werden nur noch zwei Fünftel 
aller Kreise in Deutschland zunehmende 
Haushaltszahlen aufweisen. Vierzig Jah-
re zuvor – im Jahr 1990 – waren weit 
über 80 % aller Kreise in Deutschland 
noch von einem Zuwachs der Haus-
haltszahlen gekennzeichnet.

Auf aggregierter Betrachtungsebene 
werden Haushaltsverluste in einer Teilre-
gion immer mit Haushaltszuwächsen in 
anderen Teilregionen verrechnet. Da für 
die wohnungswirtschaftliche Interpreta-

tion der Ergebnisse aber die regionalen 
Veränderungen der Nachfragesituati-
on von Bedeutung sind, wird das Aus-
maß der Spaltung der demografischen 
Dynamik erst dann erkennbar, wenn 
ein Aggregat aus den Haushaltsverän-
derungen auf kleinräumiger Ebene ge-
bildet wird. Etwa, wenn die Verluste an 
Haushalten aller Kreise mit rückläufiger 
Haushaltszahl addiert werden. Derart 
summiert offenbart sich die Größen-
ordnung der regionalen Schrumpfung, 
ohne mit dem Wachstum in Teilregio-
nen verrechnet zu werden: Bundesweit 
werden zwischen 2012 und 2030 nach 
der Raumordnungsprognose 2030 des 
BBSR in Kreisen mit rückläufiger Zahl an 
Haushalten rund eine Million Haushalte 
verloren gehen. Etwa 722.600 davon 
entfallen auf Gebiete in Ostdeutsch-

Verluste an Haushalten in Westdeutschland
Summe der Haushaltsrückgänge in Kreisen mit rückläufiger Haushaltszahl
nach BBSR-Haushaltsprognose 2030
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land. In schrumpfenden Regionen der 
alten Länder werden dagegen 314.600 
Haushalte weniger gezählt. Insgesamt – 
schrumpfende und wachsende Kreise 
betrachtet – steigt die Zahl der Haushal-
te in den alten Ländern bis 2030 dage-
gen um knapp 1,6 Millionen an.

Der komplexe Stadtumbau in Ost-
deutschland braucht insgesamt über 
das Volumen des Programms „Stadt-
umbau Ost“ hinausgehende flankie-
rende Unterstützung. Er ist deshalb als 
Bestandteil einer integrierten Stadtent-
wicklungspolitik so zu gestalten, dass 
über die Programme der Städtebauför-
derung hinausgehende Mittel im Inter-
esse einer nachhaltigen Stadtentwick-
lung und sozialer Wohnraumversorgung 
ressortübergreifend generiert werden. 

Insbesondere muss die Fortführung des 
Stadtumbaus durch eine abschließende 
Lösung der Altschuldenfrage flankiert 
werden. Wer mit Altschulden belastete 
Wohngebäude abreißt, muss von die-
sen Belastungen befreit werden.
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Urbanisierung

Die nachfolgende Statistik zeigt den An-
teil der Bevölkerung in Städten weltweit 
in den Jahren von 1985 bis 2010 und 
eine Prognose bis zum Jahr 2050. 

Im Jahr 1985 lebten 41,2 % der Bevöl-
kerung in Städten, für das Jahr 2025 
wird ein weltweiter Anteil der Bevölke-
rung in Städten von 58,2 Prozent pro-
gnostiziert. 

Schon heute wachsen die Metropolregi-
onen weltweit stark an. 

Anteil der Bevölkerung in Städten weltweit von 1985 bis 2010 und Prognose bis 2050
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Das gilt auch für Deutschland. In der 
Bundesrepublik ist die Zuwanderung 
in den Metropolregionen sehr stark er-
kennbar. Das hat direkte Auswirkungen 
auf die Immobiliennachfrage in den je-
weiligen Metropolregionen. Daraus wie-
derum resultieren die weiterhin steigen-
den Wohnimmobilienpreise. 

Gründe für die stetig voranschreitende 
Urbanisierung sind:

- Steigende Lebensqualität in den 
  Metropolen

- Bessere Karrieremöglichkeiten und     
  Arbeitsplatzangebote

- Zentralisierung von wichtigen 
  Anlaufstellen für ältere Menschen 
  (Ärzte, Seniorentreffen, usw.)

- Bessere Lebensqualität für junge 
  Menschen

Die genannten und viele weitere Fakto-
ren sind der Grund für die voranschrei-
tende Urbanisierung. Weltweit geht man 
davon aus, dass in den kommenden 
30 Jahren mehr als 60% der Weltbe-
völkerung in Metropolen lebt. In sog. 
Megacities. In Deutschland könnten zu 
den sogenannten Megacities in Zukunft 
Stuttgart, Berlin, München, Hamburg 
und Köln gehören. Hier erwartet man 
auch in Zukunft eine starkte Zuwan-
derungsrate, was die Nachfrage nach 
Wohnraum weiter antreibt und somit 
für einen stabilen Preisanstieg am Woh-
nimmobilienmarkt sorgen wird.auch in 
Zukunft eine starkte Zuwanderungsra-
te, was die Nachfrage nach Wohnraum 
weiter antreibt und somit für einen sta-
bilen Preisanstieg am Wohnimmobilien-
markt sorgen wird.
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Mietpreisentwicklung

Wohnungsmieten

Für eine Analyse der Wohnungsmieten 
werden Nettokaltmieten ohne Betriebs- 
und Heizungskosten verwendet, da nur 
die Nettomiete die Bruttoeinnahmen 
des Investors darstellt. Die meisten Be-
triebskosten werden vom Mieter sepa-
rat gezahlt, belasten infolgedessen die 
Wohnkosten der Haushalte und nicht 
den Investor. Allerdings haben sie eine 
indirekte Auswirkung auf die Bezahl-
barkeit der Mieten und somit auf den 
möglichen Mieterhöhungsspielraum. 
Nach Angaben des Statistischen Bun-
desamtes sind die Nettokaltmieten al-
ler Wohnungen in Deutschland in den 
letzten fünf Jahren etwas schwächer 

als die Verbraucherpreise gestiegen. 
Während zwischen 2008 und 2012 der 
allgemeine Preisanstieg bei rund 5,5 % 
lag, verteuerten sich die Wohnungskalt-
mieten um 4,7 %. Die Nebenkosten für 
Heizung und Strom erhöhten sich hin-
gegen mit 13,5 % fast dreimal so stark 
wie die Inflationsrate. Auch die Instand-
haltungskosten verzeichneten einen 
überdurchschnittlichen Preisanstieg 
(+ 11,7 %). Im letzten Jahr setzte sich 
der Trend der Vorjahre fort: Die Kalt-
mieten stiegen mit 1,2 % schwächer als 
die Inflationsrate, wohingegen sich das 
Preisniveau der Instandhaltungskosten 
und warmen Nebenkosten kräftig er-
höhte. Als Preistreiber des Wohnungs-
marktes stellen sich somit für die Mieter 
und auch Investoren die Betriebs- und 
Instandhaltungskosten heraus.
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Im Gegensatz zur allgemein modera-
ten Entwicklung der Nettokaltmieten 
können regionale Märkte in Deutsch-
land deutlich abweichende Trends auf-
weisen. Über die letzten Jahre erfuh-
ren beispielsweise Ballungsräume mit 
einer guten wirtschaftlichen Basis eine 
überdurchschnittliche Steigerung der 
Neuvertragsmieten. Das ist zum einen 
auf niedrige Baufertigstellungen un-
terhalb des Bedarfs und zum anderen 
auf Wanderungsgewinne in den wirt-
schaftsstarken Städten und Regionen 
zurückzuführen. Zusätzlich ist in den 
meisten Regionen ein Wachstum der 
Haushaltszahlen zu verzeichnen. Bei ei-
ner Analyse langer Zeitreihen der Miet-
preise und der Inflationsrate lässt sich 
jedoch nur in wenigen Städten eine 
reale Mietpreissteigerung auf Sicht von 
fünf oder acht Jahren nachweisen (s. 
folgende Grafik). Wird eine Analyse der 
Wohnkostenbelastung, die die Einkom-
men in das Verhältnis zu den Mietzah-
lungen setzt, durchgeführt, zeigen sich 
nur in wenigen Großstädten steigende 
Wohnkostenquoten. Die Einkommen 
sind in den letzten Jahren in den Städ-
ten stärker gestiegen als die Mietkosten, 
sodass sich heute die Mietkostenbelas-
tung überwiegend auf einem ähnlichen 
Niveau wie zu Anfang des Jahrtausends 
bewegt.

Nach einer Betrachtung von Bestands-
mieten werden im folgenden Abschnitt 
Angebotsmieten aus Zeitungsinseraten 
und Online-Anzeigen für acht wichtige 
Wohnungsmärkte analysiert. Da An-
gebotsmieten im Wohnungsmarkt ge-
wöhnlich nicht verhandelbar sind, zei-
gen sie einen verlässlichen Überblick 
der Mietpreisentwicklung für Neuver-
tragsmieten in den jeweiligen Städten. 
München wurde 2012 einmal mehr sei-
nem Ruf als teuerster Wohnungsmarkt 
Deutschlands gerecht. 

Mit 13,80 EUR/m²/Monat notierten die 
Mietpreise auf einem neuen Spitzenni-
veau. Auch die Dynamik war 2012 mit 
+ 9,1 % die höchste der untersuchten 
Städte. Neben Stuttgart ist München die 
einzige Stadt, in der sich der Aufwärts-
trend der Mieten während des 2. Halb-
jahrs noch einmal beschleunigt hat, der 
Abstand zu den anderen Städten hat 
sich weiter vergrößert. Seit 2004 stiegen 
die Mieten mit jährlichen Wachstumsra-
ten von 2,4 %, was der drittstärksten 
Dynamik aller acht Städte entspricht.

Hamburger Wohnungsmarkt seit 2004 
mit einem jährlichen Wachstum von 
3,0 % die höchste Dynamik aller acht 
untersuchten Städte. Auch Frankfurt 
zählt zu den Mietmärkten mit einer in der 
zweiten Jahreshälfte 2012 nachlassen-
den Preisdynamik. Die jährliche Wachs-
tumsrate betrug aber immer noch 6,5 %. 
Damit bewegt sich das Mietniveau – in 
einem weiterhin angebotsknappen 
Markt – auf einem neuen Höchststand 
(11,70 EUR/m²/Monat). Die Mainmet-
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ropole bleibt die Stadt mit dem – nach 
München – zweithöchsten Mietpreisni-
veau in Deutschland. Die Mieten wuch-
sen seit 2004 um durchschnittlich 1,8 % 
pro Jahr.

In Stuttgart, der Stadt in der die Even-
tus eG – DIE Wohnungsgenossenschaft 
ihren Hauptsitz hat, hat sich die Miet-
entwicklung entgegen dem Trend im 2. 
Halbjahr 2012 noch einmal beschleu-
nigt. Die gute Wirtschaftslage am Ne-
ckar mit hohen Zuzugszahlen sorgte für 
einen Anstieg der Mieten auf Jahressicht 
auf 10,25 EUR/m²/Monat (+ 7,9 %). Im 
Vorjahr betrug der Anstieg 3,9 %. Seit 
2004 verteuerten sich die Neuvertrags-
mieten im Mittel um 1,8 % pro Jahr.
Bei nachlassender Dynamik in der zwei-
ten Jahreshälfte stiegen die Mieten in 

Düsseldorf auf Jahressicht noch deut-
lich um 6,2 % auf 9,00/m²/Monat und 
liegen damit gleichauf mit der Ange-
botsmiete in Köln (+ 5,5 %). Während 
die jährliche Wachstumsrate in Köln seit 
2004 bei 0,4 % lag, erzielte Düsseldorf 
mit 1,5 % p.a. einen deutlich höheren 
Preisanstieg. Auf dem Leipziger Miet-
wohnungsmarkt wurde der niedrigste 
Mietpreiszuwachs unter den unter-
suchten Märkten registriert (+ 1,6 % auf 
5,05 EUR/m²/Monat), mit einer Bele-
bung in nur wenigen gefragten Lagen. 
Seit 2004 stiegen die Mieten jährlich um 
durchschnittlich 0,3 %.

Entwicklung der Angebotsmieten* in ausgewählten Städten (2004 – 2012)

Quelle: Jones Lang LaSalle Residental City Profilies (*Medianmiete)
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Kaufpreisentwicklung

Wohnungskaufpreise

Abhängig von lokalen Marktbedingun-
gen sind gewisse Abschläge oder auch 
Zuschläge auf die inserierten Kaufprei-
se für Wohnungen vorzunehmen. An-
gebotspreise für Wohnungen sind ein 
nützlicher Indikator für lokale Preistrends. 
Mit einem Jahresanstieg von 17,2 % (auf 
4.590 EUR/m²) blieb die bayerische Lan-
deshauptstadt die mit Abstand teuerste 
deutsche Stadt für den Erwerb von Ei-
gentum. München zählt mit einer jähr-
lichen Wachstumsrate von 4,0 % seit 
2004 auch zu den drei dynamischsten 
Märkten für Eigentumswohnungen in 
Deutschland. Hamburg, im zweiten Jahr 
hintereinander nun teurer als Frankfurt, 
baute seine Position, trotz einer leichten 
Abkühlung in der zweiten Jahreshälf-
te, 2012 weiter aus auf 3.220 EUR/m² 
(+ 13,6 %). Seit 2004 stiegen die Kauf-
preise um fast 1.100 EUR/m², was einer 
jährlichen Preissteigerung von 4,6 % 
entspricht. Der Markt an Alster und Elbe 
zeigte damit in diesem Zeitraum unter 
den untersuchten Städten den höchs-
ten jährlichen Anstieg der Kaufpreise. 
In Frankfurt hat der Aufwärtstrend der 
Kaufpreise für Eigentumswohnungen 
in der zweiten Jahreshälfte nachgelas-
sen, auf Jahressicht  wird noch ein Plus 
von 10,1 % erzielt. Eigentumswohnun-
gen wurden am Main zum Jahresen-
de durchschnittlich für 3.010 EUR/m² 
angeboten. Seit 2004 verteuerten sich 
Wohnungen durchschnittlich um 2,4 % 
im Jahr.

Aufgrund zahlreicher Neubauprojekte 
notierte Düsseldorf mit einem Plus von 
21,1 % (auf 2.420 EUR/m²) den höchs-
ten Kaufpreisanstieg der untersuchten 
Städte in 2012. Die Entwicklungstätig-
keit am Rhein zeigt sich weiter rege und 

sollte – auf absehbare Zeit – den Bedarf 
an hochwertigem Neubau decken. Die 
jährliche Preissteigerung seit 2004 be-
trägt rund 2,8 % pro Jahr. In Berlin blieb 
– trotz der vergleichsweise geringen 
Bauvolumina pro Einwohner – die Kauf-
preisdynamik weiterhin hoch (+ 18,3 % 
auf 2.370 EUR/m² auf Jahressicht). Die 
Bundeshauptstadt wurde zum Jah-
resende von Düsseldorf überholt, der 
außerordentlich hohe Aufwärtstrend 
der beiden vorherigen Halbjahre nicht 
mehr erreicht. Seit 2004 erhöhten sich 
die Preise in Berlin um durchschnitt-
lich 4,2 % pro Jahr, was die Hauptstadt 
nach Hamburg zum Markt mit dem 
zweitstärksten Wachstum machte.

Den geringsten Preisanstieg bei Eigen-
tumswohnungen verzeichnete 2012 
Stuttgart (+ 7,3 %). Wohnungen in der 
Schwabenmetropole kosteten Ende 
des Jahres mit 2.360 EUR/m² ungefähr 
so viel wie in Berlin. Die Wachstumsra-
ten fallen mit 0,8 % pro Jahr seit 2004 
eher gering aus. Nach einem kräftigen 
Anstieg in der ersten Jahreshälfte sta-
gnierten die Preise in Köln zum Jah-
resende nahezu bei 2.070 EUR/m². Im 
Jahresvergleich konnte ein Plus von 
9,9 % notiert werden. Mit einem jährli-
chen Preisanstieg vom 0,3 % erfuhr die 
Domstadt seit 2004 nur eine geringe 
Dynamik. Leipzig war die einzige unter-
suchte Stadt mit sinkenden Preisen für 
Eigentumswohnungen im zweiten Halb-
jahr (-2,5 %). Auf Jahressicht schlug da-
gegen mit +8,7 % noch ein beachtliches 
Preisplus zu Buche.

Mit 1.190 EUR/m² sind Eigentumswoh-
nungen in der sächsischen Metropole 
ungefähr halb so teuer wie in Berlin oder 
Stuttgart. Leipzig ist auch die einzige 
der acht untersuchten Städte mit einer 
seit 2004 durchschnittlich negativen 
Wachstumsdynamik (-3,2 % p.a.).
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Entwicklung der Angebotskaufpreise* für Eigentumswohnungen in ausgewählten Städten 
(2004 – 2012)

Quelle: Jones Lang LaSalle (*Mediankaufpreis)

Zusammenfassung

Der seit 2010 eingeschlagene Wachs-
tumspfad der deutschen Wirtschaft kam 
im letzten Quartal 2012 zum Erliegen. 
Auf Jahressicht wuchs die Wirtschaft 
dennoch moderat (+ 0,7 %), ein Kurs, der 
sich auch 2013 – unter der Annahme ei-
ner Wiederbelebung der Wirtschaftsak-
tivität im Laufes des Jahres – fortsetzen 
soll. Währenddessen sank die Arbeits-
losenquote 2012 auf den tiefsten Stand 
seit der Wiedervereinigung (6,8 %) und 
die Erwerbstätigenzahlen erreichten 
neue Höchststände. Allerdings konnten 
die privaten Einkommen nach langer 
Stagnation erst wieder in den letzten 
Jahren vom Wachstum des Bruttoin-
landsproduktes profitieren. Historisch 
niedrige Hypothekenzinssätze in Verbin-

dung mit einer maßvollen Inflation der 
Verbraucherpreise kennzeichnen zurzeit 
ein günstiges Finanzierungsumfeld für 
Wohnimmobilieninvestitionen.

Deutschlands Bevölkerung schrumpft 
langfristig durch ein Geburtendefizit, 
das jedoch in den letzten beiden Jahren 
wieder durch Zuwanderung ausgegli-
chen wurde und zu steigenden Einwoh-
nerzahlen führte (2012: 80,5 Mio.). Die 
Nachfrage nach Wohnraum steigt vor 
allem durch die Zunahme der Haushalte 
an und wird mindestens bis 2025 weiter 
anwachsen. Die zunehmende Alterung 
der Bevölkerung und ein Anstieg des 
Anteils der Ein- und Zweipersonenhaus-
halte sind schon jetzt die bestimmenden 
Determinanten der Wohnraumnachfra-
ge.
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Für die allgemeinen demografischen 
und wirtschaftlichen Trends gilt jedoch, 
mehr noch als in der Vergangenheit, eine 
differenzierte Bewertung einzelner Städ-
te und Regionen, die teilweise gegen-
läufige Trends aufweisen. Die 41,3 Mio. 
Wohnungen in Deutschland stammen 
überwiegend aus den Nachkriegsjahr-
zehnten. Die nach der Wiedervereini-
gung in den 1990er Jahren einsetzende 
hohe Bauaktivität ließ in den folgenden 
Jahren bis 2006, als ein neuer Tiefstand 
erreicht wurde, stetig nach. Mittlerweile 
erhöhen sich die Fertigstellungszahlen 
wieder und entsprechen dem prognos-
tizierten mittelfristigen Neubaubedarf. 
Die steigenden Immobilienpreise in den 
deutschen Großstädten sorgen spezi-
ell im Geschosswohnungsbau für eine 
höhere Bauaktivität, die jedoch weit-
gehend hinter dem dortigen Bedarf 
zurückbleibt.

Mehr als jeder zweite Haushalt ist Mie-
ter, sodass dem Vermietungsmarkt in 
Deutschland eine hohe Bedeutung zu-
kommt. Die größte Anbietergruppe im 
Vermietungsgeschäft sind private Klein-
anbieter. Nur knapp 40 % der Mietwoh-
nungen gehören professionell-gewerb-
lichen Anbietern, von denen wiederum 
knapp die Hälfte auf privatwirtschaft-
liche und die andere Hälfte auf genos-
senschaftliche oder kommunale Woh-
nungsunternehmen entfällt. Die in den 
letzten Jahren relativ konstante Leer-
standsquote beträgt bundesweit 4,4 %, 
fällt aber regional unterschiedlich aus.

Während die Wohnungsmieten in 
Deutschland in den letzten Jahren 
langsamer als die Inflationsrate stie-
gen, verdeutlicht die Untersuchung der 
Miet- und Kaufpreise in acht Großstäd-
ten die große Marktdynamik einzelner, 
insbesondere großstädtischer Standor-
te. Am wachstumsstärksten zeigen sich 

der Berliner und der Hamburger Markt. 
In den Metropolen Köln, Düsseldorf, 
Frankfurt und Stuttgart kennzeichnet 
ebenfalls ein langfristig positiver Markt-
trend, allerdings mit geringerer Intensität 
als in den beiden einwohnerstärksten 
deutschen Städten. München, sowohl 
mit steigenden Kaufpreisen für Eigen-
tumswohnungen als auch bei den Miet-
preisen, ist mit Abstand der teuerste 
Wohnungsmarkt in Deutschland. Leip-
zig hingegen ist die einzige untersuchte 
Stadt mit stagnierenden Miet- und Kauf-
preisen in den letzten Jahren.

Niedrige Zinsen, fehlende sichere An-
lagealternativen und ein aus interna-
tionaler Sicht attraktives Preisniveau 
beflügeln den Investmentmarkt für Woh-
nimmobilien bis auf weiteres. 2012 wur-
den rund 11,1 Mrd. EUR gehandelt, so-
dass das höchste Transaktionsvolumen 
der letzten fünf Jahre erreicht wurde. 
Der Ausblick des Investmentmarktes für 
2013 bleibt, nach einem Transaktions-
volumen von 7,0 Mrd. EUR im ersten 
Halbjahr 2013, positiv, sodass nahezu 
der Umsatz des Vorjahres erreicht wer-
den sollte.
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Die vorliegende Leistungsübersicht gibt 
die für die Entscheidungsfindung des 
Anlegers wichtigen Informationen aus 
Sicht der Genossenschaft wieder. Für 
eine umfassende Beurteilung der Ver-
mögensanlage ist das sorgfältige Lesen 
des gesamten Prospektes unverzicht-
bar. Die Beitrittsvarianten der Eventus 
eG richten sich an Anleger mit eigener 
wirtschaftlicher Erfahrung und die über 
ein Grundverständnis für wirtschaftliche 
Zusammenhänge der angebotenen Ver-
mögenslage verfügen. Sie sollten die 
vorhandenen Risiken selbst einschätzen 
können und nicht ihr gesamtes Vermö-
gen eine Investitionslösung investieren. 
Eine breite Diversifikation ist im heutigen 
Marktumfeld besonders wichtig. Mit ge-
planten Laufzeiten von, drei bzw. fünf 
Jahren hat die Eventus eG Investitions-
lösungen emittiert, die kurz- bis mittel-
fristig orientiert sind. Der Anleger sollte 
daher bei Erwerb der Genossenschafts-
mitgliedschaft über einen entsprechend 
langen Anlagehorizont verfügen. Der 
Zugriff zum investierten Kapital während 
der Laufzeit ist nicht möglich.

Jedem Anleger wird angeraten, vor Ein-
gehen der Vermögenslage alle Risiken 
eingehend unter Berücksichtigung der 
persönlichen Situation selbst zu prüfen 
und sich, soweit erforderlich, von einem 
fachkundigen Dritten, zum Beispiel ei-
nem Finanzanlagenvermittler, Steuer-
berater oder Rechtsanwalt, beraten zu 
lassen.

Sollten einzelne der aufgeführten Ri-
siken für sich genommen nur geringe 
Auswirkungen entfalten, so ist nicht aus-
zuschließen, dass Risiken gehäuft auf-
treten und sich gegenseitig verstärken. 
Das Risiko des vorliegenden Angebots 
ist auf die Anlagesumme des Mitglieds 
beschränkt. Eine Nachschusspflicht 
besteht nicht. Das Maximalrisiko ist der 

Risiken der Vermögensanlage
Totalverlust des eingesetzten Kapitals 
sowie gegeben falls steuerliche Belas-
tungen. Insbesondere bei einer Fremdfi-
nanzierung der Genossenschaftsanteile 
können darüber hinaus weitere Vermö-
gensnachteile eintreten.

Immobilieninvestitionen

Auch Immobilieninvestitionen sind Wert-
schwankungen ausgesetzt und durch-
laufen unterschiedliche Marktzyklen. 
Der Wert von Wohnimmobilien ist ver-
schiedenen externen Einflußfaktoren 
ausgesetzt, die das Asset Management 
der Eventus eG nicht direkt beeinflussen 
kann. Hierzu zählen die Verschlechte-
rung der Konjunktur des Landes, ein hö-
heres Angebot von konkurrierenden Im-
mobilien in einem Gebiet, eine geringe 
Nachfrage von Kaufinteressenten, die 
Verschlechterung der Finanzierungs-
kondition, eine geringe Mietnachfrage, 
die Verschlechterung der finanziellen 
Situation von Mie-tern oder ein sinken-
des Mietpreisniveau. Diese externen 
Einflussfaktoren können zur Reduzie-
rung des geplanten Anlageergebnisses 
oder sogar zum teilweisen bis hin zum 
vollständigen Verlust des gezeichneten 
Eigenkapitals führen.

Darüber hinaus besteht das Risiko, dass 
die Immobilien-Projektentwicklungen 
der Immobiliengesellschaft in ihrer wirt-
schaftlichen Entwicklung gleichförmig 
schwach verlaufen und nicht die ge-
wünschte Entwicklung nehmen und da-
her das Portfolio der Eventus eG nicht 
optimal ist. Es kann daher nicht ausge-
schlossen werden, dass die investieren-
de Mitgliedschaft bei der Eventus eG 
nicht zu den ge-planten Ergebnissen 
führen und damit die Wohnungsgenos-
senschaft nicht die erwarteten Ergeb-
nisse erzielt.
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Alle geplanten Immobilieninvestitionen 
werden von Beginn an bis zu deren 
Ende ausschließlich zu 100 % mit Ei-
genkapital finanziert, gleichwohl kann 
die derzeitige Zurückhaltung auf den 
Finanzmärkten nachfolgend beschrie-
bene Auswirkung auf die Vermögens-
anlage haben. Während oder nach Re-
alisation der Immobilieninvestition und 
einem sich daran anschließenden Ver-
kauf kann sich für potenzielle Käufer die 
Darstellbarkeit einer eventuellen Finan-
zierung des Kaufpreises erschweren, 
soweit diese zumindest teilweise auf 
eine Fremdfinanzierung zurückgreifen 
müssen. Ein verspäteter Verkauf oder 
die Wahl des falschen Standortes und 
ein gegebenenfalls schlechterer Abver-
kauf der entwickelten Immobilienobjekte 
ist die sich für die Eventus eG hieraus 
ergebende Konsequenz mit der Folge, 
dass die erwartenden Ergebnisse nicht 
wie erwartet erzielt werden.

Unternehmerische Beteiligung

Eine Beteiligung in Form der Mit-
gliedschaft bei der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft stellt eine 
Immobilieninvestition in Form einer in-
vestierenden Genossenschaftsmitglied-
schaft dar, die als unternehmerische 
Beteiligung neben den allgemeinen Ri-
siken von Immobilienanlagen und den 
speziellen Risiken Immobilien – Projekt-
entwicklungen auch noch zusätzlichen 
wesentlichen Risiken ausgesetzt ist. 
Obwohl Genossenschaften die insol-
venzsicherste Gesellschaftsform dar-
stellen, wird aus transparenzgründen 
auf diverse, wenn auch unwahrscheinli-
che, Risiken hingewiesen werden.

Aufgrund des unternehmerischen Cha-
rakters des Beteiligungsangebots kön-
nen die angestrebten Renditen nicht ga-

rantiert werden. Das Mitgliedsangebot 
ist nicht für Anleger geeignet, die einen 
uneingeschränkten Rückzahlungsbe-
trag und/oder einen fixierten Rückzah-
lungszeitpunkt ihres Investitionskapitals 
wünschen.

Die nachfolgend beschriebenen Risiken 
der Vermögenslage lassen sich im Hin-
blick auf die mögliche Auswirkung klas-
sifizieren in:

Prognosegefährdende Risiken: 
Risiken die den prognostizierten Ertrag 
der Anlage gefährden. Bei Eintritt dieses 
Risikos kann es zu geringeren oder gar 
keinen Dividendenausschüttungen an 
den Anleger kommen.

Anlagegefährdende Risiken: 
Risiken die entweder einzelne Investi-
tionsobjekte oder die gesamte Vermö-
gensanlage gefährden und damit zu 
einem teilweisen bzw. vollständigen Ver-
lust des Genossenschaftskapitals füh-
ren können.
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Die gewählte Reihenfolge der dargestell-
ten Risiken bedeutet weder eine Aussa-
ge über deren Eintrittswahrscheinlichkeit 
noch über die Schwere beziehungswei-
se die Bedeutung der einzelnen Risiken. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass die dar-
gestellten einzeln oder kumuliert auftre-
ten können. Jedes einzelne Risiko kann 
den Wert der Vermögensanlage bis hin 
zum Totalverlust beeinträchtigen.

Prognosegefährdende Risiken

Das vorliegende Investitionsangebot ba-
siert auf einem sogenannten Blind-Pool-
Konzept, so dass per se eine detaillierte 
Prognoserechnung nicht möglich ist, 
aufgrund des fehlenden konkreten In-
vestitionsobjekts beziehungsweise In-
vestitionsobjekte und infolge fehlender 
quantitativer Einnahmen und Ausgaben 
zu feststehenden Zeitpunkten. Gleich-
wohl liegt der hier vorliegenden Leis-
tungsübersicht eine Beispielbetrachtung 
aus Anlegersicht zugrunde, die die Wir-
kungsweise der Renditezusammenhän-
ge auf Ebene des Immobilienobjekts und 
der Ebene des Anlegers berücksichtigt. 
Darüber hinaus wurden die Projekte, die 
im Jahr 2013 abgeschlossen wurden, 
im Detail dargestellt. Die Berichtsver-
antwortliche gehen hierbei von Anga-
ben und Aussagen Dritter aus, deren 
Richtigkeit sie aufgrund deren Expertise 
unterstellen. Diese Informationsgrundla-
gen waren aber nicht Gegenstand einer 
abschließenden Überprüfung. Es be-
steht die Möglichkeit, dass die Quellen 
persönliche Meinungen, Wertungen und 
Einschätzungen enthalten. Infolgedes-
sen können die gesetzten Grundannah-
men falsch sein. 

Anlagegefährdende Risiken

Blind-Pool

Die Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft wird das Mitgliedskapital zum 
Erwerb von weiteren Anteilen am Immo-
bilienportfolio verwenden. Für das inves-
tierende Mitglied besteht damit bei Un-
terzeichnung der Beitrittserklärung nicht 
die Möglichkeit, sich ein abschließendes 
Bild über die endgültige Zusammenset-
zung der einzelnen Wohnimmobilienin-
vestments zu machen. Dieser Umstand 
stellt einen sogenannten Blind-Pool 
Charakter dar. Die Mitgliedschaft ist 
daher eine Vertrauensinvestition in die 
Qualität der Genossenschaft und des 
Managements, welches die Auswahl 
der Kapitalanlagen und Wohnimmobili-
en übernimmt und damit den Ertrag der 
Wohnungsgenossenschaft vorbereitet 
und bestimmt. Können rentable Woh-
nimmobilieninvestitionen nicht rechtzei-
tig gefunden und eingegangen werden, 
werden die für Investitionen zur Verfü-
gung stehenden Mittel zwischenzeitlich 
auf Bankkonten mit marktüblicher Ver-
zinsung gehalten. Hieraus resultiert für 
den Anleger das Risiko einer Rendite-
minderung oder auch die Gefährdung 
der Vermögensanlage.

Wertentwicklung der 
Fondsgesellschaft

Die Ausschüttung der Anteile der Even-
tus eG hängt von der wirtschaftlichen 
Entwicklung der gehaltenen Immobili-
enbeteiligungen ab. Die nicht wertbil-
denden Anfangsaufwendungen – zum 
Beispiel für Eigenkapitalbeschaffung, 
Konzeption, Marketing – sowie die lau-
fenden Kosten müssen zunächst durch 
laufende Erträge und Wertzuwächse 
der Immobilienbeteiligungen aufgeholt 
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werden ehe sich eine Wertsteigerung für 
den Anleger einstellt. Die Vielfalt der re-
levanten Einflussgrößen im Rahmen ei-
ner Unternehmenswerteermittlung lässt 
eine Prognose der künftigen Wertermitt-
lung einer Immobilieninvestition nicht zu. 
Risiken können sich auch im Rahmen 
der Veräußerung von Immobilieninvesti-
tionen ergeben. Die Veräußerung kann 
über verschiedene Wege erfolgen. Der 
Verkauf einer Wohn-immobilie kann zum 
Beispiel an einen institutionellen Inves-
tor, das heißt an Kunden, Lieferanten 
oder Wettbewerber der Projektentwick-
lungs- Objektgesellschaft oder an Fi-
nanzinvestoren beziehungsweise an Ei-
gennutzer erfolgen. Eine Prognose über 
die bei Veräußerung erzielbaren erlöse 
ist auf Grund der Unbestimmtheit der In-
vestitionsobjekte zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht möglich. Es kann ebenso keine 
Gewähr geleistet werden, dass beim 
Verkauf eine Immobilie beziehungswei-
se einer Unternehmensbeteiligung ein 
tatsächlich angemessener Preis erzielt 
wird. Hieraus resultiert für den Anleger 
das Risiko eine Renditeminderung oder 
auch Gefährdung der Vermögensanlage 
inklusive Agio. 

Wechselkurse

Die Investitionskriterien der Genos-
senschaft sehen Investitionen in deut-
sche Wohnimmobilien vor. Zukünftig 
sind Investitionen bei entsprechendem 
Marktumfeld nicht in ausländische Me-
tropolen möglich. Ausländische Immo-
bilieninvestitionen werden ggf. in der 
betreffenden Landeswährung – so zum 
Beispiel in Schweizer Franken abgewi-
ckelt. Zum Zeitpunkt der Veräußerung 
einer nicht auf Euro lautenden Beteili-
gung beziehungsweise Immobilienin-
vestitionen kann der Wechselkurs nied-
riger liegen als im Erwerbszeitpunkt. 

Hieraus resultiert für den Anleger das Ri-
siko einer Renditeminderung oder auch 
die Gefährdung der Vermögensanlage.

Vertragspartner und 
Leistungsfähigkeit

Der Ertrag der Genossenschaft hängt 
von den Fähigkeiten des Managements, 
der Qualität der externen Berater und 
der beauftragten Vertragspartner so-
wohl auch der Immobilienbeteiligun-
gen ab. Es kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass die direkten oder indirek-
ten Vertragspartner ihre vertraglichen 
Pflichten nicht oder unzureichend er-
füllen. Kommen Vertragspartner ihren 
vertraglichen Verpflichtungen – gewollt 
oder ungewollt – nicht oder nicht voll-
ständig nach, kann sich die Ertragslage 
der verschlechtern, mit der Folge von 
Nachteilen für den Anleger bis hin zum 
Totalverlust ihrer Anlage. Der Verlust von 
unternehmenstragenden Personen und 
sonstigen Schlüsselpersonen kann sich 
negativ auf die Entwicklung der Genos-
senschaft auswirken. Es ist nicht sicher-
gestellt, dass die Entscheidungsträger 
über die gesamte Laufzeit des Beteili-
gungsvarianten zur Verfügung stehen. 
Wie bei allen Gesellschaften besteht 
auch bei dieser die Gefahr von Fehlent-
scheidungen und der Verfolgung von 
Eigeninteressen des Managements zum 
Nachteil der Anleger. Hieraus resultiert 
für den Anleger das Risiko einer Rendi-
teminderung oder auch die Gefährdung 
der Vermögensanlage.

Bei Ausfall wichtiger Vertragspartner, 
insbesondere derjenigen Personen, die 
mit der Umsetzung des Konzepts, der 
Durchführung der Immobilienentwick-
lungen sowie mit der Mittelverwen-
dungskontrolle beauftragt sind, muss 
die Gesellschaft neue, hierfür geeignete 
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Vertragspartner ausfindig machen. Die-
se sind eventuell nur gegen eine höhere 
Vergütung zur Übernahme der Aufga-
ben bereit, was sich negativ auf die Er-
gebnisse de Gesellschaft auswirkt. Hie-
raus resultiert für den Anleger das Risiko 
einer Renditeminderung oder auch die 
Gefährdung der Vermögensanlage.

Verträge, Vertragserfüllung und 
Schadenersatz

Es besteht die Möglichkeit, dass Verträge 
ganz oder teilweise unwirksam, lücken-
haft, fehlerhaft und/oder unvorteilhaft 
sind. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
zu einem späteren Zeitpunkt Rechtsmän-
gel bei einer Genossenschaft festgestellt 
wurden. Dies kann dazu führen, dass die 
Genossenschaft rückabgewickelt wer-
den muss. Möglich ist auch, dass durch 
fehlerhafte Verträge unvorhergesehene 
Ansprüche durch die Genossenschaft 
erfüllt werden müssen, was Auswirkun-
gen auf die Anleger bis hin zum Totalver-
lust der Kapitaleinlage haben kann.

Bankeninsolvenz

Im Rahmen der Finanzkrise 2008/2009 
sowie der Eurokrise, der Schuldenkrise 
und neuerlichen Unsicherheiten auf den 
Kapitalmärkten hat sich gezeigt, dass 
die Insolvenz von Banken und anderen 
Finanzierungsinstituten jederzeit mög-
lich ist. Eine Gefährdung der freien Li-
quidität der Wohnungsgenossenschaft 
oder der Objektgesellschaften ist da-
her nicht auszuschließen. Dies führt bei 
Ausfall der Einlagensicherung zu negati-
ven Auswirkungen auf die Investitionen 
des Anlegers. Für den Anleger resultiert 
hieraus das Risiko, dass das angestreb-
te Ergebnis verfehlt oder auch die Ver-
mögensanlage gefährdet wird.

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Die Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
kann sich in mehrfacher Hinsicht auf 
den Ertrag der Gesellschaft auswirken: 
Da die Gesellschaft voraussichtlich ihren 
geschäftlichen Schwerpunkt im Inland 
hat, übt beispielsweise die konjunkturel-
le Entwicklung in Deutschland Einfluss 
auf den Ertrag dieses Unternehmens 
aus. Ein weiteres Risiko besteht darin, 
dass sich der Immobilienmarkt an den 
Investitionsstandorten nicht wie von 
der Gesellschaft erwartet entwickelt. 
Zukünftige Marktentwicklungen kön-
nen nicht vorhergesagt werden. Neben 
dem Neubau- oder Umbaubedarf, dem 
Erhaltungszustand, der konkreten Ver-
mietungssituation und der Veräußerbar-
keit der Objekte sind auch allgemeine 
ökonomische und politische Einfluss-
faktoren sowie spezielle Faktoren der 
Mikrostandorte werbestimmend. Es ist 
nicht auszuschließen, dass sich Immo-
bilieninvestitionen anders entwickeln als 
geplant. Hieraus resultiert für den Anle-
ger das Risiko einer Renditeminderung 
oder auch die Gefährdung der Vermö-
gensanlage.

Projektentwicklungsrisiko 

Eine Investition ist eine Immobilienpro-
jektentwicklung unterscheidet sich von 
anderen Investitionen im Wohnimmo-
bilienbereich, wie beispielsweise einem 
Direktinvestment. Sie ist insbesondere 
von der, in Zukunft liegenden Fakto-
ren abhängig. Bei unrealistischen Pla-
nungsszenarien wird der angestrebte 
wirtschaftliche Ertrag nicht eintreten. 
Entscheidende Einflussgrößen wie die 
Gestehungskosten für Ankauf, Umbau, 
Modernisierung, Neubau, der Verkaufs-
zeitpunkt und der Veräußerungspreis 
lassen sich nicht absolut vorhersehbar 
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bestimmen, auch wenn bei der Eventus 
eG alle Parameter detailliert ausgewer-
tet und berechnet werden, bevor In-
vestitionen getätigt werden. Auf Grund 
allgemeiner und/oder lokal beschränk-
ter Markt-, Standort- oder Objektände-
rungen kann sich die Situation ergeben, 
dass das Nachfrageinteresse nach Art 
sowie Anmietung der fertig gestellten 
Immobilie nicht mehr oder nur noch 
eingeschränkt gegeben ist. Hieraus re-
sultiert unter Umständen eine Nichtver-
äußerbarkeit der Immobilie  oder eine 
zeitlich verzögerte Veräußerung zu ei-
nem gegebenenfalls verringerten Ver-
kaufspreis. Als Folge der vorstehend be-
schriebenen Ereignismöglichkeiten kann 
die hiervon betroffene Genossenschaft 
nicht nur die angestrebte Rendite nicht 
an die Mitglieder ausschütten, sondern 
auch das investierte Kapital nur teilwei-
se oder gar nicht zurückzahlen. Ein To-
talverlust des von Anleger investierten 
Kapital kann dann eintreten, wenn eine 
Vielzahl der Projektentwicklungen mit ei-
nem Verlust endet und der Verlust nicht 

durch Gewinne anderer Projektgewinne 
kompensiert wird.

Fertigstellung

Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass sich die Fertigstellung der von der 
Genossenschaft zu errichtenden Im-
mobilien aus diversen Gründen nicht 
realisieren lässt. Insbesondere können 
der Realisation einer Immobilie tat-
sächliche, rechtliche, technische oder 
sonstige Hemmnisse entgegenstehen. 
In Folge können diese zu einer Über-
schreitung der geplanten Bauzeit und/
oder zur Minderung der vorhergesehe-
nen Qualität bei dem einzelnen Projekt 
führen. Überdies kann sich in der Um-
setzungsphase herausstellen, dass die 
Bebaubarkeit aus rechtlichen Gründen 
erschwert ist oder die Bauausführung 
Qualitätsmängel aufweist. Die Besei-
tigung solcher Hemmnisse kann sich 
auf die Wirtschaftlichkeit des jeweiligen 
Projekts nachteilig auswirken ebenso 
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wie deren ebenso wie deren Nichtbe-
seitigung auf den kalkulierten Veräu-
ßerungspreis. Hieraus resultiert für den 
Anleger das Risiko einer Renditeminde-
rung oder auch die Gefährdung der Ver-
mögensanlage.

Termine und Kosten

Weiterhin besteht das Risiko, dass die 
Termine und Zeitrahmen des jeweiligen 
Projekts etwas durch Überschreitung 
der Bauzeit oder eine Verlängerung der 
Projektvermarktungszeit überschritten 
werden. Oftmals geht mit dem Zeitrisiko 
ein Kostenrisiko einher. Mit der Verlänge-
rung der Bauphase sind häufig allgemei-
ne Kostensteigerungen verbunden, die 
das kalkulierte Projektergebnis minimie-
ren können. Soweit die Genossenschaft 
nicht über die finanziellen und zeitlichen 
Mittel verfügt, eine solche Kostensteige-
rung aufzufangen oder durch Kompen-
sation der Gewinne zu reduzieren, kann 
dies zur Liquidation der Genossenschaft 

oder zur Veräußerung der unvollendeten 
Immobilie mit erheblichen Preisabschlä-
gen führen. Eine Verzögerung bei der 
Durchführung einer Projektentwicklung 
und/oder Kostensteigerungen können 
sich für den Anleger nachteilig auf den 
prognostizierten Projektgewinn auswir-
ken oder gar die Gefährdung der Ver-
mögensanlage bedeuten.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass unvorhergesehene Kosten das 
Investitionsvolumen der jeweiligen Pro-
jektentwicklung erhöhen. Infolge dessen 
würde sich die Wirtschaftlichkeit des je-
weiligen Immobilienprojekts nachteilig 
ändern. Hieraus resultiert für den Anle-
ger das Risiko einer Renditeminderung 
oder auch die Gefährdung der Vermö-
gensanlage.

Vermietung und Projektgewinn

Der angestrebte wirtschaftliche Ertrag 
der Immobilienentwicklungen hängt 
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auch von der Entwicklung der aus-
gewählten Standorte, den erzielbaren 
Mieteinnahmen sowie der Mietentwick-
lung ab.

Die Entwicklung des Standorts kann 
sich nach Beginn der Immobilienent-
wicklungen nachteilig ändern. So kön-
nen beispielsweise bei Wohnbauprojek-
ten durch den Wegfall von öffentlichen 
Nahverkehrs- und/ oder sonstigen Ver-
sorgungseinrichtungen oder bei Gewer-
beobjekten durch Einschränkung des 
Individualverkehrs die Standortattraktivi-
tät gemindert werden. Ebenso kann eine 
steigende Anzahl von Wettbewerbern 
oder die Änderung der sozialen Struk-
turen zu einem Standortnachteil führen. 
Infolge dessen kann sich dies ungünstig 
auf die Mietnachfrage und das Mietni-
veau auswirken. Eine Verzögerung der 
Vermietung und/oder eine Reduzierung 
der kalkulierten Mieten ist die Folge. Für 
investierende Mitglieder resultiert hier 
heraus das Risiko, dass das prognos-
tizierte Ergebnis verfehlt oder auch die 
Vermögensanlage gefährdet wird.

Mängel und Altlasten

Es kann grundsätzlich für die noch zu 
erwerbenden Immobilien nicht ausge-
schlossen werden, dass zu einem spä-
teren Zeitpunkt nicht erkannte Mängel 
auftreten und dies zu außerplanmäßi-
gen Aufwendungen mit der Folge einer 
Verschlechterung der Ergebnisse der 
Gesellschaft führt. Für den Anleger/das 
investierende Mitglied resultiert hieraus 
das Risiko, dass das prognostizierte 
Ergebnis verfehlt wird oder auch die 
Vermögensanlage gefährdet wird. Glei-
ches gilt für den Fall von nicht bekannt 
gewordenen Altlasten.

Wertentwicklung

Der geplante Gewinn der Immobilie-
nentwicklungen steht auch in Abhän-
gigkeit von der Wertentwicklung der da-
hinter stehenden Immobilie und deren 
nachhaltigen Ertragskraft die wesentlich 
durch die erzielbare Jahresmiete und 
ihre Knappheit bestimmt. Trotz der ge-
planten bedarfs- und nutzungsgerech-
ten Struktur der Immobilie kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass vorge-
nannte Faktoren im Falle einer Veräu-
ßerung nicht zum gewünschten Wert-
zuwachs führen. Darüber hinaus ist die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung und 
damit verbunden die künftige Bewer-
tung von Wohnimmobilien nicht vor-
hersehbar. Weder ein Wertverlust noch 
Schwierigkeiten bei der Veräußerung 
von Immobilien können ausgeschlossen 
werden. Es steht nicht fest, dass zum 
zukünftigen Verkaufszeitpunkt ein alle 
Aufwendungen deckender Erlös erzielt 
wird. Liegt der erzielte Veräußerungs-
erlös unter den angefallenen Aufwen-
dungen, führt dies für das investierende 
Mitglied wirtschaftlich zu einem Verlust 
seiner geleisteten Einlage.

Versicherungen

Das Risiko des zufälligen Untergangs 
oder der vollständigen oder teilweisen 
Zerstörung und des langfristigen Nut-
zungsausschlusses von Immobilien zum 
Beispiel auf Grund höherer Gewalt kann 
nicht ausgeschlossen werden. Sollte ein 
Schadensfall auf ein nicht versicherba-
res oder auf ein nicht (ausreichend) ver-
sichertes Schadensereignis entfallen, 
hätte die hiervon betroffene Wohnungs-
genossenschaft zu Lasten des geplan-
ten Projektergebnisses zu die hieraus 
resultierende Differenz zu tragen. Infolge 
dessen kann sich für das investierende 
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Mitglied eine Renditeminderung oder 
auch die Gefährdung der Vermögens-
anlage ergeben.

Verflechtungen und 
Interessenkollisionen

Interessenkonflikte können dadurch 
entstehen, dass die an der Genos-
senschaft beteiligten Personen, deren 
Organe sowie weitere Vertragspartner 
noch anderweitige Funktionen für die 
Genossenschaft selbst oder für dritte 
Gesellschaften wahrnehmen. Informa-
tionen über für den Immobilieneinkauf 
marktrelevante Daten können durch 
die Interessenkollisionen nicht immer 
zwangsläufig im Interesse der Genos-
senschaft genutzt werden. Es kann 
deshalb sein, dass lukrative Immobilien 
von Gesellschaften erworben werden, 
an denen die Eventus eG – DIE Woh-
nungsgenossenschaft nicht oder nur 
in geringem Umfang beteiligt ist. Es ist 
darüber hinaus nicht auszuschließen, 
dass auf Grund der Interessenkollision 
nachteilige Entscheidungen für die Ge-
nossenschaft getroffen werden. Hieraus 
resultiert für das investierende Mitglied 
das Risiko einer Renditeminderung oder 
auch die Gefährdung der Vermögensan-
lage.

Anlegergefährdende Risiken

Haftung der Genossenschaft

Die Wohnungsgenossenschaft haftet 
mit ihrem Genossenschaftsvermögen 
unbeschränkt. Es besteht das Risiko, 
dass die vorhandenen liquiden Mittel 
nicht ausreichen, um einen gegebenen-
falls eintretenden Haftungsanspruch zu 
befriedigen. Für die Genossenschaft 
ist insoweit auch eine nachfolgen-
de Zwangsliquidation mit Verwertung 

sämtlicher Aktiva möglich. Für das in-
vestierende Mitglied kann dies letztlich 
den Totalverlust seiner Beteiligung be-
deuten.

Anlegerhaftung

Der einzelne Anleger haftet der Genos-
senschaft beziehungsweise den ande-
ren Genossenschaftsmitgliedern ge-
genüber für die vollständige Erbringung 
seines gezeichneten Genossenschafts-
kapitals. Die Haftsumme des investie-
renden Mitglieds beschränkt sich auf 
die gezeichnete Einlagesumme. Eine 
Nachschusspflicht besteht nicht. Doch 
zeichnet ein investierendes Mitglied eine 
Haftsumme, die höher ist als das tat-
sächlich investierte Kapital, so ist das 
investierende Mitglied verpflichtet, die 
Einlage bis zur Höhe der gezeichneten 
Einlagesumme aufzufüllen.

Persönliche Anteilsfinanzierung

Sofern investierende Mitglieder ihre 
Mitgliedschaft an der Genossenschaft 
durch die Aufnahme von Darlehen un-
vollständig oder teilweise finanziert 
haben, ist zu berücksichtigen, dass 
Zins- und Tilgungsleistungen für die-
se Darlehen unabhängig von der wirt-
schaftlichen Entwicklung der Genos-
senschaftsmitgliedschaft und etwaiger 
daraus resultierender Rückflüsse fällig 
sind. Bei einer ungünstigen Geschäfts-
entwicklung muss das Darlehen dass 
eigenen Mitteln zurückgeführt werden. 
Sollte die Voraussetzung für eine steuer-
liche Gewinnerzielungsabsicht nicht vor-
liegen, besteht für das investierende Mit-
glied, der seinen Anteil fremdfinanziert 
hat, das Risiko, dass die hierfür angefal-
lenen Zinsen als Sonderbetriebsausga-
ben keine Berücksichtigung finden.
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Handelbarkeit der 
Genossenschaftsanteile/Fungibilität

Es existiert gegenwärtig kein geregel-
ter Markt im Sinne einer Börse, an dem 
die Anteile der Genossenschaft gehan-
delt werden. Die geplante Laufzeit der 
investierenden Mitgliedschaft beträgt, 
drei oder fünf Jahre. Eine vorzeitige 
Veräußerung kann auf Grund der ein-
geschränkten Fungibilität außerhalb 
der vertraglichen Kündigungsmöglich-
keiten nicht gewährleistet werden. Die 
Übertragung an Dritte ist möglich. Eine 
Rückgabe der Anteile an die Genossen-
schaft selbst ist ausgeschlossen. Das 
investierende Mitglied sollte daher bei 
Erwerb der Mitgliedschaft über einen 
der erwarteten Laufzeit entsprechenden 
Anlagehorizont verfügen. Im Falle der 
Veräußerungsabsicht der Genossen-
schaftsanteile besteht keine Gewähr, 
dass ein Veräußerungswilliger Anleger 
einen Käufer findet. Weiterhin fehlt es 
bisher an objektiven Wertmaßstäben, 
die einer Preisfindung dienlich sind. 

Für das investierende Mitglied besteht, 
somit die Gefahr, dass er seine Betei-
ligung nicht oder nur unter ihrem Wert 
veräußern kann, falls er sie nicht bis zum 
Laufzeitende behalten möchte.

Steuerecht und steuerliche Risiken

Sollte es zu Änderungen in der Praxis der 
Finanzverwaltung sowie der Rechtspre-
chung kommen oder nicht vorhersehba-
re Änderungen der Gesetzeslage bezie-
hungsweise der Verwaltungsauffassung 
gegenüber dem Zeitpunkt der Pros-
pektaufstellung eintreten, so begründet 
sich für das investierende Mitglied, wenn 
das anteilig auf ihn entfallende steuerli-
ches Risiko. Ein durch Steuerpflicht be-
gründetes Liquiditätsrisiko besteht für 
das investierende Mitglied, wenn das 
anteilig auf ihn entfallende steuerliche 
Ergebnis eine Steuerbelastung auslöst. 
Da die Zurechnung der Einkünfte unab-
hängig von einem tatsächlichen Zufluss 
beim investierenden Mitglied stattfindet, 
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ist eine Steuerbelastung ohne Liquidi-
tätszufluss möglich.

Die zu Grunde liegende Konzeption sieht 
vor, dass die Genossenschaft unter Ein-
beziehung der Kosten- und Erlösseite 
über die gesamte Laufzeit der investie-
renden Mitgliedschaft einen steuerlichen 
Gewinn erzielen wird. Die Erträge, die 
investierenden Mitgliedern ausgeschüt-
tet werden, unterliegen der Abgeltungs-
steuer zzgl. Solidaritätszuschlag und 
ggf. Kirchensteuer. Ein Freistellungsauf-
trag kann bei der Genossenschaft ein-
gereicht werden.

Bei ausländischen Immobilienaktivitäten 
besteh die Gefahr einer Doppelbesteu-
erung. Dies gilt auch bei existierenden 
Doppelbesteuerungsabkommen. So 
können durch Qualifikationskonflikte 
beide Vertragsstaaten des Besteue-
rungsrechts für sich Beanspruchen. 
Auch die nicht vorgesehene Anwendun-
gen des Außensteuergesetzes, des In-
vestmentsteuergesetzes der Verlustaus-
gleichsbeschränkung nach § 2a EStG 
könnten negative Auswirkungen auf die 
Steuerbelastung der Mitglieder haben. 
Daneben besteht die Gefahr, dass bei 
Anwendung der Anrechnungsmethode 
die ausländischen Steuern auf Grund 
von Anrechnungsüberhängen nicht voll-
ständig von der inländischen Steuerlast 
in Abzug gebracht werden können. In 
Doppelbesteuerungsfällen können sich 
zudem zusätzlich administrative Auf-
wendungen durch ausländische Steu-
ererklärungspflichten und den Nach-
weis von Abkommensberechtigungen 
ergeben. Diese Aufwendungen können 
sowohl auf Genossenschaftsebene als 
auch individuell beim einzelnen Mitglied 
anfallen. Ein fehlender Nachweis der 
Abkommensberechtigung kann zudem 
eine zusätzliche Steuerbelastung verur-
sachen. 

Erklärung der Anbieterin zu den 
genannten Risiken 

Nach Kenntnis der Anbieterin liegen 
zum Zeitpunkt der Informationsaufstel-
lung keine weiteren wesentlichen tat-
sächlichen beziehungsweise rechtlichen 
Risiken im Zusammenhang mit dieser 
Vermögensanlage vor.

Die Marktentwicklung in 
der Vergangenheit

Zur Zeit ist am Wohnimmobilienmarkt ein 
eindeutiger Käufermarkt zu erkennen. 
Zu dieser Entwicklung hat im besonde-
ren die Industrialisierung beigetragen: In 
den größeren Städten entstanden über-
wiegend Mietwohnungen durch den 
Zuzug von Arbeitern. Denn Wohneigen-
tum war – außer auf dem Land – wenig 
verbreitet. Durch den zweiten Weltkrieg 
wurde der Wohungsbestand vor allem 
in den Städten der Westzone großflä-
chig zerstört. So standen den 14,6 Mil-
lionen Haushalten im Westteil nur noch 
9,4 Millionen Wohnungen zur Verfügung 
und jeder Bewohner lebte im Schnitt 
auf 15 Quadratmeter Wohnfläche. In 
den darauffolgenden Jahren wurde die 
Entwicklung des Immobilienmarktes 
durch eine soziale Wohnungsbaupolitik 
mit hohen staatlichen Subventionen für 
private Investoren gefördert. Die Wäh-
rungsreform hat die Werte von Immobili-
en größtenteils nicht beeinflusst.
Anfang der 70er Jahre kam es zu ei-
ner Verlagerung von der direkten auf 
die indirekte Förderung der Wohnei-
gentumsbildung durch Steuervergüns-
tigungen. Diese Förderung wurde auf 
den Bestand von Altbauwohnungen 
ausgedehnt, wodurch die Eigentums-
wohnung Auftrieb gegenüber dem bis 
dahin bevorzugten Eigenheim erhielt. 
Dennoch blieb das Wohnungsangebot 
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in den folgenden Jahrzehnten knapp 
und die Mieten stiegen. Der Wohnflä-
chenbedarf ist von etwa 15 Quadratme-
ter im Jahr 1950 pro Person inzwischen 
auf fast 25 im Jahr 1970 angestiegen 
und auch der Trend zu mehr Haushal-
ten war bereits zu spüren. Der Staat 
sah sich gezwungen, das Engagement 
im Wohnungsbau durch Verbesserung 
der Abschreibungsmöglichkeiten für 
Mietwohnungen, höhere Förderung der 
Eigentumsbildung und Wiedereinstig in 
den sozialen Wohnungsbau weiter zu 
verstärken. Auch die späteren Abschrei-
bungsmöglichkeiten im Rahmen der 
Sonder-AfA-Ost führten zu einer deutli-
chen Erhöhung der Bautätigkeit. Nach 
der Rücknahme dieser Förderungen in 
den 1990er Jahren brachen dann die 
Neubauzahlen ein.

vermietete WE in Ein- 
und Zweifamilienhäusern

selbst genutzte WE in Ein- 
und Zweifamilienhäusern

selbst genutzte WE in 
Mehrfamilienhäusern

vermietet WE in 
Mehrfamilienhäusern

8 %

13 %

33 %

46 %
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Baugenehmigungen 
in den alten Ländern 1968 – 2013 im Geschosswohnungsbau
(Wohngebäuden mit drei oder mehr Wohnungen)
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Neubaubedarf im Zeitraum 
2005 – 2015 laut BBSR-Raum-
ordnungsprognose rund 
110.000 WE p.a. in MFH

Seit 2002 fehlen 54.000 bis 60.000 Wohnungen pro Jahr in MFH, 
um Bedarf zu decken: Fehlbestand mittlerweile bei über 500.00 WE.
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Entwicklung der durchschnittlichen Haushaltsgröße
Personen je Privathaushalt in Deutschland 1991 – 2012

2,40

2,30

2,20

2,10

1,90

1,80

2,00

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 20031999 2004 20082000 2005 20092001 2006 20102002 2007 2011 2012

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus diverse JahrgängeAlte Länder ohne Berlin Neue Länder und Berlin

63



Die deutsche Wohnungspolitik hat ab 
1998 mit der Sozialwohungsbaureform, 
der Mietrechtsform und der Wohngeld-
anpassung versucht, bezüglich des 
Wohnraums zu verbessern. Die Förde-
rung von Wohneigentum wurde dann 
2005 abgeschafft – die einzige Förde-
rung für Immobilien über die Riesterren-
te greift bis heute nicht. Das sog. Wohn-
riestern wurde von der breiten Masse 
noch nicht angenommen, da sehr viele 
Bedingungen an den Wohnungskauf 
und die damit verbundene staatl. För-
derung geknüpft ist. Parallel wächst der 
Bedarf an Wohnraum durch verschie-
dene Einflussfaktoren wie die weitere 
Zunahme von Single-Haushalten und 
steigendem Wohnraumbedarf für den 
einzelnen, auch qualitativer Zusatzbe-
darf genannt. 

Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung
in Deutschland 1991 – 2012
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für 2005 extrapoliert, da methodische Umstellung beim Erhebungsverfahren des Mikrozensus

Haushalte Bevölkerung

Für Anleger ist allerdings nicht nur der 
Bedarf an deutschen Wohnimmobilien 
Grund, die Immobilie als Anlage ver-
stärkt zu suchen. Die Ereignisse nach 
dem 11. September 2001 und die in-
ternationalen Finanzkrise seit 2008 hat-
ten Anleger enorme Werteverluste ihrer 
Vermögen beschert, was zu einem Ver-
trauensverlust in die Kapitalmärkte ge-
führt hat. Die Wohnimmobilie wurde von 
dieser Entwicklung relativ wenig beein-
flusst: Die deutsche Wohnimmobilie hat 
sich auch in schwierigen Jahren deutlich 
stabiler als Gewerbeimmobilien entwi-
ckelt. In Deutschland gibt es eine im eu-
ropäischen Vergleich hohe Mieterquote, 
die den Markt belebt und die Nachfrage 
für Wohnimmobilien stärkt. So gab es 
bereits in der Vergangenheit eine hohe 
Nachfrage durch Mietinteressenten, 
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welche sich auch künftig, vor allem in 
prosperierenden Ballungszentren mit 
hohem Zuzugsanreiz und überdurch-
schnittlicher Mieterquote in Deutschland 
und Europa fortsetzen wird.

Situation Heute

Etwa 60 Prozent des Vermögens der 
deutschen Privathaushalte ist aktu-
ell in Immobilien investiert. Trotz Krise 
und prophezeiter Immobilienblase bzw. 
Preisabstürzen sind die Mieten und die 
Preise bei deutschen Wohnimmobilien 
gerade in den letzten Jahren kontinuier-
lich angestiegen, sowohl im Wohnungs-
bestand als auch zum Teil im Neubau-
bereich. Langfristig betrachtet liegt der 
Preisindex für Wohnimmobilien wieder 
über der allgemeinen Preissteigerungs-
rate, auch bedingt durch die gestiege-
nen Neubaukosten. Die Entwicklung 
der Bestandsmieten bei Wohnungen 
liegt bei höher als die Inflationsrate bei 
einer Betrachtung seit 1990. Durch die 
Kauf und Mietpreisänderungen bei Im-
mobilien in der jüngsten Vergangenheit 
stoßen ländliche und schwächere Regi-
onen zunehmend an ihre Entwicklungs-
grenzen. Miet- und Preisanstiege gibt es 
insbesondere im Westen und im Süden 
Deutschlands, leichte Anstiege auch im 
Norden. In den deutschen Großstädten 
steigen die Wohnungsmieten im Neu-
baubereich seit etwa 2006 relativ stark. 
Die Lage wird somit immer mehr zu dem 
entscheidenden Preisfaktor.

Durch die Wirtschaftskrise haben viele 
Unternehmen Personal abgebaut. Dies 
führt zu einer verstärkten Konzentration 
hochqualifizierter Arbeitsplätze in den 
wirtschaftlichen Zentren und erhöht das 
Gefälle zwischen Metropolregionen und 
ländlichen Regionen. Man nennt die-
se Entwicklung Urbanisierung. In den 

wirtschaftlich wachsenden Metropolre-
gionen bleibt die Nachfrage nach Woh-
nungen auf hohem Niveau und führt zu 
weiteren Mietsteigerungen und Investi-
tionen in städtischen Wohnraum. Die-
se Entwicklung wird durch die Zunah-
me an kleineren Haushalten sowie den 
wachsenden Bedarf der nachgefragten 
Wohnfläche pro Person verstärkt: Von 
knapp 25 Quadratmeter Anfang der 
1970er Jahre stieg der Bedarf auf ak-
tuell gut 42 Quadratmeter pro Person. 
In manchen Zentren wie Köln, Stuttgart, 
Frankfurt am Main, Hamburg und Mün-
chen ergeben sich inzwischen deutliche 
Wohnungsdefizite. Im Gegensatz dazu 
sind in einigen strukturschwachen Teilen 
Westdeutschlands und in weiten Teilen 
Ostdeutschlands hohe Wohnungsüber-
hänge aufgrund von Bevölkerungsrück-
gängen zu beobachten. Auch wenn in 
Deutschland künftig aufgrund der de-
mographischen Entwicklung die Zahl 
der Erwerbstätigen generell annehmen 
wird, entwickeln sich Metropolregionen 
weiterhin positiv. Hier ist nicht nur zu be-
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achten, dass zur Deckung des Arbeits-
kräftebedarfs mit einer stärkeren Zuwan-
derung aus dem Ausland zu rechnen ist. 
Es wird auch Wanderungen innerhalb 
der einzelnen Regionen Deutschlands in 
Richtung Ballungszentren mit höheren 
Perspektiven geben.

Die Immobilie bietet vor allem in Ballungs-
zentren einen hohen Inflationsschutz, 
da dort die Kaufpreise selbst in Phasen 
hoher Inflation im entsprechenden Ver-
hältnis gestiegen sind. Der Zusammen-
hang zwischen Wohnungsmieten und 
Inflation ist ohnehin relativ stark, da die 
Mietkosten in die staatliche Berechnung 
der Preissteigerungsrate einfließen und 
oft eine nicht unwesentliche Triebfeder 
für die Inflation darstellen. Insgesamt ist 
der Unterschied einzelner Regionen vor 

allem zwischen Metropolregionen und 
strukturschwachen Regionen enorm. In 
der richtigen Lage war die Entwicklung 
der Mieten und Kaufpreise schon immer 
deutlich stärker.

Bevölkerungsentwicklung der Bundesländer

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Wohnungsmarkt-Atlas 2012 von Wuest & Partner
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Prognose der Haushaltsentwicklung (2011 – 2025)

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BBSR und stat. Bundesamt verschiedener Jahrgänge
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Entwicklung in der Zukunft

Für die Zukunft wird mit einem Rück-
gang der Bevölkerung gerechnet. Wäh-
rend heute in Deutschland 82 Millionen 
Menschen leben, sollen es nach Hoch-
rechnungen im Jahr 2020 nur noch 80 
Millionen und im Jahr 2025 zwischen 79 
und 80 Millionen sein. Trotz der rückläu-
figen Bevölkerungsentwicklung wird die 
Nachfrage nach Wohnraum weiterhin 
steigen: Der Bedarf nach mehr Wohnflä-
che pro Person wächst weiter die heute 
durchschnittlich 42 Quadratmeter sol-
len bis ins Jahr 2025 etwa 47 Quadrat-
meter betragen. Zudem setzt sich der 
Trend zum Single-Haushalt weiter fort. 
Die 39,5 Millionen Haushalte in 2008 sol-
len zu etwa 40,5 Millionen Haushalten in 
2020 anwachsen. Unabhängig von die-
ser generellen Entwicklung ziehen die 
Städte auch zukünftig mehr Einwohner 
an: In den Ballungszentren gibt es eine 
zunehmend hohe Nachfrage nach qua-
lifizierten Arbeitsplätzen. Zudem findet 
man mehr Angebote, den täglichen Be-

darf zu decken oder Kultur und Freizeit 
zu genießen kurze Wege sind für ältere 
Menschen genauso wichtig wie für jün-
gere und Senioren kommt die bessere 
medizinische Versorgung als weiterer 
wichtiger Bestandteil hinzu.

Somit steigt die Nachfrage gegenüber 
einem begrenzten Raumangebot in Bal-
lungszentren und damit die Kaufpreise 
und Mieten. Höhere Mieten kann sich 
vor allem die Gruppe der Besserverdie-
nenden leisten, die künftig aus immer 
mehr finanziell etablierten Senioren be-
steht. In attraktiven Lagen prosperieren-
der Metropolen haben Wohnimmobilien 
ein hohes Zukunftspotenzial. Die Preise 
sind noch lange nicht auf dem europäi-
schen Stand angekommen. Um eigenes 
Vermögen stabil zu vermehren und auch 
in Zeiten unsicherer Kapitalmärkte zu 
erhalten, flüchten Anleger in Sachwerte. 
Wohnimmobilien verkörpern wie keine 
andere Investition den Sachwert und 
entsprechenden dem Bedürfnis vieler 
Deutscher nach Substanz und Sicher-
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heit. Denn wohnen muss jeder. Weitere 
nähere Informationen zum demografi-
schen Wandel, der Urbanisierung und 
der aktuellen Niedrigzinsphase erhalten 
Sie in den jeweiligen Kapiteln dieses 
Leistungsberichts.

Investitionsmöglichkeiten 
in Wohnimmobilien

Die Direktinvestition

In der Vergangenheit haben die meisten 
Immobilieninvestoren die Direktinvestiti-
on in eine Wohnung oder ein Mehrfami-
lienhaus gewählt. Die Rendite entsteht 
in diesem Fall durch Wertentwicklung 
und Mieteinnahmen und lag in Deutsch-
land in den letzten Jahrzehnten bei etwa 
zwischen vier bis sechs Prozent im Jahr. 
Aufgrund der hohen Investition wird der 
Kauf oft finanziert, was bei Mietausfall zu 
Problemen mit der Finanzierung und in 
Folge zu einem vorzeitigen Verkauf un-
ter Wert führen kann. Die Direktinvesti-
tion ist abhängig von der Entwicklung 
und Vermietung des einzelnen Objek-
tes, somit auch von der speziellen Lage 
der Immobilie, deren weiteren Entwick-
lung und der generellen Entwicklung in 
den Regionen. Zur Auswahl des richti-
gen Objektes benötigt der Käufer gute 
Kenntnisse über den lokalen Immobi-
lienmarkt und fundiertes technisches, 
rechtliches und immobilienbezogenes 
Fachwissen. Selbst bei der richtigen 
Wahl des Objektes kommt mit der Zeit 
mögliche Stressfaktoren wie die Verwal-
tung des Objektes, die Anschlussver-
mietung, die Instandhaltung und durch 
eine sich im Laufe der Jahre möglicher-
weise ändernde Attraktivität der Lage 
auch der spätere Verkauf.

Die Ersterwerbskosten sowie die Fol-
gekosten beim Immobilienerwerb sollte 
ein Immobilieninvestor nicht außer Acht 

lassen. Die Folgekosten können dafür 
sorgen, dass ein Immobilieninvestment 
schnell zur Kapitalvernichtungsinvestiti-
on wird, denn Kosten für Instandhaltung, 
Sanierung, Renovierung und Mietausfall 
müssen von der Nettomietrendite exakt 
abgezogen werden und sollten bei jeder 
Direktimmobilieninvestition einkalkuliert 
werden.

Offene Immobilienfonds

Der offene Immobilienfonds war noch 
vor einiger Zeit die häufigste Anlageform 
für Immobilienanleger. Die niedrige aber 
stetig positive Wertentwicklung kombi-
nierte der offene Immobilienfonds über 
viele Jahre mit einer täglichen Verfüg-
barkeit des Kapitals, was eine große 
Attraktivität ausmachte. Dadurch ist 
das in offene Immobilienfonds investier-
te Volumen stark angestiegen, im Jahr 
2009 wurde ein Volumen von insgesamt 
117 Milliarden Euro verwaltet. Während 
in den ersten Jahren im offenen Immo-
bilienfonds der Schwerpunkt der Anlage 
due deutsche Gewerbeimmobilie war, 
investieren die Fonds heute in ganz Eu-
ropa und weltweit.

Diese Abhängigkeit von deutlich höhe-
ren Marktschwankungen in ausländi-
schen Märkten hat seit der Finanzkrise 
die meisten der offenen Immobilien-
fonds getroffen. Die Mittelabflüsse von 
Anlegern, die aussteigen wollten, konn-
ten über die Liquidität der Fonds nicht 
lange bedient und die Immobilien nicht 
kurzfristig veräußert werden – zumin-
dest nicht für einen vertretbaren Ver-
kaufspreis. Die Fonds waren somit zu 
Rückgabestopps gezwungen. Anleger 
sind mit ihrem Kapital inzwischen weit 
länger gebunden als ursprünglich ge-
plant. Der offene Fonds ist nicht mehr 
offen, sondern im Wortsinn geschlos-
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sen. Für eine konsequente Investition in 
Wohnimmobilien sind offene Fonds bis-
lang nicht bestens geeignet – der Woh-
nimmobilienanteil liegt selten über 10 
Prozent des Fondsvolumens. Darüber 
hinaus monieren Kritiker die nur teilwei-
se vorhandende Transparenz bezüglich 
der Fondsobjekte und deren aktuelle 
Bewertung, vor allem in Krisenzeiten.

Die Immobilien AG

Immobilien – Aktiengesellschaften bil-
den eine Schnittstelle zwischen Immo-
bilien und Kapitalmarkt. Diese Form der 
Aktiengesellschaft wurde in Amerika um 
1960 eingeführt und dort  „REIT“ ge-
nannt: Real Estate Investment Trust. Erst 
viele Jahre später wurde in Deutschland 
die Immobilienaktie als Kapitalanlage-
produkt  etabliert. Schwerpunkt der 
Investition bei der Immobilien AG sind 
bisher gewerblich genutzte Objekte, 
Wohnimmobilen sind die Ausnahme. 
Grundsatz der Immobilien AG ist es, 
die Vorteile der Immobile wie deren Si-
cherheitsaspekt mit denen der Aktie wie 
deren Handelbarkeit zu kombinieren. 
Damit würde ein handelbarer, börsen-
bewerteter Immobilienbesitz entstehen. 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Pra-
xis von der Theorie abweicht und dass 
die Kursentwicklung der Immobilienaktie 
weniger den Wertentwicklungen der Im-
mobilienmärkte folgt, sondern vielmehr 
den Börsenindizes wie beispielweise 
dem DAX. Durch die in Folge extremen 
Kursverluste in den letzten Jahren von 
oft über 70 Prozent spielt die Immobili-
enaktie bei deutschen Anlegern aktuell 
kaum eine Rolle.

Geschlossene Immobilienfonds

Der geschlossene Immobilienfonds 
wurde in den fünfziger Jahren des letz-
ten Jahrhunderts eingeführt. Der Fonds 
investiert gezielt und längerfristig in be-
stimmte Wohn- oder Gewerbeobjekte. 
Er heißt deshalb geschlossener Fonds, 
weil mit meinem festgelegten, geschlos-
senen Kreis von Anlegern ein oder 
mehrere festgelegte Objekte erworben 
werden sollen. Wenn das nötige Kapi-
tal vollständig eingesammelt ist, wird 
der Fonds geschlossen. Vielfach wird 
in etwa die Hälfte des benötigten Kapi-
talbedarfs von Anlegern eingeworben, 
die andere Hälfte wird über eine Fremd-
finanzierung eingebracht. Zum Ende 
des letzten Jahrhunderts waren die 
geschlossenen Immobilienfonds sehr 
stark durch steuerliche Vorteile geprägt, 
die vor einigen Jahren zum größten Teil 
entfallen sind. Heute stehen nicht mehr 
der Steuervorteil, sondern die Immobili-
ensubstanz und die Mietrendite im Vor-
dergrund. Aufgrund hoher gesetzlicher 
Anforderungen an Emissionsprospekt 
und laufende Berichterstattung sind 
geschlossene Immobilienfonds eine An-
lageform, die einem passiven Investor 
eine ggf. gute Immobilienanlage bietet. 
Es muss jedoch beachtet werden, dass 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht lediglich die Prospekte 
und den Emissionsprospekt auf Inhalt 
jedoch nicht auf Plausibilität prüfen. 
Das kann zu einem Risiko für Immobi-
lieninvestoren führen, wenn nicht aus-
reichend Erfahrung und Kenntnis über 
den Immobilieninvestmentmarkt be-
steht. Die geschlossenen Immobilien-
fonds haben Ende des Jahres 2010 ein 
Vermögen von etwa 74 Milliarden Euro 
verwaltet und bilden die größte Anla-
geklasse innerhalb der geschlossenen 
Fonds. Anleger die in geschlossenen 
Immobilienfonds investieren, treffen die 
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gleichen Stressfaktoren wie die eines 
Direktinvestors, da der Fonds in gleicher 
Art in ein Immobilienobjekt investiert: 
Die Verwaltung des Objektes, die An-
schlussvermietung, die Instandhaltung 
und die fehlende Planbarkeit des spä-
teren Verkaufspreises können im Laufe 
der Zeit zu deutlichen Abweichungen 
bei den geplanten Ergebnissen führen. 
Besonders unangenehm wird es für den 
Anleger, wenn Mieten ausfallen und Zins 
und Tilgung für die Fremdfinanzierung 
von der Fondsgesellschaft nicht mehr 
bedient werden können. Wenn der Fi-
nanzierungsgeber die Rückführung des 
Kapitals einfordert, muss das Objekt 
nicht selten deutlich unter Marktwert 
verkauft werden. Der Anleger, der erst 
nach dem Finanzierungsgeber bedient 
wird, muss in diesem Fall häufig mit Ver-
lusten rechnen.

Die investierende Mitgliedschaft bei 
der Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft

Eine investierende Mitgliedschaft bei 
der Eventus eG ist eine Spezialform im 
Bereich der Immobilieninvestitionen. 
Hier investiert der Kreis an Genossen-
schaftsmitgliedern in die Entwicklung 
von Immobilien und erwartet den Ge-
winn aus dem zügigen Immobilienver-
kauf. Diese Anlageform ist somit von 
Börsenschwankungen weitgehend un-
abhängig. Die Zielobjekte der Genos-
senschaft kann man im Wesentlichen 
in dreiverschiedene Segmente aufteilen: 
Value Added-Investitionen, Oppertunity-
Objekte und Development-Projekte. Va-
lue Added-Invenstitionen zeichnen sich 
hauptsächlich durch Sanierungs- und 
Umstrukturierungsmaßnahmen aus. Es 
sind Immobilien, die bereits bei Ankauf 
Mietrenditen erzielen, jedoch Leerstän-
de und Modernisierungsbedarf aufwei-
sen. Den Mehrwert und Wertzuwachs 
erwirtschaftet das Management durch 
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Sanierung, Neupositionierung, Umnut-
zung oder Neuvermietung bzw. regel-
mäßige Mietanhebungen. Im Rahmen 
einer Kauf-und-Verkauf Strategie mit 
überschaubarer und verhältnismäßig 
kurzer Haltedauer werden die Wertstei-
gerungen erzielt. 

Opportunity – Objekte befinden sich 
meist im Neubaubereich. Die Wert-
entwicklung der Investitionen entsteht 
durch die Entwicklung und den Bau 
neuer Objekte oder durch Objekte, die 
nach Auszug der Mieter vollständig sa-
niert und neu vermietet werden. Nach 
erfolgter Umsetzung der ergriffenen 
Maßnahmen soll die rasche Veräuße-
rung und ein höherer Rückfluss des ein-
gesetzten Kapitals erfolgen. Develop-
ment-Projekte stehen am Anfang der 
Immobilien-Wertschöpfungskette. Die 
Investoren suchen gezielt nach Risiken 
und verwirklichen Ideen, um dann nach 
Abschluss der erfolgreichen Entwick-
lung einen möglichen hohen Gewinn 
zu realisieren. In Deutschland spielen 
Projektentwicklungsinvestitionen eine 
immer größere Rolle. 

Projektentwickler und Kreditinstitute 
sehen diese Investitionsvariante als die 
wichtigste Eigenkapitalbeschaffungs-
maßnahme in diesem Marktsegment 
an. Der größere Teil sind dabei gewerb-
liche Entwicklungen, doch der Anteil 
von Wohnobjekten steigt in den letzten 
Jahren stetig an. Üblicherweise sind die 
Anleger an der Wohnungsgenossen-
schaft und nicht direkt am Objekt be-
teiligt.

Die Investitionsdauer der einzelnen Im-
mobilienentwicklungen innerhalb der 
Genossenschaft ist mit etwa ein bis drei 
Jahren im Verhältnis zu einer konventi-
onellen Immobilieninvestition recht kurz. 
Dies bietet eine relativ hohe Marktunab-

hängigkeit von den Immobilienmärkten. 
Die Wertschöpfung ist in der Projekt-
entwicklung höher als bei Bestand-
simmobilien, wodurch Projektentwick-
lungskonzepte im Allgemeinen deutlich 
höhere Renditen erzielen als klassische 
Immobilienfonds.

Die Anlageform der Real Estate Private 
Equity Beteiligung ist Ende der 1980er 
Jahre in den USA entstanden. Samuel 
Zell übertrug 1988 als Erster die Struk-
tur der Private Equity Investition auf den 
Immobiliensektor und warb mit dem 
Zell-Merrill Real Estate Oppertunity 
Fund sehr erfolgreich Kapital ein. Das 
Modell fand viele Nachahmer. Von 1991 
bis Ende 2004 hatten Real Estate Equi-
ty Beteiligungen rund 120 Milliarden 
US-Dollar eingeworben, was bei einer 
durchschnittlichen Fremdkapitalquote 
von 70 Prozent einem Investitionsvolu-
men von 400 Milliarden US-Dollar ent-
spricht. Seither ist diese Anlageform 
weltweit etabliert.

Eventus eG – Pioniere auf dem Gebiet 
der investierenden Mitgliedschaft bei 
einer Wohnungsgenossenschaft

Die Eventus eG ist Deutschlands füh-
rende Wohnungsgenossenschaft für 
investierende Mitglieder. Seit dem Jahr 
2012 werden nur noch eigenkapital-
basierte Projektentwicklungen durch-
geführt. Die Investitionen beschränken 
sich auf die zwei Bereiche Neubau und 
Sanierung von Immobilien, wobei das 
Konzept an entscheidenden Stellen im 
Sinne einer höheren Stabilität weiter-
entwickelt wurde: Während üblicher-
weise Projektentwicklungsfonds eine 
Finanzierung eingehen, entweder auf 
Fondsebene oder bei Eigenkaptalfonds 
auf Objektebene, verzichte die Even-
tus eG vollständig und durchgängig auf 
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jegliche Fremdfinanzierungen. Weder 
auf Genossenschaftsebene, noch auf 
Immobilienprojektebene wird Fremd-
kapital aufgenommen. Damit setzt die 
Genossenschaft nicht auf Maximie-
rung der Gewinne, sondern auf Erhö-
hung der Stabilität. Das investierende 
Mitglied bei der Eventus eG ist über die 
Mitgliedschaft an der Genossenschaft 
mittelbar an den jeweiligen Objekt betei-
ligt und somit Eigentümer des Objekts. 
In Verbindung mit dem durchgängigen 
Eigenkapitalprinzip sind die Anleger die 
einzigen Inhaber der Objekte mit Besi-
cherung durch ein Lastenfreies Grund-
buch.

Die Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft konzentriert sich auf den 
stabilen Bereich der Wohnimmobilie. 
Für diese Spezialisierung hat das As-
set Management ein ausgefeiltes Ver-
kaufssystem an Eigennutzer und über 
eigene angestellte Verkäufer entwickelt. 
Besonderer Wert wird auf die Diversifi-
kation gelegt, weshalb mehrere Pro-
jekte gleichzeitig realisiert werden. Dies 
erhöht die Anzahl der Objektbeteiligun-
gen. Bei mehrfacher Reininvestition der 
entstandenen Gewinne wird im eine 
breite Anzahl an Wohnimmobilienpro-
jekte investiert.

Professionelle Immobilienentwicklun-
gen benötigt fundierte und detaillierte 
Marktkenntnis, weshalb die Eventus eG 
– DIE Wohnungsgenossenschaft nur in 
den ausgewählten sieben Metropolre-
gionen (A-Standorten) Stuttgart, Köln, 
Berlin, Frankfurt, Hamburg, Nürnberg 
und München investieren. Hier hat die 
Eventus eG alle nötigen Verbindungen 
und Erfahrungen: Von der Einschätzung 
der Mikrolage über Kontakte zu den 
Stadtverwaltungen, Handwerkern und 
Dienstleistern bis hin zum Verkauf. Die 
sieben ausgewählten Metropolstandor-

te besitzen hohe Perspektiven und ein 
langjährig planbares Projektentwick-
lungspotenzial.

Wesentliche Merkmale der Inves-
tition bei der Wohnungsgenossen-
schaft und Informationen über das 
Zustandekommen der Verträge im 
Fernabsatz

Mit der Unterzeichnung und Übermitt-
lung der ausgefüllten Beitrittserklärung 
gibt der Anleger gegenüber der Eventus 
eG – DIE Wohnungsgenossenschaft ein 
Angebot auf Beitritt als investierendes 
Genossenschaftsmitglied ab. Mit der 
Gegenzeichnung der Beitrittserklärung 
durch die Eventus eG – DIE Wohnungs-
genossenschaft kommt die Genossen-
schaftsmitgliedschaft zustande, ohne 
dass es des Zugangs der Annahmeer-
klärung beim Treugeber erklären in-
soweit einen Verzicht auf den Zugang 
der Annahmeerklärung gemäß § 151 
BGB. Unbenommen dessen wird die 
Annahme den investierenden Genos-
senschaftsmitgliedern durch ein Bestä-
tigungsschreiben schriftlich mitgeteilt.

Die Hauptmerkmale der Anteile an 
der Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft sind Vermögen und Ge-
winnbeteiligungen, ausgenommen sind 
Stimmrechte. Sie werden im jeweiligen 
Verhältnis des eingezahlten Genossen-
schaftskapitals der Eventus eG gewährt. 
Die Ergebnisbeteiligung der Anleger ist 
in der Satzung der Eventus eG geregelt. 
Für Anleger, die indirekt als investieren-
des Genossenschaftsmitglied beitreten, 
besteht die Haftung bis zur Höhe der 
Einlage. Die Haftsumme  beträgt 100 % 
ihrer Einlage. 
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Gesamtpreis und 
Zahlungsbedingungen

Der Gesamtpreis der Leistung entspricht 
der Summe der Kapitalanlagen.

Die Gesamtzeichnungssumme ist in 
einer Summe innerhalb von 14 Tagen 
nach Unterzeichnung der Beitrittserklä-
rung oder zum Zeitpunkt der Datums-
angabe auf der Beitrittserklärung fällig. 
Einzahlungen sind auf das folgende 
Konto bei der Volksbank Stuttgart eG 
zu zahlen. Die bei der Einzahlung ent-
stehenden Kosten trägt der Anleger. 

Kontoinhaber:	 Eventus eG – DIE Woh-
nungsgenossenschaft

IBAN:	 DE93 6009 0100 0175 9210 08

BIC:	 VOBA DESS XXX

Steuerliche Hinweise

Der Anleger erzielt grundsätzlich Ein-
künfte aus Kapitalanlagen und diese 
unterliegen somit der Abgeltungssteu-
er, sofern er als natürliche Person in 
Deutschland unbeschränkt steuer-
pflichtig ist und seine Beteiligung an der 
Eventus eG im Privatvermögen hält. Die 
dem Anleger anteilig zugerechneten Ka-
pitalerträge unterliegen der individuel-
len Steuerbelastung des Anlegers. Bei 
Privatanlegern erfolgt die Besteuerung 
grundsätzlich mit 25 % Abgeltungssteu-
er zzgl. Solidaritätszuschlag sowie ge-
gebenenfalls Kirchensteuer. Demgemäß 
sind diese Einkünfte in der Steuererklä-
rung eines jeden Anlegers zu berück-
sichtigen. 

Zusätzliche Kosten für den Anleger

Im Verzugsfall können von der Eventus 
eG – DIE Wohnungsgenossenschaft 
gesetzliche Verzugszinsen in Höhe von 
fünf Prozentpunkten p.a. über dem je-
weiligen Basiszinssatz gemäß §§ 288 
Abs. 1, 247 BGB verlangt werden. Die 
Geltendmachung eines weitergehenden 
Schadens bleibt unberührt. Leistet ein 
Anleger trotz abgelaufener Wiederrufs-
frist seine 100 % der Pflichteinlage nicht, 
so ist eine Verwaltungspauschale von 
mindestens 150 EUR fällig. Der Anleger 
trägt die zusätzlichen Kosten für die An-
mahnung zur Zahlung oder die Kosten 
für eine Übertragung seiner Anteile an 
einen Dritten. Die Höhe der Kosten be-
stimmt sich nach der Höhe der der Betei-
ligungen des investierenden Genossen-
schaftsmitglieds und ergibt sich aus der 
Satzung der Eventus eG. Hierunter fal-
len auch ggf. Steuern, die mit der Über-
tragung des Anteils im Zusammenhang 
stehen, an. Die Kosten im Falle einer 
Vererbung der Genossenschaftsantei-
le (Notarkosten, Beglaubigungskosten, 
usw.) trägt der Anleger bzw. dessen 
Hinterbliebene. Weitere Kosten können 
beim Geldverkehr, bei der Teilnahme an 
Beschlussfassungen und bei Ausübung 
von Kontrollrechten gegenüber der Ge-
schäftsführung entstehen, oder wenn 
im Falle einer Kündigung Streit über das 
Auseidersetzungsgutachten entsteht. 
Die dadurch entstehenden Kosten sind 
im Zeitpunkt der Informationsaufstellung 
nicht bezifferbar. 
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Der Auswahlprozess der Eventus? 
					        Im Einkauf liegt der Gewinn!



Das Metropolkonzept

Investieren in Metropolregionen mit 
Wachstumspotenzial

Den Mittelpunkt einer erfolgreichen In-
vestition stellt die richtige Standortaus-
wahl der Wohnimmobilienprojekte dar. 
Es wird ausschließlich in Core-Standor-
te und Standorte mit starkem Wachs-
tumspotenzial investiert. Die Grundlage 
unserer Investitionsentscheidung sind 
stets aktuelle Marktanalysen und wis-
senschaftliche Studien, die eigens durch 
die Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft in Auftrag gegeben werden.

Die TOP-7 Standorte

Laut einer aktuellen Studie von Wuest 
& Partner zählen die Städte München, 
Stuttgart, Hamburg, Frankfurt am Main, 
Berlin, Köln und Düsseldorf zu Deutsch-
lands TOP-Standorten. Allein in diesen 
Metropolregionen sind die Immobilien

Investitions- und Anlagestrategie

preise in den letzten 5 Jahren um über 
31 % gestiegen. Doch von einer Immo-
bilienblase ist keine Spur, denn die hohe 
Nachfrage, die aktuellen Niedrigzinsen 
am Kapitalmarkt und die fortschreitende 
Urbanisierung stellen einen anhaltenden 
Nachfrageüberhang sicher.

Die „Hidden-Champions“

Aus der Studie von Wuest & Partner geht 
ebenfalls hervor, dass einige deutsche 
Städte enormes Wachstumspotenzial 
aufweisen. Hierzu zählen beispielsweise
Ingolstadt, Ulm, Freiburg, Heidelberg, 
Leipzig, Konstanz, Nürnberg, Tübingen,
Kempten und einige mehr. Eine pro-
fessionelle Due Diligence und eine um-
fangreiche Standortanalyse bildet die 
Grundlage für eine Investition in eine der 
„Hidden-Champions-Metropolen“.
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Due Diligence durchführen

Anlagestrategie
abstimmen

ALM-
Ergebnisse & 
Anlagestrategie 
harmonisieren

Direkte & 
indirekte 
Strategien 
abstimmen

Risk/Return-
Profil erstellen

Investment 
Guidelines 
erarbeiten

Produkte 
auswählen

Market Screening 
durchführen und 
aktualisieren

  - Netzwerk
  - Database
  - Reserch
  - ...

Long-List erstellen

Produktvorauswahl 
vornehmen

  - Anlagestrategie
  - Rist/Return-Profil
  - Referenzen
  - Track Record
  - ...

Short-List erstellen

Questionnaire
entwickeln

Doppelbesatzun-
gen sicherstellen 
(mind.)

Fragebogen 
anpassen

Fragebogen 
auswerten

Strategie

Prozesse

Team

Quantitative 
Analysen

  - Portfolio
  - Ankauf
  - Pipeline
  - ...

Besetzung „Beauty-
Contest“ festlegen

Zusatzinformationen 
einfordern

Strategie vs. Portfo-
lio vs. Zielrenditen

Präsentationen 
bewerten

Geseamtbewer-
tung ersetllen

Entscheidung 
treffen

Investitionsantrag

Verhandlungen

Vertragsprüfungen

Signing

Closing

Benchmarks 
abstimmen

Evtl. Einsitz Advisory 
Board

Überwachung 
Anlageportfolio

  - Bestand
  - Ankauf/Verkauf

Analyse Reporting

  - Ableitung 
    Maßnahmen

Inhouse-Reporting

Investitionsantrag 
umsetzen

Monitoring/Reporting
durchführen

„Beauty-Contest“
durchführen

Quelle:   Eigene Darstellung

Das Sicherheitskonzept

1. Erstklassiges Netzwerk

Bei der Wahl unserer Netzwerkpartner 
achten wir sehr stark auf Professiona-
lität und Finanzstärke. Beispielsweise 
arbeiten wir mit Bauträgerunternehmen 
zusammen, die auf eine jahrzehntelange 
Erfolgsgeschichte zurückblicken kön-
nen und eine erstklassige Eigenkapital-
ausstattung haben. Die Anforderungen 
die wir an unsere Mitarbeiter oder exter-
ne Auftragnehmer stellen ist sehr hoch. 
Der Vorstand und der Aufsichtsrat der 
Eventus eG besteht aus Akademikern 
und erfahrenen Branchenexperten, die 
den Wohnimmobilienmarkt und die Fi-
nanzmärkte in Deutschland sehr genau 
kennen.

2. Erstklassiges Asset Management

Von den uns angebotenen Wohnimmo-
bilien kaufen wir im Durchschnitt weni-
ger als 10 % ein. Das liegt an unserer 
sehr strengen und detaillierten Due Di-
ligence, die wir durchführen. Wir haben 
uns auf die beiden Phasen der Wohnim-
mobilie spezialisiert, die Expertenwissen 
und eine professionelle Arbeitsweise er-
fordern. Der Naubau und die Sanierung 
von Wohnimmobilien. Nachfolgend zei-
gen wir Ihnen wie die Due Diligence in 
unserem Unternehmen gegliedert ist:
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3. Erstklassige 
    Eigenkapitalausstattung

Wir wirtschaften zu 100 % aus Eigenka-
pital und schließen Fremdkapitalfinanzie-
rungen kategorisch aus. Alle Wohnim-
mobilienprojekte finanzieren wir ohne 
Bankdarlehen oder andere Fremdmittel. 
Aus diesem Grund bleiben wir bonitäts-
stark, bankenunabhängig und geraten 
während des Exits nicht unter Druck. 
Darüber hinaus können wir am Markt viel 
schneller agieren und erzielen daher auch 
Einkaufspreise weit unter Marktwert.

4. Erstklassiges Controlling

Wir werden, wie jede Genossenschaft, 
jährlich von einem deutschen Genos-
senschaftsverband für Wohnungsge-
nossenschaften geprüft. Für die Even-
tus ist der baden-württembergische 
Prüfverband zuständig. Die Prüfung 
einer Genossenschaft bietet eine sehr 
hohe Sicherheit für die investierenden 
Mitglieder. Während bei der BaFin ledig-
lich die Prospekte geprüft werden, prüft 
der Genossenschaftsverband auch die 
Plausibilität der Geschäftsidee und des 
Geschäftsverlaufs.

5. Erstklassige Diversifikation

Wir investieren niemals das gesamte Ka-
pital in einem Wohnimmobilienprojekt. 
Eine breite Streuung ist bei der Vermö-
gensanlage sehr wichtig. Durch die breite 
Aufteilung der Ertragsquellen erhöht sich 
die Sicherheit für das gesamte Portfolio, 
da das Risiko auf viele Objekte verteilt 
wird. Somit erhöht sich die Planungssi-
cherheit. Wir verfügen über ein stets breit 
gestreutes Immobilienportfolio. Unsere 
Investitionen befinden sich im Bereich 
von 3 – 15 Wohneinheiten pro Projekt.

6. Erstklassiges 
    „Mitglieder-First-Prinzip“

Die Organe der Genossenschaft verdie-
nen erst dann, wenn Sie Ihre Dividen-
denausschüttung erhalten haben. Bei 
uns zählt das „Mitglied-First-Prinzip“. 
Bevor die Eventus eG an die Vorstände 
Gewinnanteile ausschüttet, ist stets das 
Mitglied zuerst zu bedienen. Darüber 
hinaus haben wir uns dazu verpflich-
tet, 50 % der Gewinne den Rücklagen 
zuzuführen. Dies gewährleistet höchste 
Planungssicherheit für den zukünftigen 
Geschäftsverlauf. Ein Gewinn für alle!

Quelle: Eigene Darstellung
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Konzentration auf Neubau 
und Sanierung

Immobilien durchlaufen bestimmte Ent-
wicklungs- und Lebenszyklen. Die Even-
tus eG – DIE Wohnungsgenossenschaft 
hat sich auf die Sanierung und den Neu-
bau von Wohnimmobilien spezialisiert. 
Die Konzentration auf die Phasen bringt 
mehrere Vorteile: Kurze, überschaubare 
Investitionszeiten, hohe Unabhängigkeit 
von der generellen Entwicklung des Im-
mobilienmarktes und höhere Rendite-
chancen. 

Während bei sog. Core-Immobilien die 
Renditen meist fünf bis sechs Prozent 
im Jahr nicht übersteigen, erzielen Pro-
jektentwickler in den Phasen des Nau-
baus und der Sanierung deutlich höhe-
re Ergebnisse: Nach der Erfahrung der 
Eventus eG erwartet das investierende 
Genossenschaftsmitglied eine Durch-
schnittsrendite von mehr als acht Pro-
zent pro Jahr auf das eingesetzte Ka-
pital. Kein Wohnimmobilienprojekt der 

Eventus eG wurde bisher negativ ab-
geschlossen. So kann für das investie-
rende Mitglied bei der Eventus eG eine 
Ausschüttung von 6,5 % bis 8,5 % er-
zielt werden.

Die Eventus eG Projektentwicklung

Die Wertschöpfungskette der investie-
renden Mitgliedschaft bei der Eventus 
eG besteht aus den folgenden, bis ins 
letzte Detail geplanten Schritten: 

Zuerst wird das Investitionskapital durch 
die Anleger gesichert. Aufgrund der 
festgelegten Eigenkapitalstrategie wer-
den Objekte erst angekauft, wenn das 
nötige Kapital vorhanden und die Ent-
wicklungskosten sichergestellt sind. Die 
Objektauswahl erfolgt nach Prüfung 
umfangreicher Kriterien (Due Diligence), 
Einhaltung der Investitionskriterien und 
mit Verzicht auf die gezielte Ausnutzung 
von Notsituationen. Sie kann deshalb 
zügig erfolgen, da die Eventus eG – DIE 
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Wohnungsgenossenschaft eine hohe 
Anzahl an Objekten vorselektiert hat: 

Im Herbst 2012 befanden sich Ob-
jekte mit einem Volumen von knapp 
12 Millionen Euro in der Eventus eG 
Prüfungspipeline. Danach wird die De-
tailplanung optimiert und die endgültige 
Baugenehmigung herbeigeführt. Im 
Anschluss erfolgt der Verkaufsstart der 
einzelnen Wohnungen über die eigenen 
regionalen Verkaufsteams vorrangig an 
Eigennutzer. Mit ausgefeilten Strategien 
und Informationen wird ein frühzeitiger 
Abverkauf erreicht. Erst nach einem ent-
sprechenden Verkaufsstand startet die 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft die Bauphase und orientiert sich 
in der baulichen Umsetzung an ökologi-
schen Anforderungen. Alle angefallenen 

Kosten auf Ebene der Projektentwick-
lung liegen innerhalb der anerkannten 
Honorar- und Gebührenstruktur für Pro-
jektentwicklung.

Durch den frühzeitigen Verkauf wird 
der Kapitalbedarf für die Genossen-
schaft geringer, wodurch sich die Ge-
winne für die Anleger steigern. Nach 
Abschluss der Bauarbeiten werden die 
Wohnungen an die Käufer übergeben. 
Erste Kapitalrückflüsse an die Genos-
senschaft entstehen oft schon während 
des Verkaufs, die restlichen Rückflüsse 
fließen nach Abschluss des Objektes. 
Diese werden gewinnbringend wieder 
investiert.

Beispielhafter Kapitalbedarf der Eventus eG für eine Objektentwicklung

1

5 Mio.

0

10 Mio.

15 Mio.

20 Mio.

25 Mio.

30 Mio.

Euro

Monate 103 122 114 135 146 157 168 179 18 19 20 21 2522 2623 2724 28

Ankauf Planungsphase

Verkaufsphase

Bauphase

Kapitaleinsatz des Fonds Kapitalzufluss durch Immobilienkäufer Kapitalbedarf gesamt Quelle: Eigene Darstellung
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Entwicklung in drei Objektphasen

Die Objekte durchlaufen drei Entwick-
lungsphasen: Nach dem Objektankauf 
startet die erste Phase mit der Detailpla-
nung. Sobald diese abgeschlossen ist, 
folgt mit dem Verkaufstart der einzelnen 
Wohnungen die zweite Phase. Für die 
meisten Wohnimmobilienentwicklungen 
wird deshalb nur ein Teil des erforderli-
chen Gesamtkapitals von der Genossen-
schaft benötigt – in dem oben grafisch 
dargestellten Beispiel etwa 30 Prozent. 
Mit dieser Strategie wird die Rendite für 
den Anleger erhöht, ohne das Risiko an-
zuheben. Erst wenn etwa ein Viertel bis 
ein Drittel der Wohnungen eines Objek-
tes verkauft wurden, beginnt die Eventus 
eG in Phase Drei mit dem Bau und bie-
tet parallel die restlichen Wohnungen an. 
Die dritte Phase ist dann abgeschlossen, 
wenn alle Wohnungen verkauft und das 
Objekt baulich fertiggestellt ist. Unab-
hängig von diesen drei Objektphasen 
kann das gesamte Objekt auch frühzeitig 
verkauft werden, wenn sich dadurch 

entsprechende Gewinnmöglichkeiten für 
die Genossenschaft ergeben.

Die Investitionskriterien

Die Investitionskriterien der Eventus 
eG – DIE Wohnungsgenossenschaft 
sind in der Geschäftsordnung der Ge-
nossenschaft klar festgelegt, um bei 
unterschiedlichen Marktentwicklungen 
und Objektbeschaffenheiten eine hohe 
Sicherheit zu gewährleisten und die ge-
planten Ergebniserwartungen bei den 
Immobilienentwicklungen zu erreichen. 
Hinter diesen Investitionskriterien, vor 
allem hinter dem Due Diligence-Prinzip, 
stecken hohe Detailanforderungen, die 
einen wesentlichen Bestandteil des 
Wettbewerbsvorteiles der Eventus eG 
ausmachen.

1. Alle Immobilieninvestitionen erfol-
gen ausschließlich im Bereich der Pro-
jektentwicklung mit Schwerpunkt auf    
Wohnimmobilien.
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2. Die Investitionen dürfen nur innerhalb 
der abgestimmten Metropolregionen er-
folgen.

3. Der Ankauf von Objekten erfolgt nur, 
wenn auf Objektebene mehr als zwan-
zig Prozent Renditeergebnis prognosti-
ziert wird.*

* Durch den bereits dargestellten gerin-
geren Kapitalbedarf des Fonds für die 
Immobilienentwicklung wird eine ent-
sprechend höhere jährliche Rendite auf 
das eingesetzte Kapital für den Fonds 
erzielt.

4. Für alle Projektentwicklungen ist vor 
Ankauf eine detaillierte Due Diligence zu 
erstellen, die neben generellen Anforde-
rungen auch die Verkaufsstrategie und 
den prognostizierten Verkaufserlös be-
inhaltet.

5. Der gegenseitige Verkauf von Objek-
ten innerhalb der Genossenschaft ist 
ausgeschlossen.

6. Die Aufnahme von Fremdkapital auf 
ist absolut untersagt.

7. Ein Abschöpfen von möglichen Zwi-
schengewinnen beim Objekteinkauf 
durch die Eventus eG – DIE  Woh-
nungsgenossenschaft oder deren Ge-
sellschafter ist ausgeschlossen.

8. Für jedes Investitionsobjekt ist ein 
Wertgutachten eines öffentlich vereidig-
ten Sachverständigen oder eines Asset 
Managers einzuholen.

9. Die Gesamtfinanzierung der Projekt-
entwicklung ist zwingend sicherzustel-
len.

10. Die Investitionen sind insgesamt 
auf verschiedene Metropolregionen,       

Standorte und mindestens 3 Objekte zu 
verteilen.

Due Diligence – Auswahlprozess

Die Due Diligence-Prüfung beinhaltet 
die systematische SWOT-Analyse (Stär-
ken-Schwächen-Analyse) des Objektes. 
Im Rahmen der Analyse erfolgt die fun-
dierte Bewertung des Objektes sowie 
möglicher Risiken für die Entwicklung. 
Die Prüfungspunkte der Eventus eG 
Due Diligence sind unter anderem die 
Standortanalyse, die Marktanalyse, die 
Objekt- und Wirtschaftlichkeitsprüfung, 
die Prüfung aller Verträge und öffentlich-
rechtlicher Belange sowie die bautech-
nische und umwelttechnische Bewer-
tung.

Das Prinzip der vollständigen 
Eigenkapitalausstattung

Schon weit vor Beginn der Finanz-
marktkrise 2008 verfolgte das Manage-
ment der Eventus eG ausschließlich 
Eigenkapitalinvestitionen in diversen 
Anlagealternativen für Privatanleger. 
Nur ohne Fremdkapital ist sicherge-
stellt, dass in schwierigen Phasen die 
Verfügungsgewalt über die Immobili-
en bei der Genossenschaft und damit 
beim Mitglied verbleibt. Darüber hinaus 
sparen sich die Anleger finanzierungs-
bedingte Zusatzkosten und Gebühren 
und sind unabhängig von Zinsschwan-
kungen.
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Die Immobilie – Vermögen aus Stein



Berlin – Köpenick



Objektbezogene Due Diligence

Nach der erfolgreichen Vermarktung 
des Mehrfamilienhauses mit 9 ETW in 
Berlin Köpenick wurde eine vorläufige 
Due Diligence mit den nachfolgend ab-
gebildeten Ergebnissen durchgeführt. 

Das moderne Mehrfamilienhaus befin-
det sich in Berlin und entspricht den 
aktuellen Standards an modernes Woh-
nen. Das KFW 70 Haus verfügt über 
9 hochwertige und lichtdurchflutete 
Eigentumswohnungen. Garten sowie 
Terrassen bzw. Balkone sind in jeder 
Wohneinheit vorhanden. 

Das Objekt war bereits nach fünf Mo-
naten abverkauft. Die letzte Übergabe 
erfolgte in Woche 55 nach Baubeginn.

Projektberichte

Rahmendaten des Objekts

Kaufpreis Grundstück
Stellplätze/Garagen
Grundstücksgröße
Wohnfläche gesamt
Gesamtkosten/m²

Standortanalyse

Einwohnerzahl
Bodenrichtwert
Marktwert/m²
Mietspiegel
Mgl. Mieteinnahmen
Wettbewerbspositin (EUR)
Förderung § 1 GenG

740.000,00 EUR
3/9

671,00 m²
873,00 m²

3.860,46 EUR/m²

rd. 245.000
310,00 EUR/m²

4.350,00 EUR/m²
8,95 EUR/m²

11,00 EUR/m²
leicht überdurchschnittlich

8.000,00 EUR/WEH
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Standortbezogene Due Diligence

Köpenick, früher Cöpenick, ist ein Orts-
teil im Bezirk Treptow-Köpenick im Süd-
osten von Berlin, am Zusammenfluss 
von Spree und Dahme in wald- und 
seenreicher Umgebung gelegen. Köpe-
nick besitzt – wie auch das am West-
rand Berlins gelegene Spandau – eine 
eigenständige mittelalterliche Stadttradi-
tion. Beide Orte gingen aus slawischen 
Burgwällen hervor, erhielten bereits im 
Mittelalter das Stadtrecht und verfügen 
bis heute über gut erhaltene Altstadtker-
ne und eigene Vororte. Köpenick gehört 
seit dem 1. Oktober 1920 zu Berlin. Der 
sehr grüne Stadtteil verfügt über sehr 
viele Wasserflächen, was den Stadt-
teil sehr attraktiv und familienfreundlich 
macht.

Mittelherkunft

Eigenkapitalbasis
Fremdkapitalquote
Gebundenes Kapital
Verkaufsstand
Verkaufte Wohneinheiten

Ergebins/Überschuss

Verkaufserlös
Verkaufspreis/m²
Gewinn in EUR
Gewinn in Prozent
Gewinn/m²
Haltedauer
Gewinn p.a.
Eigenkapitaltentabilität
Dauer bis Vollverkauf
Vermarktungszeit
Veräußert an

100 %
0 %

794.600,00 EUR
100 %

9 von 9

3.928.500,00 EUR
4.500,00 EUR

558.321,35 EUR
16,57 %

639,54 EUR/m²
12 Monate

16,57 %
70,26 %

5 Monate
+ 4 Monate
Eigennutzer

Gewinn 
558.321,35 EUR

Gesamtkosten
3.370.178,65 EUR

Ve
rk

au
fs

er
lö

s
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Erwerbskosten gesamt:
794.600,00 EUR

Herrichtungskosten gesamt:
2.575.578,65 EUR

Kaufnebenkosten
54.600,00 EUR

Baukosten 
1.833.551,00 EUR

Planung & Architekt 	
42.000,00 EUR

Bauleitung & Management
105.000,00 EUR

Vertriebskosten
274.955,00 EUR

Marketingkosten
45.000,00 EUR

Kaufpreis Grundstück 
740.000,00 EURBauträgerkosten

275.032,65 EUR

Kaufpreis Grundstück 

Kaufnebenkosten 

Baukosten 

Planung & Architekt 

Bauleitung & Management 

Bauträgerkosten 

Vertriebskosten 

Marke�ngkosten 

Gesamtkosten:
3.370.178,65 EUR

87



Leipzig – Sellerhausen



Objektbezogene Due Diligence

Nach erfolgreicher Vermarktung des 
Mehrfamilienhauses mit 8 ETW in 
Leipzig-Sellerhausen wurde eine ab-
schließende Due Diligence mit den 
nachfolgend abgebildeten Ergebnissen 
durchgeführt. 

Das Objekt wurde aus einer Aukti-
on heraus erworben und befand sich 
zum Zeitpunkt des Kaufs in einem sehr 
schlechten Zustand. Vandalismusschä-
den und eine unterdurchhschnittliche 
Mieterstruktur waren die Gründe, war-
um wir es sehr günstig erwerben konn-
ten. Im Zuge der Revitalisierung und 
teilweisen Sanierung wurde die Mieter-
struktur verbessert und sieben von acht 
Wohneinheiten vermietet.

Rahmendaten des Objekts

Kaufpreis 
Stellplätze/Garagen
Quadratmeter
Erwerbskosten/m²

Standortanalyse

Einwohnerzahl
Bodenrichtwert
Marktwert/m²
Mietspiegel
vermietet zu EUR/m²
Wettbewerbspositin (EUR)
Förderung § 1 GenG

140.000,00 EUR
--/--

378,30 m²
396,69 EUR/m²

rd. 7.706
35,00 EUR/m²

710,11 EUR/m²
5,02 EUR/m²
4,22 EUR/m²

durchschnittlich
0,80 EUR/m²
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Standortbezogene Due Diligence

Leipzig mit über 534.000 Einwohnern 
liegt als überregionales Oberzentrum 
und Sitz des gleichnamigen Regierungs-
bezirkes im Nordwesten des Freistaates 
Sachsen. 

Leipzig ist eine traditionsreiche Mes-
se- und Handelsmetropole, Sitz einer 
Universität und mehrerer Hochschulen, 
u.a. die international bekannte Handels-
hochschule. Das Objekt befindet sich 
im Stadtteil Volkmarsdorf/Sellerhausen, 
ca. 2,5 km östlich des Bahnhofs bzw. 
Stadtzentrums Leipzig.

Anbindung an den öffentlichen Nahver-
kehr in unmittelbarer Nähe vorhanden.

Mittelherkunft

Eigenkapitalbasis
Fremdkapitalquote
Gebundenes Kapital
Mieteinnahmen p.a. (ist)
Mieteinnahmen p.a. (soll)

Ergebins/Überschuss

Verkaufserlös
Verkaufspreis/m²
Gewinn in EUR
Gewinn in Prozent
Gewinn/m²
Haltedauer
Gewinn p.a.
Gewinn p.m.
Mietrendite p.a.
Vermarktungszeit
Veräußert an

100 %
0 %

188.029,00 EUR
1.429,20 EUR
1.599,20 EUR

230.000,00 EUR
607,98 EUR

41.971,00 EUR
22,32 %

110,95 EUR/m²
20 Monate

13,39 %
1,12 %
9,12 %

- 6 Monate
Kapitalanleger

Gewinn 
41.971,00 EUR

Gesamtkosten
188.029,00 EUR
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Erwerbskosten gesamt:
150.066,00 EUR

Herrichtungskosten gesamt:
37.963,00 EUR

Kaufnebenkosten
10.066,00 EUR

Marketingkosten
854,00 EUR

Hausverwaltung
1.201,00 EUR

Zwangsräumungen
3.217,00 EUR

Modernisierung
31.869,00 EUR

Kaufpreis
140.000,00 EUR

Außenanlagen
822,00 EUR

Gesamtkosten:
188.029,00 EUR
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Ludwigsburg – Poppenweiler



Objektbezogene Due Diligence

Nach erfolgreicher Vermarktung des 
Mehrfamilienhauses mit 3 ETW in Lud-
wigsburg Poppenweiler wurde eine 
abschließende Due Diligence mit den 
nachfolgend abgebildeten Ergebnissen 
durchgeführt. 

Das Objekt wurde von einem Eigentümer 
erworben, mit dem Ziel, das Objekt auf-
zuteilen und die einzelnen Wohnungen 
dann gewinnbringend zu veräußern. Im 
Zuge der Revitalisierung und teilweisen 
Modernisierung wurde die Mieterstruk-
tur verbessert und alle Wohneinheiten 
vermietet bevor sie an Kapitalanleger 
verkauft wurden.

Rahmendaten des Objekts

Kaufpreis
Stellplätze/Garagen
Quadratmeter
Erwerbskosten/m²

Standortanalyse

Einwohnerzahl
Bodenrichtwert
Marktwert/m²
Mietspiegel
vermietet zu EUR/m²
Wettbewerbspositin (EUR)
Förderung § 1 GenG

258.000,00 EUR
3/--

193,00 m²
1.471,40 EUR/m²

rd. 87.207
400,00 EUR/m²

1.987,00 EUR/m²
7,47 EUR/m²
8,68 EUR/m²

leicht überdurchschnittlich
5.000,00 EUR/WEH
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Standortbezogene Due Diligence

Ludwigsburg-Poppenweiler ist ein 
Teilort von Ludwigsburg. Einer von 
Stuttgarts beliebtesten Nebenorte sticht 
durch eine hohe Lebensqualität, hohe 
Zuzugszahlen und steigende Wohnim-
mobilienpreise hervor.

Ludwigsburg zählt zu den beliebtesten 
Städten rund um Stuttgart und ist geo-
grafisch sehr gut gelegen. Auch die Inf-
rastruktur ist hervorragend.

Anbindung an den öffentlichen Nahver-
kehr in unmittelbarer Nähe vorhanden.

Mittelherkunft

Eigenkapitalbasis
Fremdkapitalquote
Gebundenes Kapital
Mieteinnahmen bei Kauf
Mieteinnahmen bei Verkauf

Ergebins/Überschuss

Verkaufserlös
Verkaufspreis/m²
Gewinn in EUR
Gewinn in Prozent
Gewinn/m²
Haltedauer
Gewinn p.a.
Gewinn p.m.
Mietrendite p.a.
Vermarktungszeit
Veräußert an

100 %
0 %

329.749,60 EUR
1.568,00 EUR
1.675,00 EUR

495.000,00 EUR
2.564,77 EUR

165.250,40 EUR
50,11 %

1.093,37 EUR/m²
15 Monate

40,09 %
3,34 %
6,01 %

+ 3 Monate
Kapitalanleger

Gewinn 
165.250,40 EUR

Gesamtkosten
329.749,60 EUR
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Erwerbskosten gesamt:
283.980,60 EUR

Herrichtungskosten gesamt:
45.769,00 EUR

Kaufnebenkosten
16.770,00 EUR

Einbauküchen
14.200,00 EUR

Mod. Fenster
5.982,00 EUR

Makler
9.210,60 EUR

Kaufpreis
258.000,00 EUR

Modernisierung Innen
16.727,00 EUR

Modernisierung Fassade
8.429,00 EUR

Gesamtkosten:
329.749,60 EUR

Marketingkosten
431,00 EUR
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Stuttgart – Stammheim



Objektbezogene Due Diligence

Nach erfolgreicher Vermarktung der 
3-Zimmer Eigentumswohnung in 
Stuttgart-Stammheim wurde eine ab-
schließende Due Diligence mit den 
nachfolgend abgebildeten Ergebnissen 
durchgeführt. 

Zu erkennen ist, dass es sich bei diesem 
Objekt um eine Wohneinheit handelt, 
die im Zuge einer Zwangsversteigerung 
erworben werden konnte. Der vorhei-
ge Eigentümer musste anhand einer 
Zwangsräumung zum Auszug gezwun-
gen werden. 

Die anschließende Sanierung lies den 
Wert der Immobilie stark wachsen.

Rahmendaten des Objekts

Kaufpreis
Garten/Garagen
Quadratmeter
Erwerbskosten/m²

Standortanalyse

Einwohnerzahl
Bodenrichtwert
Marktwert/m²
Mietspiegel
Angebotsmieten
Wettbewerbspositin (EUR)
Förderung § 1 GenG

130.000,00 EUR
Ja

83,00 m²
1.647,95 EUR/m²

rd. 13.000
630,00 EUR/m²

3.167,00 EUR/m²
8,50 EUR/m²
9,10 EUR/m²

durchschnittlich
2.000,00 EUR
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Standortbezogene Due Diligence

Das erworbene Objekt befindet sich im 
Stadtteil Stuttgart Stammheim. 

Der Stadtteil zeichnet sich durch seine 
Nähe zur Stuttgarter Innenstadt und 
gleichzeitig durch seine ruhige Lage aus. 

Mit seinen knapp 13.000 Einwohnern ist 
der Stadtteil durch seine alten Villenvier-
tel und seine modernen Ein- und Mehr-
familienhäuser bei seinen Anwohnern 
sehr beliebt. 

Die sehr gute Lage und Anbindung an 
Autobahnen und öffentliche Verkehrs-
mittel machen den Stadtteil sehr attrak-
tiv.

Mittelherkunft

Eigenkapitalbasis
Fremdkapitalquote
Gebundenes Kapital

Ergebins/Überschuss

Verkaufserlös
Verkaufspreis/m²
Gewinn in EUR
Gewinn in Prozent
Gewinn/m²
Haltedauer
Gewinn p.a.
Gewinn p.m.
Vermarktungszeit
Veräußert an

100 %
0 %

174.392,00 EUR

27.000,00 EUR
2.734,94 EUR

52.608,00 EUR
30,16 %

633,83 EUR/m²
21 Monate

17,23 %
1,45 %

+ 3 Monate
Eigennutzer

Gewinn 
52.608,00 EUR

Gesamtkosten
174.392,00 EUR
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Erwerbskosten gesamt:
136.780,00 EUR

Sanierungskosten gesamt:
37.612,00 EUR

Bauleitung
1.500,00 EUR

Außenanlagen
2.934,00 EUR

Kaufnebenkosten 
6.780,00 EUR

Kaufpreis
130.000,00 EUR

Grundsanierung
25.809,00 EUR

Zwangsräumung
7.238,00 EUR

Gesamtkosten:
174.392,00 EUR

Marketingkosten
131,00 EUR
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Investitions- und Finanzplan
Prognose für einzuwerbendes Genossenschaftskapital 
15.000.000,– EUR bis 31.12.2015

Investitionsplan			 

Investitionskapital in 
Wohnimmobilienprojekte		

Betriebswirtschaftliche Kosten

Eigenkapitalvermittlung			 
Konzeption					   
Prospektierung					  
Marketing					   
Verwaltungskosten				     
Einrichtungskosten				  

Sonstige Nebenkosten			

Mittelverwendung gesamt	

Prognose für einzuwerbendes Genossenschaftskapital 
50.000.000,– EUR bis 31.12.2017

Investitionsplan			 

Investitionskapital in 
Wohnimmobilienprojekte		

Betriebswirtschaftliche Kosten

Eigenkapitalvermittlung			 
Konzeption					   
Prospektierung					  
Marketing					   
Verwaltungskosten				     
Einrichtungskosten				  

Sonstige Nebenkosten für den Fonds			

Mittelverwendung gesamt	

13.500.000,00 EUR

825.000,00 EUR
168.000,00 EUR
139.500,00 EUR
150.000,00 EUR  
75.000,00 EUR

142.500,00 EUR

	 --- 

15.000.000,00 EUR

90 %

5,50 %
1,12 %
0,93 %
1,00 %
0,50 %
0,95 %

   ---

100 %

EUR	

EUR	

% des Genossen-
schaftskapitals

% des Genossen-
schaftskapitals

44.000.000,00 EUR

2.750.000,00 EUR
730.000,00 EUR
465.000,00 EUR
830.000,00 EUR  
500.000,00 EUR
725.000,00 EUR

	 --- 

50.000.000,00 EUR

88 %

5,50 %
1,46 %
0,93 %
1,66 %
1,00 %
1,45 %

   ---

100 %

100



Prognose für einzuwerbendes Genossenschaftskapital 
100.000.000,– EUR bis 31.12.2020

Investitionsplan			 

Investitionskapital in 
Wohnimmobilienprojekte		

Betriebswirtschaftliche Kosten

Eigenkapitalvermittlung			 
Konzeption					   
Prospektierung					  
Marketing					   
Verwaltungskosten				     
Einrichtungskosten				  

Sonstige Nebenkosten für den Fonds			

Mittelverwendung gesamt	

87.000.000,00 EUR

5.500.000,00 EUR
1.960.000,00 EUR
1.430.000,00 EUR
1.660.000,00 EUR  
1.000.000,00 EUR
1.450.500,00 EUR

	 --- 

100.000.000,00 EUR

87 %

5,50 %
1,96 %
1,43 %
1,66 %
1,00 %
1,45 %

   ---

100 %

EUR	
% des Genossen-

schaftskapitals

1. Bei den Zahlen handelt es sich um gerundete Werte

2. Die gekennzeichneten Positionen sind variabel und abhängig vom platzierten 
    Genossenschaftskapital

3. Nebenkosten wie Abschluss- oder Verkaufskosten fallen nicht an.

4. Die Liquiditätsreserve wird innerhalb der Investitionsplanung gebildet.

Fremdkapital wird nicht aufgenommen. Die Eventus eG ist zu 100 % eigenkapital-
finanziert.
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Zielplanung
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2013

+ 90 %*

+ 52 %*
(Prognose)

+ 150 %*

+ 60 %*
+ 75 %*

+ 50 %*

2014

2014

2015

2015

2016

2016

* im Vergleich 
  zum Vorjahr

* im Vergleich 
  zum Vorjahr

Ist

Ist

Soll

Soll1.000

2.000

3.000

4.000

5.000

6.000

7.000

8.000

9.000

10.000

11.000

12.000

13.000

14.000

15.000

16.000

17.000

18.000

19.000

20.000

21.000

+ 500 %*

+ 49,6 %*
(Prognose)

+ 25 %*

+ 33,3 %*

+ 763 %*

+ 57,1 %*
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Investitionsquote in %

2012 2013 2014 2015 2016

Gesamt 100 % Gesamt 100 % Gesamt 100 % Gesamt 100 % Gesamt 100 %
Soll 87 % Soll 87 % Soll 87 % Soll 87 % Soll 87 %

Ist 80 % Ist 71 % Ist 79 %*
* Prognose

Leistungsdaten

Projektvolumen in TEUR 760

100

20

0

766

7

63

0

3.000

50

45

0

2.967

23

49

0

18.200

50

40

5

16.400*

40*

40*

0,16*

20.000

100

35

5

30.000

250

35

5

2012
Soll/Ist

2013
Soll/Ist

Ziel 2014
Soll/Ist

Ziel 2015
Soll/Ist

Ziel 2016
Soll/Ist

Anzahl regionale Berater

Kündigungsquote in %

Nachinvestitionsquote in %

Positive Entwicklung:

Steigerung Mitgliederanzahl und Assets 
under Managemant ist zufriedenstel-
lend. Projektvolumen steigt jährlich kon-
stant an.

Negative Entwicklung:

Bundesweites Beraternetz muss stärker 
ausgebaut werden.

Ursachen:

Konzentration auf Online-Marketing und 
der detaillierte Ausbau des Asset Ma-
nagements.

Eigenkapitalquote:

Anzahl verkaufte Einheiten:

Anzahl Einheiten in Bau:

100 %

12

20

103



Erklärung der Positionen der Finanz- 
und Investitionsplanung

1. Vorbemerkung:

Die Beteiligung als investierendes Mit-
glied bei der Eventus eG – DIE Woh-
nungsgenossenschaft erfolgt auf der 
Grundlage der Satzung und der dazu-
gehörigen Beitrittserklärung. Der An-
leger erkennt mit Unterzeichnung der 
Beitrittserklärung die bestehende Sat-
zung als für ihn verbindlich an. Es ist 
vorgesehen, Genossenschaftskapital 
in Höhe von 100.000.000,00 EUR (in 
Worten: Einhundert Millionen Euro) ein-
zuwerben. Das Ende der Zeichnung 
ist zum Zeitpunkt der Erstellung dieser 
Informationen noch nicht vorgesehen 
und festgesetzt. Geplant ist das Einwer-
ben von 100.000.000,00 EUR bis zum 
31.12.2020. Der Vorstand der Eventus 
eG kann eine Schließung nach pflicht-
gemäßem Ermessen veranlassen oder 
das Angebot vorzeitig bzw. jederzeit 
schließen.

Der vorstehende Investitionsplan spie-
gelt die Eigenkapitalplatzierung und die 
mit der Realisierung des Geschäfts-
zwecks verbundenen Investitionen und 
Aufwendungen in Höhe des einzuwer-
benden Genossenschaftskapitals als 
absolute und prozentuale Größe wieder.

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, 
das Eigenkapital je nach Platzierungs-
möglichkeit zu erhöhen. Der Erhöhungs-
betrag wird in diesem Fall ebenso zu 87 
Prozent der Position „Investitionskapi-
tal“ zugeführt. Die jeweilige Beitrittssum-
me des investierenden Mitglieds ist als 
Einmalzahlung unmittelbar nach Beitritt 
und Erhalt der Beitrittsbestätigung fällig 
und überweisen.

2. Eigenkapitalvermittlung

Mit der Best Finance Vermögensma-
nagement GmbH, als Vermittlungsge-
sellschaft für die Eventus eG, wurde 
im Jahr 2013 eine Kooperationsver-
einbarung geschlossen. Danach ist die 
Best Finance Vermögensmanagement 
GmbH exklusiv mit der Beschaffung 
des Eigenkapitals der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft beauftragt. 
Für die Einwerbung des Genossen-
schaftskapitals erhält sie eine leistungs-
bezogene Vergütung, einen festen 
prozentualen Satz von 5,50 Prozent, 
gemessen am eingeworbenen Eigenka-
pital. Die Vergütung ist jeweils nach Ein-
gang des Eigenkapitals fällig.

3. Konzeption

Als Anbieterin von investierenden Mit-
gliedschaften in Form einer genossen-
schaftlichen Beteiligung erhält die Even-
tus eG – DIE Wohnungsgenossenschaft 
für die Konzeption, die Umsetzung und 
Realisierung des Konzepts einmalig eine 
Vergütung in Höhe von 1,96 Prozent 
inkl. Umsatzsteuer. Die Konzeptions-
kosten umfassen die Beauftragung von 
Gutachtern, Architekten, externen Part-
nern und sonstigen Konzeptionsdienst-
leistungen. 

4. Prospektierung

Die Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft erhält für die Entwicklung, 
die Ausarbeitung und Drucklegung der 
Prospekte, Leistungsübersichten, Bro-
schüren und Verkaufsunterlagen gemäß 
dem Beschluss der Generalversamm-
lung einmalig eine Vergütung in Höhe 
von 1,43 Prozent inklusive Umsatzsteu-
er des gezeichneten Eigenkapitals. Die 
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Vergütung ist in Abhängigkeit der anfal-
lenden Kosten fällig.

5. Marketing

Die Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft erhält für die Durchführung 
von Marketingmaßnahmen einschließ-
lich Objektvermarktung, Öffentlichkeits-
arbeit und Mitgliederwerbung gemäß 
dem Beschluss der Generalversamm-
lung eine Vergütung in Höhe von 1,66 
Prozent inklusive Umsatzsteuer des ge-
zeichneten Eigenkapitals. Die Vergütung 
wird in Abhängigkeit der anfallenden 
Kostenrechnungen fällig.

6. Verwaltungskosten

Die Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft erhält für die Verwaltung, 
die Planung und die Durchführung von 
Wohnimmobilienprojekten eine Vergü-
tung von einmalig 1,00 Prozent inklusive 

Umsatzsteuer. Die Vergütung umfasst 
ebenfalls die Mitgliederverwaltung sowie 
die Personalverwaltung.

7. Einrichtungskosten

Für die Einrichtung, den Vertrieb und 
die Immobilienprojektentwicklung sowie 
die Baubetreuung erhält die Eventus eG 
– DIE Wohnungsgenossenschaft eine 
einmalige Vergütung in Höhe von 1,45 
Prozent gemessen am eingeworbenen 
Eigenkapital. Die Vergütung wird nur im 
Leistungsfall fällig und steht der Eventus 
eG für das geworbene Kapital nur ein-
malig zur Verfügung.

8. Steuerliche Betrachtung

Für die steuerliche Beratung und Aus-
arbeitung der steuerlichen Rahmenbe-
dingungen erhält eine Steuerberatungs- 
und Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
einmalig eine Gebühr für die erbrachten 
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Leistungen. Die Leistungsabrechnung 
erfolgt in Form der Rechnungsstellung. 
Die Vergütung ist in Abhängigkeit der 
tatsächlich in Anspruch genommenen 
Leistungen fällig.

9. Allgemeine Kostenbetrachtung

Nachdem marktüblich bei Anbietern 
von Wohnimmobilienprojektentwicklun-
gen Fremdkapital aufgenommen wird, 
entweder auf Fondsebene oder/und 
auf Projektentwicklungsebene, erhöhen 
sich dadurch die Kapitalvolumen, wo-
durch die Kosten, die üblicherweise auf 
die Gesamtinvestition dargestellt wer-
den, im Vergleich geringer erscheinen. 
Dennoch werden die Kosten, die dann 
für den Fremdkapitalanteil  mit darge-
stellt sind , nicht vom Kapitalgeber, son-
dern anteilig von den Anlegern getragen. 
Dieser massive Unterschied wird im ers-
ten Moment nicht in der dargestellten 
Kostenstruktur ersichtlich, ist aber für 
den Anleger entscheidend. Bei dem vor-
liegenden Angebot ist dieser versteckte 
Nachteil für den Anleger aufgrund des 
Eigenkapitalprinzips der Eventus eG – 
DIE Wohnungsgenossenschaft, für das 
sich die Wohnungsgenossenschaft ver-
pflichtet hat, auf jegliche Abschöpfun-
gen von Zwischengewinnen beim Ob-
jekteinkauf zu verzichten.

10. Weitere vertragliche Rahmenbedin
      gungen auf genossenschaftlicher 
      und objektbezogener Ebene

Die Evenus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft wurde mit Satzung aus 
dem Jahr 2012 mit dem Liquiditäts-, 
Asset-, und Investitionsmanagement 
sowie dem Beteiligungscontrolling be-
auftragt. Hierfür erhalten die nutzenden 
Genossenschaftsmitglieder und die 

Führungsorgane der Genossenschaft 
eine gewinnabhängige Vergütung, die 
sich an den jährlichen Gewinnen der 
Genossenschaft orientieren. Die Ver-
gütung der nutzenden Mitglieder sowie 
der Geschäftsführung erfolgt erst nach 
vollständiger Ausschüttung der planmä-
ßigen Dividende an die investierenden 
Mitglieder. Die Eventus eG – DIE Woh-
nungsgenossenschaft wurde mit dem 
Beschluss der Generalversammlung mit 
der Überwachung der Investitionskriteri-
en und der Überwachung der Rendite-
vorgaben beauftragt. 

Gewinnbeteiligung

Die Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft ist zur Wahrung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes und auch der 
gleichgerichteten Interessen und der 
Realisierung der Wohnimmobilienpro-
jektgewinne verpflichtet. Erst nachdem 
die investierenden Mitglieder ihre pro-
gnostizierte Dividendenausschüttung 
erhalten haben, werden die nutzenden 
Mitglieder und die Geschäftsführung 
anteilig am Gewinn der Genossenschaft 
beteiligt. Dies gewährleistet das die Pro-
jektleitung zu 100 % fokussiert und ziel-
gerichtet wirtschaftet. 
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Professionalität zeichnet und aus.
								        Das garantieren wir!
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Jahresabschluss 2012 und 2013
Nachfolgend der Jahresabschluss der Emittentin für das Wirtschaftsjahr 2013.

Bilanz der Eventus eG – DIE Wohnungsgenossenschaft

Aktivseite								          31.12.2013

A.	 Anlagevermögen			 
						    
	 I. Immaterielle Vermögensgegenstände
			 
		  1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und 		
		      ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an	
		      solchen Rechten und Werten			      37.014,00	
	     			 
	 II. Sachanlagen
			 
		  1. Andere Anlagen Betriebs- und 
                           Geschäftsausstattung				         5.973,00
		        		
				  
B.	 Umlaufvermögen			 
						    
	 I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke und andere Vorräte	
	
		  1. Grundstücke und grundstücksgleiche			 
		      Rechte mit fertigen abgeschlossenen Bauten	  777.502,79
	     						    
	 II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
	
		  1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 	      6.980,74	
		  2. Sonstige Vermögensgegenstände			      58.764,90
	
	 III. Flüssige Mittel und Bausparguthaben	
		
		  1. Kassenbestand 					      161.888,88	
								      
					   
Bilanzsumme			   1.048.124,31
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Passivseite

A.	 Eigenkapital		
					   
	 I. Gezeichnetes Kapital
	
			   1. Geschäftsguthaben		
			       der neuen Mitglieder 2013		             1.628.500,00
	
	 II. Gewinnvortrag
	
			   Bilanzgewinn		
			 
			   Verlustvortrag					     -169.826,49
			 
			   Jahresfehlbetrag				    -514.512,04
									       
									           944.161,47

					   
B.	 Rücklagen	
	
			   1.Sonstige Rücklagen				          4.200,00
				  
	
C. 	 Verbindlichkeiten
		
			   1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen				  
	     		      und Leistungen				         11.791,77
			   2. Sonstige Verbindlichkeiten			       
			       davon mit einer Restlaufzeit bis		
			       zu einem Jahr EUR 39.447,30	    	     87.150,42

D.	 Rechnungsabgrenzungsposten				             820,65
			 
			 
Bilanzsumme							                              1.048.124,31
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Gewinn- und Verlustrechnung der Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft für die Zeit vom 01.01.2013 bis 31.12.2013

	 1. Umsatzerlöse

		  a) Umsatzerlöse aus Hausbewirtschaftung 		           43.922,21
		
	 2. Sonstige betriebliche Erträge

		  a) Umsatzerlöse aus Hausbewirtschaftung		           399,82
	
	 2. Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen

		  a) Aufwendungen für Verkaufsgrundstücke		      24.130,15
		  b) Fremdleistungen					        181.995,81

	 3. Rohergebnis						        161.803,93

	 4. Personalaufwand

		  a) Löhne und Gehälter					        42.297,00
		  b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für	  	    
		      Altersversorgung - davon für Altersversorgung 
		      EUR 0,00 (VJ EUR 0,00)				        10.068,02
	
	 5. Abschreibungen

		  a) auf immaterielle Vermögensgegenstände des	       
		      Anlagevermögens, Sachanlagen und GWG		       7.875,96

	 6. Sonstigen betrieblichen Aufwendungen			     214.831,93

	 7. Betriebsergebnis						        436.876,84

	 8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge	   	          	            60,66

	 9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen		    	     77.695,86

	 10.  Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit	            - 514.512,04

  	 11. Sonstige Steuern		             					     0,00 

  	 12. Summe Steuern		             					     0,00

  	 13. Jahresfehlbetrag		    				      514.512,04

  	 14. Bilanzfehlbetrag						        514.512,04
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Erläuterungen zum Jahresabschluss

1. Sonstige Vermögensgegenstände

Die ausgewiesenen Beträge bestehen 
vollständig aus bebauten Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten mit 
fertiggestellten und abgeschlossenen 
Bauten und Immobilienprojekten.  Nicht 
abgeschlossene und übergebene Woh-
nimmobilienprojekte sind hier nicht ein-
bezogen sondern werden im Jahr der 
Fertigstellung eingerechnet.

2. Guthaben bei Kreditinstituten und
    Kassenbestand

Das Genossenschaftskonto weist ein 
Guthaben von 161.888,88 EUR aus.

3. Eigenkapital

Das gezeichnete Genossenschaftskapi-
tal ist vollständig eingezahlt und stimmt 
mit der Eintragung in der Mitgliederliste 
überein.

4. Rückstellungen

Werden gemäß der Satzung der Even-
tus eG rechtmäßig gebildet.

5. Bilanzgewinn/Jahresfehlbetrag

Der Jahresfehlbetrag entsteht durch die 
Investitionskosten für zu bauende Woh-
nimmobilienprojekte und wird durch den 
erfolgreichen Abverkauf der einzelnen 
Wohnimmobilien kompensiert. Der Ver-
lauf der Investitionsphase wird in Fach-
kreisen die „J-Kurve“ bezeichnet und 
stellt den regulären Verlauf einer Inves-
tition dar.

Lagebericht für das 
Geschäftsjahr 2013

1. Darstellung des Geschäftsverlaufs

Die investierende Mitgliedschaft bei der 
Eventus eG wurde im Jahr 2012 vom 
Genossenschaftsverband nach einer 
eingehenden und gründlichen Grün-
dungsprüfung zugelassen. Der Gegen-
stand des Unternehmens ist der Erwerb, 
das Halten, die Revitalisierung, der Bau 
und der Handel mit Wohnimmobilien in 
Deutschland. Insbesondere ist die Ge-
nossenschaft berechtigt, sich an Woh-
nimmobilien und anderen Gesellschaf-
ten zu beteiligen.

2. Darstellung der Lage der 
    Genossenschaft
 
a) Vermögenslage 
die Einlagen der Funktionäre, nutzen-
den und investierenden Mitglieder sind 
in voller Höhe geleistet.

b) Finanz- und Ertragslage 
Die in der Anlaufphase entstandenen 
Aufwendungen für die Geschäftstätig-
keit und den Kauf von Grundstücken 
und Wohnimmobilienprojekten hat zu 
einem aktuellen temporären Jahres-
fehlbetrag geführt. Mit Abschluss der 
im Bau befindlichen Wohnimmobilien-
projekte wird dieser Jahresfehlbetrag 
ausgeglichen. Die in der Immobilienwirt-
schaft bekannte „J-Kurve“ bezeichnet 
bei einem Immobilienunternehmen den 
Verlauf des Gewinns unter Berücksich-
tigung der Investitionskosten zu Beginn 
der Geschäftstätigkeit.
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3. Ausblick

Die Genossenschaft beabsichtigt, in 
den Jahren 2014 und 2015 das Genos-
senschaftskapital auf min. 15.000.000,- 
EUR zu erhöhen. Mit dieser zusätzlichen 
Liquidität beabsichtigt die Genossen-
schaft, weitere Wohnimmobilienprojekte 
zu 100 % eigenkapitalfinanziert zu rea-
lisieren. Durch das aktive Management 
soll nach kürzester Zeit eine Wertsteige-
rung erzielt werden.

Durch die unterschiedlichen Lagen der 
Immobilien in verschiedenen Metropol-
regionen, wie beispielsweise Stuttgart, 
München, Nürnberg, Hamburg, Düs-
seldorf oder Berlin ist ein Grundstein für 
sektorale und geografische Diversifikati-
on bereits gelegt und soll entsprechend 
der festgelegten Investitionskriterien 
sukzessive weiter ausgebaut werden, 
um das Risiko möglichst gering zu hal-
ten.

4. Chancen und Risiken künftiger 
    Entwicklungen

Die Chancen und Risiken der künftigen 
Geschäftsentwicklung werden durch 
die gesamtwirtschaftlichen und bran-
chenspezifischen Rahmenbedingungen 
beeinflusst. Durch die derzeitigen Tur-
bulenzen an den Kapitalmärkten und 
der damit angesprochenen Gefahr einer 
europäischen oder sogar weltweiten 
Rezession könnte sich das auch negativ 
auf die Immobilienwirtschaft auswirken. 
Andererseits werden substanzerhalten-
den Investitionen in Wohnimmobilien 
aus Sicherheitsgründen in Zeiten volati-
ler Märkte verstärkt getätigt. Das Risiko 
rückläufiger Immobilienpreise relativiert 
sich aufgrund der Tatsache, dass die 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft mit Wohnimmobilien handelt und 
somit eine Art „Cost-Average-Effekt“ 
ausnutzt. Fallende Wohnimmobilienprei-
se können also die Chance günstiger 
Einstiegsmöglichkeiten in den Immobili-
enmarkt mit sich bringen.
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Anhang für das Geschäftsjahr 2013

1. Grundlagen des Jahresabschlusses

Die Buchführung wird mit Hilfe einer 
Datenverarbeitung (System DATEV) er-
stellt.

Gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB wurde 
die Buchführung des Geschäftsjahres 
2013 ordnungsgemäß mit den Salden 
der Schlussbilanz zum 31.12.2012 er-
öffnet.

Der Buchhaltung der Gesellschaft liegt 
der Kontenrahmen SKR 03 zugrunde.
Die Aufstellung des Inventars erfolgt 
durch die Gesellschaft.

Das Anlagevermögen wird in einem An-
lagenverzeichnis geführt. Zugänge und 
Abgänge des Geschäftsjahres werden 
zu Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten erfasst. Die Bestandsaufnahme 
des Anlagevermögens erfolgte durch 
Buchinventur. Die Verbuchung der Ab-

schreibungen des Geschäftsjahres 
wurde von mir vorgenommen. Die Be-
standsaufnahme des Vorratsvermögens 
erfolgte gemäß §§ 240, 241 HGB durch 
Stichtagsinventur am 30.12.2013 auf 
Basis von Inventurlisten. Die Bewertung 
des  Vorratsvermögens erfolgte zu An-
schaffungskosten unter Beachtung des 
strengen Niederstwertprinzips.

Die Verbuchung von Forderungen und 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen erfolgt über Debitoren- bzw. 
Kreditorenkonten. Eine Aufstellung über 
ausfallgefährdete Forderungen liegt vor. 
Wertberichtigungen wurden von mir ge-
bucht.Kontoauszüge der Banken und 
Kreditinstitute und Kassenbuch liegen 
vor.

Die Verbuchung der Aktiven Rechnungs-
abgrenzungen, der Aktiven latenten 
Steuern und der Rückstellungen erfolgte 
durch mich. Hierfür erforderliche Nach-
weise und Berechnungen liegen vor.
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2. Rechtliche Verhältnisse

Firma				    Eventus eG – Die Wohnungsgenossenschaft 

Anschrift			   Am Kochenhof 12, 70192 Stuttgart

Sitz				    70192 Stuttgart

Rechtsform			   Eingetragene Genossenschaft 

Genossenschaftsregister	 Stuttgart

GnR.-Nr.			   720089

Gegenstand des 
Unternehmens			  Bauten in allen Rechts- und Nutzungsformen 
				    bewirtschaften, errichten, erwerben, veräußern  
				    und vermieten	

Geschäftsjahr			   Das Geschäftsjahr entspricht dem 
				    Kalenderjahr	
		
Vorstand			   Marco Terracciano (Vorsitzender), 
				    Serkan Akarsu	

Aufsichtsrat 			   Yvonne Lüer, 
				    Marc Schmidt, 
				    Bartolomeo Terracciano, 
				    Petra Strasser
 

Gesellschaftsvertrag		  Die Eventus eG wurde durch Satzung gegründet.	
	
Änderungen im Berichtsjahr	 08.06.2012
		
Betriebsfinanzamt		  Finanzamt Stuttgart

Steuernummer			  99013/07429
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I. Allgemeine Angaben zu Inhalt und   
   Gliederung des Jahresabschlusses

Die Gliederung der Bilanz und der Ge-
winn- und Verlustrechnung richtet sich 
nach dem vorgeschriebenen Formblatt 
für Wohnungsunternehmen.	

Die Genossenschaft ist eine kleine Ge-
nossenschaft nach § 267 Abs. 1 HGB.

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird 
gemäß § 275 HGB in Staffelform nach 
dem Gesamtkostenverfahren aufge-
stellt.

Posten der Bilanz und der Gewinn- und 
Verlustrechnung, die keinen Betrag aus-
weisen, wurden gemäß § 265 Abs. 8 
HGB nicht angegeben.
	

II. Allgemeine Angaben zur Bewertung 
   und Bilanzierung einschließlich der 
   Vornahme steuerrechtlicher Maßnah-
   men

Bilanzierungsvorschriften

Im Jahresabschluss sind sämtliche Ver-
mögensgegenstände, Schulden, Rech-
nungsabgrenzungsposten, Aufwen-
dungen und Erträge enthalten, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

Die Posten der Aktivseite sind nicht mit 
Posten der Passivseite, Aufwendungen 
nicht mitErträgen und Grundstücks-
rechte nicht mit Grundstückslasten ver-
rechnet.

Das Anlage- und Umlaufvermögen, das 
Eigenkapital, die Schulden und Rech-
nungsabgrenzungsposten sind in der 
Bilanz gesondert ausgewiesen und hin-
reichend gegliedert.

Das Anlagevermögen weist nur Gegen-
stände aus, die bestimmt sind, dem Ge-
schäftsbetrieb dauernd zu dienen.

Für Aufwendungen zur Gründung des 
Unternehmens, zur Beschaffung des 
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Eigenkapitals sowie für immaterielle Ver-
mögensgegenstände, die nicht entgelt-
lich erworben wurden, ist kein Aktivpos-
ten angesetzt.

Rückstellungen sind im Rahmen des 
§ 249 HGB gebildet worden.

Unter der Bilanz sind Verbindlichkei-
ten aus der Begebung und Übertra-
gung von Wechseln, aus Bürgschaften, 
Wechsel- und Scheckbürgschaften und 
aus Gewährleistungsverträgen sowie 
Haftungsverhältnisse aus der Bestellung 
von Sicherheiten für fremde Verbindlich-
keiten in einem Betrag vermerkt.

Haftungsverhältnisse sind auch ange-
geben, wenn ihnen gleichwertige Rück-
griffsforderungen gegenüberstehen.

Bewertungsvorschriften

Die Wertansätze der Eröffnungsbilanz 
des Geschäftsjahres stimmen mit denen 
der Schlussbilanz des vorhergehenden 

Geschäftsjahres nicht überein, da die 
Gesellschaft erst gegründet wurde.

Bei der Bewertung wird von der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit ausge-
gangen. Dem stehen auch die tatsäch-
lichen und rechtlichen Gegebenheiten 
nicht entgegen.

Die Vermögensgegenstände und Schul-
den sind zum Abschlussstichtag einzeln 
bewertet worden.

Es ist vorsichtig bewertet worden, na-
mentlich sind alle vorhersehbaren Ri-
siken und Verluste, die bis zum Ab-
schlussstichtag und dem Tag der 
Aufstellung des Jahresabschlusses be-
kannt geworden sind.

Gewinne sind nur berücksichtigt wor-
den, wenn sie am Abschlussstichtag 
realisiert sind.

Einzelne Posten sind wie folgt bewertet 
worden:
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Die Vermögensgegenstände des Anla-
gevermögens wurden zu den Anschaf-
fungskosten oder Herstellungskosten 
abzüglich planmäßiger Abschreibung 
bewertet.

Die Bemessung der planmäßigen Ab-
schreibung sind die Anschaffungskos-
ten oder Herstellungskosten auf die 
Geschäftsjahre verteilt worden, in denen 
der Vermögensgegenstand voraussicht-
lich genutzt wird.

Die Bewertungsvereinfachung nach § 6 
Abs. 2 EStG wurde für das Geschäfts-
jahr 2013 in Anspruch genommen.

Die Vermögensgegenstände des Um-
laufvermögens sind auf den Börsen 
oder Marktpreis abgeschrieben worden. 
War ein Börsen- oder Marktreis nicht 
feststellbar, so ist auf den beizulegen-
den Wert abgeschrieben worden.

Die Forderungen sind grundsätzlich mit 
dem Nennbetrag angesetzt. Erkenn-

baren Einzelrisiken wurden durch Ab-
schreibungen auf diese Forderungen 
berücksichtigt. Das allgemeine Kredit-
risiko bei Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen wurden durch eine Pau-
schalwertberichtigung berücksichtigt.

Die Verbindlichkeiten sind mit dem 
Rückzahlungsbetrag ausgewiesen. Die 
Rückstellungen wurden nach üblicher 
kaufmännischer Schätzung ermittelt.

Aufwendungen und Erträge des Ge-
schäftsjahres sind unabhängig von dem 
Zeitpunkt der entsprechenden Zahlun-
gen im Jahresabschluss berücksichtigt 
worden.

Die auf den vorhergehenden Jahresab-
schluss angewandten Bewertungsme-
thoden konnten beibehalten werden.

Es bestehen Verbindlichkeiten gegen-
über Gesellschaftern in Höhe von EUR 
0,00 (VJ EUR 0,00).
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J-Kurven-Effekt (Cashflow-Profil) 
bei Wohnungsgenossenschaften für investierende Mitglieder

Die investierende Mitgliedschaft bei ei-
ner Wohnungsgenossenschaft bildet 
eine eigene Anlageklasse. Zusammen 
mit anderen Investitionen bei Genos-
senschaften aller Art alternativen An-
lageklassen gezählt. Daneben stehen 
etablierte, traditionelle Anlageklassen 
wie Aktien, Anleihen oder Geldmarkt-
papiere. Die verschiedenen Anlage-
klassen unterscheiden sich vor allem 
hinsichtlich ihrer Rendite-/Risikopo-
tenziale, der ihnen zugrunde liegenden 
Vermögenswerte und ihrer Liquidität. 
Während etwa Aktien und Anleihepa-
piere über eine Börse innerhalb kur-
zer Zeit verkauft werden können, ist 
dies bei Genossenschaftsanteilen her-
kömmlicher Genossenschaften oder 
Genossenschaften für investierende 
Mitglieder nicht möglich. Diese Illiqui-
dität ist ein Grund für einen Risikoauf-
schlag dieser Anlagen und die höheren 
Renditeanforderungen an alternative 
Anlagen.

Genossenschaftsanteile für investieren-
de Mitglieder sind typischerweise eine 
kurz- bis mittelfristige und illiquide An-
lage. Die Laufzeit einer Mitgliedschaft 
bei der Eventus eG – DIE Wohnungs-
genossenschaft  beträgt in der Regel 
3 bis 5 Jahre und kann fallweise ver-
längert werden, wenn das investieren-
de Mitglied das wünscht. Man nennt 
die Mitgliedschaft einer Wohnungs-
genossenschaft für investierende Mit-
glieder mit einer Mindesthaltedauer 
auch Closed-End Mitgliedschaften. 
Genossenschaftsanteile können aktu-
ell noch nicht wie andere Wertpapiere 
über einen Zweitmarkt oder eine Börse 
kurzfristig veräußert werden. Durch die 
festgelegte Laufzeit und die mangeln-
de Liquidität zeigt sich der wahre Wert 
und damit die abschließende Rendite 
erst bei vollständiger Realisierung, was 
die Bewertung und Performance-Mes-
sung erschwert. Das Renditepotenzi-
al von Wohnimmobilien-Investitionen 
ist im Erfolgsfall überdurchschnittlich 
hoch. Allerdings steht diesem das Ri-
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siko eines Totalverlustes gegenüber, 
was durch eine typische Risikostreu-
ung zwar um ein vielfaches gemildert, 
aber nicht vollständig ausgeschlossen 
werden kann. Die Netto-Kapitalflüsse 
und damit auch die erzielte Rendite 
eines Wohnungsgenossenschaft für 
investierende Mitglieder, die sich auf 
den Handel von Neubauimmobilien zu 
100 % eigenkapitalfinanziert entschie-
den hat, verlaufen in der so genann-
ten J-Kurve. In den ersten Jahren er-
reichen die Genossenschaften einen 
negativen Rendite- und Liquiditätsver-
lauf. Dieser ergibt sich aus dem ne-
gativen Saldo der Gründungskosten 
und Managementgebühren sowie den 
Kapitalabflüssen für erste Investitionen, 
denen erst ein geringer Rückfluss an 
Ausschüttungen an Mitglieder gegen-
über steht. Erst wenn in den späteren 
Jahren Rückflüsse aus den Veräuße-
rungen von Wohnimmobilienprojekten 
entstehen, überkompensieren diese 
die vorherigen Liquiditätsabflüsse und 
heben die Renditen im Erfolgsfall in den 

positiven Bereich. Die endgültige Ren-
dite einer Investition in Wohnimmobili-
enprojekte steht somit erst nach Ablauf 
seiner Laufzeit und Veräußerung aller 
Wohneinheiten fest.
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§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Zum Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es 
einer vom Bewerber zu unterzeichnenden 
unbedingten und förmlichen Beitrittserklä-
rung und der Zulassung durch die Genos-
senschaft. Über die Zulassung der Mitglie-
der beschließt der Vorstand.

(2) Ein Bewerber kann vom Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrates als inves-
tierendes Mitglied im Sinne von § 8 Abs. 2 
GenG zugelassen werden. Über die Höchst-
zahl der investierenden Mitglieder sowie 
über die Übernahme weiterer Geschäfts-
anteile durch diese beschließt die General-
versammlung mit ¾ Mehrheit. Investierende 
Mitglieder sind in der Mitgliederliste geson-
dert zu führen und als solche zu kennzeich-
nen. Ein investierendes Mitglied kommt für 
die Förderung durch die Genossenschaft 
nicht in Betracht.

(3) Dem Bewerber ist vor Abgabe seiner Bei-
trittserklärung die Satzung in der jeweils gel-
tenden Fassung zur Verfügung zu stellen.

§ 5 Eintrittsgeld

(1) Bei der Aufnahme ist ein Eintrittsgeld von 
einmalig 100,00 EUR zu zahlen.

(2) Das Eintrittsgeld kann dem Ehegatten 
bzw. dem eingetragenen Lebenspartner, den 
minderjährigen Kindern eines Mitglieds, dem 
die Mitgliedschaft fortzusetzenden Erben, 
erlassen werden. Hierüber entscheidet der 
Vorstand.

(3) Einem Beitretenden, der bereits Mitglied 
einer anderen Wohnungsgenossenschaft ist, 
kann das Eintrittsgeld auf Antrag erlassen 
werden.

§ 1 Sitz und Firma

Der Name der Genossenschaft lautet Even-
tus eG – Die Wohnungsgenossenschaft mit 
Sitz in Stuttgart.

§ 2 Zweck und Gegenstand der 
	 Genossenschaft

(1) Zweck der Genossenschaft ist die För-
derung ihrer Mitglieder vorrangig durch eine 
günstige, adäquate und sozial verantwort-
bare Wohnungsversorgung.

(2) Die Genossenschaft kann Bauten in allen 
Rechts- und Nutzungsformen bewirt schaf-
ten, errichten, erwerben, veräußern, verwal-
ten, vermitteln und betreuen. Sie kann alle im 
Bereich der Wohnungs- und Immobilienwirt-
schaft, des Städtebaus und der Infrastruktur 	
anfallen den Aufgaben übernehmen. Hierzu 
gehören Gemeinschaftsanlagen und Folge-
einrichtungen, Läden und Räume für Gewer-
bebetriebe, soziale, wirtschaftliche und kul-
turelle Einrichtungen und Dienstleistungen. 
Beteiligungen sind zulässig.

(3) Die Ausdehnung des Geschäftsbetriebes 
auf Nichtmitglieder ist zugelassen; Vorstand 
und Aufsichtsrat beschließen gemäß § 28 die 
Voraussetzungen.

(4) Die Genossenschaft ist berechtigt, Zweig-
niederlassungen zu errichten.

§ 3 Mitgliedschaft

Mitglieder können werden:

a) Natürliche Personen

b) Personenhandelsgesellschaften sowie 
juristische Personen des privaten und öffent-
lichen Rechts.
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§ 8 Übertragung des Geschäftsguthabens

(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe 
des Geschäftsjahres, sein Geschäftsgut-
haben durch schriftliche Vereinbarung auf 
einen anderen übertragen und hierdurch 
aus der Genossenschaft ohne Auseinan-
dersetzung ausscheiden, sofern der Erwer-
ber bereits Mitglied ist oder Mitglied wird. 
Die Übertragung des Geschäftsguthabens 
bedarf der Zustimmung des Vorstandes, der 
die Zustimmung nur aus wichtigem Grund 
verweigern kann.

(2) Ein Mitglied kann sein Geschäftsgutha-
ben, ohne aus der Genossenschaft auszu-
scheiden, teilweise übertragen und hierdurch 
die Anzahl seiner Geschäftsanteile verrin-
gern, soweit es nicht nach der Satzung der 
einer Vereinbarung mit der Genossenschaft 
zur Beteiligung mit mehreren Geschäftsan-
teilen verpflichtet ist oder die Beteiligung mit 
mehreren Geschäftsanteilen Voraussetzung 
für eine vom Mitglied in Anspruch genom-
mene Leistung der Genossenschaft ist. Die 
Voraussetzungen des Abs. 1 gelten entspre-
chend.

(3) Ist der Erwerber nicht Mitglied der Genos-
senschaft, so muss er die Mitgliedschaft 
erwerben. Ist der Erwerber bereits Mitglied, 
so ist das Geschäftsguthaben des ausge-
schiedenen oder übertragenden Mitgliedes 
seinem Geschäftsguthaben zuzuschreiben. 
Wird durch die Zuschreibung der Betrag 
der bisher übernommenen Geschäftsanteile 
überschritten, so hat der Erwerber entspre-
chend der Höhe des neuen Geschäftsgut-
habens einen oder mehrere Anteile zu über-
nehmen.

§ 9 Beendigung der Mitgliedschaft
      im Todesfall

Stirbt ein Mitglied, so wird dessen Mitglied-
schaft durch seine Erben fortgesetzt. Sind 
mehrere Erben vorhanden und teilen diese 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch Kündigung, 
Tod, Übertragung des Geschäftsguthabens, 
Ausschluss und die Auflösung oder Erlö-
schen einer juristischen Person oder Perso-
nenhandelsgesellschaft .

§ 7 Kündigung der Mitgliedschaft

(1) Das Mitglied hat das Recht, durch Kün-
digung seinen Austritt aus der Genossen-
schaft zu erklären.

(2) Die Kündigung findet ausschließlich zum 
Schluss eines Geschäftsjahres statt. Sie 
muss mindestens 6 Monate vorher schrift-
lich erfolgen.

(3) Das Mitglied hat ein, auf einen Monat 
befristetes, außerordentliches Kündigungs-
recht nach Maßgabe von § 67 a GenG, wenn 
die Generalversammlung

a) eine Erhöhung des Geschäftsanteils,

b) eine wesentliche Änderung desGegen-
standes der Genossenschaft,

c) die Einführung der Verpflichtung derMit-
glieder zur Leistung von Nachschüssen,

d) eine längere Kündigungsfrist als 2 Jahre,

e) die Einführung der Verpflichtung zur Inan-
spruchnahme von Einrichtungen oder von 
anderen Leistungen der Genossenschaft 
oder zur Erbringung von Sach- oder Dienst-
leistungen beschließt.

(4) Das Mitglied scheidet aus der Genossen-
schaft zu dem Jahresschluss aus, zu dem 
die Kündigung fristgerecht erfolgt ist.
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nicht innerhalb von 6 Monaten nach dem 
Todesfall der Genossenschaft schriftlich mit, 
welchem von ihnen die Mitgliedschaft allein 
überlassen worden ist, so endet diese mit 
dem Schluss des Geschäftsjahres, in dem 
die Frist abgelaufen ist. Mehrere Erben kön-
nen bis zu diesem Zeitpunkt Erklärungen 
gegenüber der Genossenschaft nur durch 
einen gemeinschaftlichen Vertreter abgeben. 
Das gleiche gilt für die Ausübung des Stimm-
rechts in der Generalversammlung. Der 
gemeinschaftliche Vertreter ist der Genos-
senschaft unverzüglich und schriftlich mitzu-
teilen. Die Fortsetzung der Mitgliedschaft mit 
einem Erben, der nach seiner Person oder 
nach seinem Verhalten die Genossenschaft 
gem. § 11 zum Ausschluss berechtigen 
würde, ist ausgeschlossen.

§ 10 Beendigung der Mitgliedschaft durch    
        Auflösung oder Erlöschen einer 
	   juristischen Person, einer Handels 
	   oder Kapitalgesellschaft

Wird eine juristische Person oder eine Per-
sonenhandelsgesellschaft aufgelöst oder 
erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit 
dem Schluss des Geschäftsjahres, in dem 
die Auflösung oder das Erlöschen wirksam 
geworden ist. Führt die Auflösung oder 
das Erlöschen zu einer Gesamtrechtsnach-
folge, so setzt der Gesamtrechtsnachfol-
ger die Mitgliedschaft bis zum Schluss des 
Geschäftsjahres fort.

§ 11 Ausschließung eines Mitglieds

(1) Ein Mitglied kann zum Schluss des 
Geschäftsjahres aus der Genossenschaft 
ausgeschlossen werden,

a) wenn es durch ein genossenschaftswid-
riges Verhalten schuldhaft oder unzumut-
bar das Ansehen oder die wirtschaftlichen 
Belange der Genossenschaft oder ihrer Mit-
glieder beschädigt oder zu beschädigen ver-
sucht,

b) wenn es trotz schriftlicher Aufforde-
rung unter Androhung des Ausschlusses 
den satzungsmäßigen oder sonstigen der 
Genossenschaft gegenüber bestehender 
Verpflichtungen nicht nachkommt. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn die Gefahr einer 
erheblichen Beeinträchtigung der Genos-
senschaft besteht,

c) wenn über sein Vermögen ein Antrag auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt 
worden ist,

d) wenn sein Anteil gepfändet wird und es 
keiner Aufhebung der Pfändungsmaßnahme 
binnen eines Monats erreichen kann

e) wenn es unbekannt verzogen oder sein 
Aufenthalt länger als 6 Monate unbekannt 
ist.

(2) Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss 
des Vorstandes. Dem auszuschließenden 
Mitglied ist vorher die Möglichkeit zu geben, 
sich zu dem Ausschluss zu äußern.

(3) Der Ausschließungsbeschluss ist dem 
Ausgeschlossenen unverzüglich vom Vor-
stand durch Einschreiben (z.B. Einwurfein-
schreiben) mitzuteilen. Von dem Zeitpunkt 
der Absendung desselben kann das Mitglied 
nicht mehr an der Generalversammlung teil-
nehmen.

(4) Der Ausgeschlossene kann innerhalb von 
einem Monat nach Zugang des Ausschlie-
ßungsbeschlusses durch einen an den Vor-
stand gerichteten eingeschriebenen Brief 
(z.B. Einwurfeinschreiben) gegen den Aus-
schluss Berufung einlegen. Über die Beru-
fung entscheidet der Aufsichtsrat.

(5) Im Verfahren vor dem Aufsichtsrat müs-
sen die Beteiligten die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme erhalten. Der Aufsichtsrat ent-
scheidet mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen abschließend (oder endgültig). Der 
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Beschluss ist den Beteiligten in der vorge-
schriebenen Form gem. Abs. 3 Satz 1 mit-
zuteilen.

(6) Ein Mitglied des Vorstandes oder des 
Aufsichtsrates kann erst ausgeschlossen 
werden, wenn die Generalversammlung den 
Widerruf der Bestellung oder die Abberufung 
mit ¾ Mehrheit beschlossen hat.

§ 12 Auseinandersetzung

(1) Mit dem Ausgeschiedenen hat sich 
die Genossenschaft auseinander zu set-
zen. Maßgebend ist die Bilanz, die für das 
Geschäftsjahr, zu dessen Ende das Mitglied 
ausgeschieden ist, festgestellt worden ist.

(2) Der Ausgeschiedene kann lediglich sein 
Auseinandersetzungsguthaben, nicht auch 
einen Anteil an den Rücklagen und dem 
sonstigen Vermögen der Genossenschaft 
verlangen. Das Auseinandersetzungsgutha-
ben wird berechnet nach dem Geschäftsgut-
haben des Mitgliedes. Die Genossenschaft 
ist berechtigt, bei der Auseinandersetzung 
die ihr gegen das ausgeschiedene Mitglied 
zustehende fällige Forderung gegen das 
Auseinandersetzungsguthaben aufzurech-
nen. Der Genossenschaft haftet das Ausei-
nandersetzungsguthaben des Mitgliedes für 
einen etwaigen Ausfall.

(3) Die Abtretung und die Verpfändung des 
Auseinandersetzungsguthabens an Dritte 
sind unzulässig und der Genossenschaft 
gegenüber unwirksam. Der Vorstand kann 
Ausnahmen zulassen. Eine Aufrechnung 
des Auseinandersetzungsguthabens durch 
das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten 
gegenüber der Genossenschaft ist nicht 
gestattet, soweit nicht der Vorstand Ausnah-
men zulässt.

(4) Das Auseinandersetzungsguthaben ist 
dem Ausgeschiedenen binnen 6 Monaten 
seit dem Ende des Geschäftsjahres, zu dem 

das Ausscheiden erfolgt ist, auszuzahlen. 
Der Ausgeschiedene kann jedoch die Aus-
zahlung nicht vor Ablauf von 6 Monaten nach 
seinem Ausscheiden und nicht vor Feststel-
lung der Bilanz verlangen. Der Anspruch auf 
Auszahlung verjährt in drei Jahren.

§ 13 Rechte der Mitglieder

(1) Die Mitglieder üben ihre Rechte in Ange-
legenheiten der Genossenschaft durch 
Beschlussfassung in der Generalversamm-
lung aus.

(2) Aus den Aufgaben der Genossenschaft 
ergibt sich insbesondere das Recht jedes 
Mitgliedes auf Inanspruchnahme von Dienst-
leistungen und Einrichtungen der Genossen-
schaft nach den dafür getroffenen Bestim-
mungen sowie das Recht auf Teilnahme an 
sonstigen Vorteilen, die die Genossenschaft 
ihren Mitgliedern gewährt, nach Maßgabe 
der folgenden Satzungsbestimmungen und 
der gem. § 28 aufgestellten Grundsätze.

(3) Das Mitglied ist aufgrund der Mitglied-
schaft vor allem berechtigt,

a) weitere Geschäftsanteile zu übernehmen,

b) das Stimmrecht in derGeneralversamm-
lung auszuüben,

c) in einer vom zehnten Teil der Mitglieder 
inTextform abgegebenen Eingabe dieEin-
berufung einer Generalversammlungoder 
die Ankündigung von Gegenständenzur 
Beschlussfassung in einer bereitseinberu-
fenen Generalversammlung,soweit diese 
zur Zuständigkeit der Generalversammlung 
gehören, zu fordern,

d) die Ernennung oder Abberufung vonLiqui-
datoren in einer vom zehnten Teil der Mitglie-
der unterschriebenen Eingabenbeim Gericht 
zu beantragen,
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e) Auskunft in einer Generalversammlung 
zuverlangen,

f) am Bilanzgewinn der Genossenschaftteil-
zunehmen

g) das Geschäftsguthaben durch schriftliche 
Vereinbarung ganz oder teilweise auf einen 
anderen zu übertragen,

h) den Austritt aus der Genossenschaft zu 
erklären,

i) weitere Geschäftsanteile nach Maßgabe 
von § 18 zu kündigen,

j) die Zahlung des Auseinandersetzungsgut-
habens gemäß § 12 zu fordern,

k) Einsicht in die Niederschrift über die 
Beschlüsse der Generalversammlung 
zu nehmen sowie auf seine Kosten eine 
Abschrift des in der Geschäftsstelle ausge-
legten Jahresabschlusses und der Bemer-
kungen des Aufsichtsrates zu fordern,

l) die Mitgliederliste einzusehen,

m) das zusammengefasste Ergebnis des 
Prüfungsberichts einzusehen.

§ 14 Wohnliche Versorgung der Mitglieder

(1) Das Recht auf Nutzung einer Genos-
senschaftswohnung sowie das Recht auf 
Erwerb eines Eigenheims oder einer Eigen-
tumswohnung bzw. eines Dauerwohnrechts 
nach Wohneigentumsgesetz, steht ebenso 
wie das Recht auf Inanspruchnahme von 
Betreuung und Dienstleistungen vorrangig 
Mitgliedern der Genossenschaft zu.

(2) Ein Anspruch des einzelnen Mitgliedes 
kann hieraus nicht abgeleitet werden.

§ 15 Überlassung von Wohnraum

(1) Die Überlassung einer Genossenschafts-
wohnung begründet grundsätzlich ein Nut-
zungsrecht des Mitgliedes.

(2) Das Nutzungsverhältnis an einer Genos-
senschaftswohnung kann während des 
Bestehens der Mitgliedschaft nur unter den 
im Nutzungsvertrag festgesetzten Bedin-
gungen aufgehoben werden.

§ 16 Pflichten der Mitglieder

(1) Aus der Mitgliedschaft ergibt sich die 
Verpflichtung zur Aufbringung der von der 
Genossenschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
benötigten Eigenmittel beizutragen durch

a) Übernahme von Geschäftsanteilen nach 
Maßgabe des § 17 und fristgemäße Zahlun-
gen hierauf,

b) Teilnahme am Verlust,

c) weitere Zahlungen gemäß Beschluss der 
Generalversammlung nach Auflösung der 
Genossenschaft, bei Mitgliedern, die ihren 
Geschäftsanteil noch nicht voll eingezahlt 
haben (§ 87a GenG),

d) Zahlung des Eintrittsgeldes.

(2) Das Mitglied ist verpflichtet, für die Errich-
tung und Erhaltung des genossenschaftli-
chen Eigentums Gemeinschaftshilfe nach 
Maßgabe von Richtlinien zu leisten, die die 
Generalversammlung beschließt.

(3) Das Mitglied hat bei der Erfüllung von 
Pflichten und der Wahrnehmung von Rech-
ten auch aus abgeschlossenen Verträgen 
die Belange der Gesamtheit der Mitglieder 
im Rahmen der genossenschaftlichen Treue-
pflicht angemessen zu berücksichtigen.
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§ 17 Geschäftsanteile und 
        Geschäftsguthaben

(1) Der Geschäftsanteil beträgt 100,00 EUR.

(2) Für die Mitgliedschaft ist jedes Mitglied 
verpflichtet, einen Anteil (Pflichtanteil) zu 
übernehmen.

(3) Ein Mitglied, das eine Wohnung oder einen 
Geschäftsraum durch die Genossenschaft 
anmietet, ist verpflichtet, weitere 10 Pflich-
tanteile zu übernehmen. Ist eine Wohnung 
oder ein Geschäftsraum mehreren Mitglie-
dern überlassen, sind die Pflichtanteile nach 
Abs. 3 nur einmal zu übernehmen. Soweit 
das Mitglied bereits weitere Geschäftsan-
teile gemäß Abs. 5 gezeichnet hat, werden 
diese auf die Pflichtanteile angerechnet.

(4) Jeder Pflichtanteil ist sofort einzuzahlen.
Der Vorstand kann Ratenzahlungen zulas-
sen, jedoch sind in diesem Fall im ersten 
Quartal nach Zulassung der Beteiligung 
10,00 EUR (mindestens 1/10 je Geschäfts-
anteil) einzuzahlen. Vom Beginn des fol-
genden Quartals sind quartalsweise weitere 
30,00 EUR einzuzahlen, bis die Pflichtanteile 
erreicht sind. Die vorzeitige Volleinzahlung 
der Pflichtanteile ist zulässig.

(5) Über die Geschäftsanteile gem. Abs. 2 
und 3 hinaus können die Mitglieder weitere 
Anteile übernehmen, wenn die vorhergehen-
den Anteile bis auf den zuletzt übernomme-
nen voll eingezahlt sind und der Vorstand die 
Übernahme zugelassen hat. Die Anteile sind 
sofort einzuzahlen, um Planung und Wirt-
schaftliches handeln der Genossenschaft zu 
gewährleisten.

(6) Solange ein Geschäftsanteil nicht voll ein-
gezahlt ist, ist die Dividende dem Geschäfts-
guthaben zuzuschreiben. Im Übrigen gilt 
§ 41 der Satzung.

(7) Die Höchstzahl der Anteile, mit denen sich 
ein Mitglied beteiligen kann, ist 2.500. Aus-
nahmen können vom Vorstand beschlossen 
werden.

(8) Die Einzahlungen auf den/die 
Genossenschaftsanteil(e), vermehrt um 
zugeschriebene Gewinnanteile, vermindert 
um abgeschriebene Verlustanteile, bilden 
das Geschäftsguthaben des Mitglieds.

(9) Die Abtretung oder Verpfändung des 
Geschäftsguthabens an Dritte ist unzulässig 
und der Genossenschaft gegenüber unwirk-
sam. Eine Aufrechnung des Geschäftsgut-
habens durch das Mitglied gegen seine 
Verbindlichkeiten ist nicht gestattet. Für das 
Auseinandersetzungsguthaben gilt § 12 der 
Satzung.

§ 18 Kündigung weiterer Anteile

(1) Das Mitglied kann die Beteiligung mit 
einem oder mehreren seiner weiteren 
Geschäftsanteile i.S. von § 17 zum Schluss 
eines Geschäftsjahres durch schriftliche 
Erklärung kündigen, soweit es nicht nach 
einer Vereinbarung mit der Genossenschaft 
zur Beteiligung mit mehreren Geschäftsan-
teilen verpflichtet ist oder die Beteiligung 
mit mehreren Geschäftsanteilen Vorausset-
zung für eine von dem Mitglied in Anspruch 
genommene Leistung der Genossenschaft 
ist. § 7 Abs. 2 dieser Satzung gilt sinngemäß.

(2) Ein Mitglied, welches einzelne Geschäfts-
anteile gekündigt hat, kann nur den Teil sei-
nes Geschäftsguthabens beanspruchen, 
der die auf die verbleibenden Geschäftsan-
teile geleisteten Einzahlungen, vermehrt um 
zugeschriebene Gewinnanteile, vermindert 
um abgeschriebene Verlustanteile, über-
steigt. Für die Ermittlung des auszuzahlen-
den Teils des Geschäftsguthabens gilt § 12 
dieser Satzung sinngemäß. Soweit ein ver-
bleibender Geschäftsanteil noch nicht voll 
eingezahlt ist (§ 17 Abs. 3 – 6), wird der aus-
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zahlungsfähige Teil des Geschäftsguthabens 
hiermit verrechnet.

§ 19 Ausschluss der Nachschusspflicht

Die Mitglieder haben auch im Falle der 
Insolvenz der Genossenschaft keine Nach-
schüsse zu leisten.

§ 20 Organe der Genossenschaft

Die Genossenschaft hat als Organe den Vor-
stand, den Aufsichtsrat und die Generalver-
sammlung.

§ 21 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht mindestens aus 
zwei Personen. Sie müssen Mitglied der 
Genossenschaft und natürliche Personen 
sein. Gehören juristische oder Personenge-
sellschaften der Genossenschaft an, können 
die zur Vertretung befugten Personen in den 
Vorstand bestellt werden. Investierende Mit-
glieder können keine Vorstandsmitglieder 
werden.

(2) Ehegatten und eingetragene Lebenspart-
ner sowie weitere nahe Angehörige eines 
Vorstands- oder Aufsichtsratsmitgliedes 
können keine Mitglieder des Vorstands sein.

(3) Die Vorstandsmitglieder werden vom Auf-
sichtsrat auf die Dauer von höchstens fünf 
Jahren bestellt und angestellt. Ihre Wieder-
bestellung ist zulässig. Die Bestellung kann 
vorzeitig nur durch die Generalversammlung 
widerrufen werden. Die Vorstandsmitglieder 
sind vom Verbot der Mehrfachvertretung 
nach § 181.2 BGB befreit.

(4) Der Aufsichtsrat kann Mitglieder des 
Vorstandes bis zur Entscheidung durch die 
Generalversammlung vorläufig ihres Amtes 
entheben. Der Beschluss bedarf einer Mehr-
heit von zwei Dritteln aller Mitglieder des 
Aufsichtsrates. Die Generalversammlung ist 

unverzüglich einzuberufen. Den vorläufigen 
ihres Amtes enthobenen Mitgliedern des 
Vorstandes ist in der Generalversammlung 
Gehör zu geben.

(5) Anstellungsverträge mit hauptamtlichen 
und nebenamtlichen Vorstandsmitgliedern 
sollen auf die Dauer der Bestellung abge-
schlossen werden. Der Aufsichtsratsvorsit-
zende unterzeichnet namens der Genos-
senschaft die Anstellungsverträge mit den 
Vorstandsmitgliedern. Führt die Kündigung 
des Anstellungsverhältnisses eines Vor-
standsmitgliedes unter Einhaltung der ver-
traglichen oder gesetzlichen Frist sowie für 
den Abschluss von Aufhebungsvereinbarun-
gen ist der Aufsichtsrat, vertreten durch den 
Vorsitzenden des Aufsichtsrates, zuständig. 
Für die außerordentliche Kündigung des 
Anstellungsvertrages aus wichtigem Grund 
(fristlose Kündigung) ist die Generalver-
sammlung zuständig.

(6) Bei ehrenamtlichen Vorstandsmitglie-
dern erlischt das Auftragsverhältnis mit dem 
Ablauf oder dem Widerruf der Bestellung. 
Sie können eine angemessene Aufwands-
entschädigung erhalten, über die der Auf-
sichtsrat bestimmt.

§ 22 Leitung und Vertretung der 
        Genossenschaft

(1) Der Vorstand leitet die Genossenschaft 
unter eigener Verantwortung. Er hat nur 
solche Beschränkungen zu beachten, die 
Gesetze und Satzung festlegen.

(2) Die Genossenschaft wird vertreten durch 
ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit 
einem anderen Vorstandsmitglied oder in 
Gemeinschaft mit einem Prokuristen.

(3) Ein Prokurist zeichnet für die Genossen-
schaft, indem er der Firma der Genossen-
schaft seinen Namen mit einem, die Prokura 
andeutenden, Zusatz beifügt.
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(4) Ist die Willenserklärung gegenüber der 
Genossenschaft abzugeben, so genügt die 
Abgabe gegenüber einem Vorstandsmitglied 
oder einem Prokuristen.

(5) Zur Gesamtvertretung befugte Vor-
standsmitglieder können einzelne von ihnen 
zur Vornahme bestimmter Geschäfte oder 
bestimmter Arten von Geschäften ermäch-
tigen. Das gilt sinngemäß für Vorstandsmit-
glieder, die in Gemeinschaft mit einem Pro-
kuristen die Genossenschaft vertreten.

(6) Der Vorstand führt die Geschäfte der 
Genossenschaft aufgrund seiner Beschlüsse, 
die mit der Mehrheit der angegebenen Stim-
men zu fassen sind. Er ist mit mehr als der 
Hälfte seiner Mitglieder beschlussfähig. Nie-
derschriften über Beschlüsse sind von den 
Vorstandsmitgliedern zu unterschreiben. Die 
Vollständigkeit und Verfügbarkeit der Nie-
derschriften ist sicherzustellen.

(7) Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, die auch eine Geschäftsverteilung 
regeln sollte. Sie ist von jedem Mitglied des 
Vorstandes zu unterschreiben.

(8) Die Mitglieder des Vorstandes sind 
berechtigt, an den Sitzungen des Auf-
sichtsrates teilzunehmen, wenn nicht durch 
besonderen Beschluss des Aufsichtsrates 
die Teilnahme ausgeschlossen wird. In den 
Sitzungen des Aufsichtsrates hat der Vor-
stand die erforderlichen Auskünfte über 
geschäftliche Angelegenheiten zu erteilen. 
Bei der Beschlussfassung des Aufsichtsra-
tes haben die Mitglieder des Vorstandes kein 
Stimmrecht.

§ 23 Aufgaben und Pflichten 
       des Vorstandes

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer 
Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordent-
lichen und gewissenhaften Geschäftsleiters 
einer Genossenschaft anzuwenden. Über 

vertrauliche Angaben und Geheimnisse der 
Genossenschaft, namentlich Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch die 
Tätigkeit im Vorstand bekannt geworden 
sind, haben sie auch nach ihrem Ausschei-
den aus dem Amt Stillschweigen zu wahren.

(2) Der Vorstand ist insbesondere verpflich-
tet,

a) die Geschäfte entsprechend dergenos-
senschaftlichen Zielsetzung zuführen,

b) die für einen ordnungsgemäßenGeschäfts-
betrieb notwendigenpersonellen, sachlichen 
undorganisatorischen Maßnahmen rechtzei-
tigzu planen und durchzuführen.

c) für ein ordnungsgemäßesRechnungswe-
sen gemäß §§ 38 ff. derSatzung zu sorgen,

d) über die Zulassung desMitgliedschaftser-
werbs und über dieBeteiligung mit weiteren-
Geschäftsanteilen zu entscheiden,

e) die Mitgliederliste nach Maßgabe desGe-
nossenschaftsgesetzes zu führen,

f) im Prüfungsbericht festgehaltene Mängel-
abzustellen und dem Prüfungsverbanddarü-
ber zu berichten.

(3) Der Vorstand, hat dem Aufsichtsrat über 
die beabsichtigte Geschäftspolitik und 
andere grundsätzliche Fragen der Unter-
nehmensplanung (insbesondere die Finanz-, 
Investitions- und Personalplanung) zu 
berichten. Der Vorstand hat den Jahresab-
schluss unverzüglich nach seiner Aufstellung 
dem Aufsichtsrat vorzulegen.

(4) Die Ersatzpflicht gegenüber der Genos-
senschaft tritt nicht ein, wenn die Handlung 
auf einem gesetzmäßigen Beschluss der 
Mitgliederversammlung beruht. Die Ersatz-
pflicht wird dagegen nicht dadurch ausge-
schlossen, dass der Aufsichtsrat die Hand-
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lung gebilligt hat. Die Vorstandsmitglieder 
haben nachzuweisen, dass sie die Sorg-
falt eines ordentlichen und gewissenhaf-
ten Geschäftsleiters einer Genossenschaft 
angewandt haben.

§ 24 Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens 
drei Mitgliedern. Die Generalversammlung 
kann eine höhere Zahl festlegen. Die Mitglie-
der des Aufsichtsrates müssen persönlich 
Mitglied der Genossenschaft und natürliche 
Personen sein. Gehören juristische Personen 
oder Personengesellschaften der Genossen-
schaft an, können die zur Vertretung befug-
ten Personen in den Aufsichtsrat gewählt 
werden. Investierende Mitglieder können 
nicht in den Aufsichtsrat gewählt werden.

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden von 
der Generalversammlung für fünf Jahre 
gewählt. Eine Wiederwahl ist zulässig. Dau-
ernd verhinderte Aufsichtsratsmitglieder sind 
durch die Generalversammlung abzuberufen 
und durch Wahl zu ersetzen. Die Wahl und 
Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern 
erfolgt mit ¾ Mehrheit.

(3) Scheiden Mitglieder im Laufe der Amts-
zeit aus, so besteht der Aufsichtsrat bis zu 
nächsten ordentlichen Generalversamm-
lung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen 
werden, nur aus den verbleibenden Mit-
gliedern. Frühere Ersatzwahlen durch eine 
außerordentliche Generalversammlung sind 
nur dann erforderlich, wenn die Zahl der 
Aufsichtsratsmitglieder unter drei herabsinkt 
bzw. weniger als die Hälfte seiner von der 
Generalversammlung gewählten Mitglieder 
noch gegeben sind. Ersatzwahlen erfolgen 
für den Rest der Amtsdauer ausgeschiede-
ner Aufsichtsratsmitglieder.

(4) Aufsichtsratsmitglieder können nicht 
zugleich Vorstandsmitglieder oder dauernd 
Vertreter von Vorstandsmitgliedern sein. 

Sie dürfen nicht als Mitarbeiter in einem 
Arbeitsverhältnis zur Genossenschaft ste-
hen. Mitglieder des Aufsichtsrat können 
nicht sein die Ehegatten und eingetragenen 
Lebenspartner sowie weitere nahe Ange-
hörige eines Vorstands- und Aufsichtsrats-
mitgliedes. Ehemalige Vorstandsmitglieder 
können erst ab erteilter Entlastung in den 
Aufsichtsrat gewählt werden.

(5) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden, einen Schriftführer und 
deren Stellvertreter. Das gilt auch, sobald 
sich eine Zusammensetzung durch Wahlen 
verändert hat. Der Aufsichtsrat soll zweimal 
im Kalenderjahr zusammentreten.

(6) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. Ihm steht ein angemessener Aus-
lagenersatz, auch in pauschalierter Form, 
zu. Die Generalversammlung kann über eine 
Vergütung beschließen.

§ 25 Aufgaben und Pflichten des 
        Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat hat den Vorstand in 
seiner Geschäftsführung zu fördern und zu 
überwachen. Die Rechte und Pflichten des 
Aufsichtsrates werden durch Gesetz und 
Satzung begrenzt. Hierbei hat er insbeson-
dere die Leitungsbefugnis des Vorstandes 
gemäß § 27 Abs. 1 GenG zu beachten.

(2) Der Aufsichtsrat vertritt die Genossen-
schaft gegenüber den Vorstandsmitgliedern 
gerichtlich und außergerichtlich. Über die 
Führung von Prozessen gegen Vorstands-
mitglieder entscheidet die Generalversamm-
lung.

(3) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand 
jederzeit Auskünfte über die Angelegenhei-
ten der Genossenschaft verlangen. Ein ein-
zelnes Aufsichtsratsmitglied kann Auskünfte 
nur an den gesamten Aufsichtsrat verlan-
gen. Jedes Aufsichtsratsmitglied hat das 
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Recht und die Pflicht von den Vorlagen des 
Vorstandes Kenntnis zu nehmen. Jedes Mit-
glied des Aufsichtsrates hat den Inhalt des 
Prüfungsberichtes zur Kenntnis zu nehmen.

(4) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss 
und die Vorschläge des Vorstandes für die 
Verwendung eines Jahresüberschusses 
oder die Deckung eines Jahresfehlbetrages 
zu prüfen und der Generalversammlung vor 
Feststellung des Jahresabschlusses darüber 
Bericht zu erstatten.

(5) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte 
Ausschlüsse bestellen, insbesondere um 
seine Verhandlungen und Beschlüsse vorzu-
bereiten oder um deren Ausführung zu über-
wachen.

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrates und 
seiner Ausschüsse können ihre Obliegenhei-
ten nicht anderen Personen übertragen. Der 
Aufsichtsrat kann sich zur Erfüllung seiner 
Überwachungspflicht der Hilfe sachverstän-
diger Dritter bedienen.

(7) Beschlüsse des Aufsichtsrates werden 
vom Vorsitzenden ausgeführt.

§ 26 Sorgfaltspflichten des Aufsichtsrates

Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben bei 
ihrer Tätigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen 
und gewissenhaften Aufsichtsratsmitglie-
des einer Wohnungsgenossenschaft anzu-
wenden. Die haben über alle vertraulichen 
Angaben und Geheimnisse der Genossen-
schaft sowie der Mitglieder und von Dritten, 
die ihnen durch die Tätigkeit im Aufsichts-
rat bekannt geworden sind, Stillschweigen 
zu bewahren; dies gilt auch nach ihrem 
Ausscheiden aus dem Amt. Im Übrigen gilt 
gemäß § 41 GenG für die Sorgfaltspflicht und 
Verantwortlichkeit der Aufsichtsratsmitglie-
der § 34 GenG sinngemäß.

§ 27 Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat hält nach Bedarf Sitzun-
gen ab. Die Sitzungen werden vom Vorsit-
zenden des Aufsichtsrates einberufen und 
geleitet. Die Geschäftsordnung trifft die 
näheren Bestimmungen.

(2) Der Aufsichtsrat soll den Vorstand in der 
Regel zu seinen Sitzungen einladen. Der 
Vorstand nimmt ohne Stimmrecht an den 
Sitzungen teil.

(3) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates muss 
den Aufsichtsrat unverzüglich einberufen, 
wenn ein Drittel der Mitglieder des Aufsichts-
rates oder der Vorstand unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe dies verlangen.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte seiner von der General-
versammlung gewählten Mitglieder bei der 
Beschlussfassung anwesend ist. Er fasst 
seine Beschlüsse mit Mehrheit der abgege-
benen Stimmen; bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt.

(5) Schriftliche Beschlussfassungen des Auf-
sichtsrates sind nur zulässig, wenn kein Mit-
glied diesem Verfahren widerspricht.

(6) Über die Beschlüsse sind Niederschriften 
anzufertigen, die vom Vorsitzenden und dem 
Schriftführer zu unterschreiben sind. Die 
Vollständigkeit und Verfügbarkeit der Nie-
derschriften ist sicherzustellen.

(7) Beschlüsse des Aufsichtsrates werden 
vom Vorsitzenden ausgeführt.

§ 28 Gegenstände der gemeinsamen Bera-  	
        tungen von Vorstand und Aufsichtsrat

Vorstand und Aufsichtsrat beschließen nach 
gemeinsamer Beratung durch getrennte 
Abstimmung über
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a) die Aufstellung des Neubau- und Moder-
nisierungsprogramms,

b) die Grundsätze über die Vergabe von 
Genossenschaftswohnungen und für die 
Benutzung von Einrichtungen der Genos-
senschaft,

c) die Grundsätze für die Leistung von 
Selbsthilfe,

d) die Grundsätze für die Veräußerung von 
Wohnungen,

e) die Grundsätze für die Veräußerung von 
Eigenheimen, Eigentumswohnungen, ande-
ren Wohnungsbauten, Immobilien und 
unbebauten Grundstücken, sowie über die 
Bestellung und Übertragung von Erbbau-
rechten und Dauerwohnrechten,

f) die Grundsätze für die Betreuung der 
Errichtung von Eigenheimen und Eigentums-
wohnungen oder des Dauerwohnrechts, für 
die Durchführung von Sanierungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen und die Verwaltung 
fremder Wohnungen,

g) die Zulassung von investierenden Mitglie-
dern,

h) die Erteilung einer Prokura

i) den Erwerb und die Veräußerung von 
Beteiligungen sowie die Einbringung von 
Immobilien in andere Genossenschaften,

j) die im Ergebnis des Berichts über die 
gesetzliche Prüfung zu treffenden Maßnah-
men,

k) die Einstellung in und die Entnahme aus 
Ergebnisrücklagen bei der Aufstellung des 
Jahresabschlusses sowie über den Vor-
schlag zur Verwendung des Bilanzgewinns 
oder der Deckung des Verlustes

l) die Vorbereitung gemeinsamer Vorlagen an 
die Generalversammlung.

§ 29 Gemeinsame Sitzungen von 
        Vorstand und Aufsichtsrat

(1) Gemeinsame Sitzungen des Vorstandes 
und des Aufsichtsrates sollen regelmäßig 
abgehalten werden. Die Sitzungen werden in 
der Regel auf Vorschlag des Vorstandes vom 
Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen. 
Die Sitzungen leitet der Vorsitzende des Auf-
sichtsrates oder ein von ihm benannter Ver-
treter. Auf Verlangen des Prüfungsverbandes 
ist eine gemeinsame Sitzung des Vorstandes 
und Aufsichtsrates einzuberufen.

(2) Zur Beschlussfähigkeit der gemeinsamen 
Sitzungen ist erforderlich, dass jedes der 
Organe für sich beschlussfähig ist. Jedes 
Organ beschließt getrennt. Anträge, deren 
Annahme nicht jedes der beiden Organe 
ordnungsgemäß beschließt, gelten als abge-
lehnt.

(3) Über die Beschlüsse der gemeinsamen 
Sitzungen sind vom Schriftführer des Auf-
sichtsrates Niederschriften anzufertigen, die 
vom Vorsitzenden, dem Schriftführer und 
seinem Vorstandsmitglied zu unterschrieben 
sind. Die Vollständigkeit und Verfügbarkeit 
der Niederschriften ist sicherzustellen.

§ 30 Rechtsgeschäfte mit Vorstands- 
        und Aufsichtsratsmitgliedern

(1) Geschäfte und Rechtsgeschäfte mit der 
Wohnungsgenossenschaft dürfen die Mit-
glieder des Vorstandes sowie ihre Ehegat-
ten, eingetragenen Lebenspartner und wei-
tere nahen Angehörigen nur nach vorheriger 
Zustimmung des Aufsichtsrates, die Mitglie-
der des Aufsichtsrates sowie ihre Ehegatten, 
eingetragene Lebenspartner und weiteren 
nahen Angehörigen nur nach vorheriger 
Zustimmung des Vorstandes und des Auf-
sichtsrates abschließen. Dies gilt auch für 

130



einseitige Rechtsgeschäfte sowie für die 
Änderung und Beendigung von Verträgen. 
Die Betroffenen haben bei der Beschlussfas-
sung kein Stimmrecht. Der Zustimmung des 
Aufsichtsrates bedarf weiterhin die gewerb-
liche oder freiberufliche Tätigkeit im selben 
Geschäftsbereich wie dem der Genossen-
schaft.

(2) Abs. 1 gilt auch für Rechtsgeschäfte zwi-
schen der Genossenschaft und juristischen 
Personen oder Personengesellschaften, an 
denen ein Organmitglied oder sein in Abs. 1 
genannten Angehörigen beteiligt sind oder 
auf die sie maßgeblichen Einfluss haben.

(3) Rechtsgeschäftliche Erklärungen und 
Verträge im Sinne von Abs. 1 sind namens 
der Genossenschaft vom Vorstand und 
vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates bzw. 
seinem Stellvertreter zu unterzeichnen. Die 
Betroffenen sind von der Mitunterzeichnung 
ausgeschlossen.

§ 31 Stimmrecht in der 
        Generalversammlung

(1) In der Generalversammlung hat jedes 
Mitglied eine Stimme.

(2) Das Stimmrecht geschäftsunfähiger 
oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkter 
natürlicher Personen sowie das Stimmrecht 
von juristischen Personen und Kapitalgesell-
schaften wird durch ihre gesetzlichen Ver-
treter, das Stimmrecht von Personengesell-
schaften durch zur Vertretung ermächtigten 
Gesellschafter ausgeübt.

(3) Das Mitglied oder sein gesetzlicher Ver-
treter können schriftlich Stimmvollmacht 
erteilen. Ein Bevollmächtigter kann nicht 
mehr als zwei Mitglieder vertreten. Bevoll-
mächtigte können nur Mitglieder der Genos-
senschaft oder Ehegatten, eingetragene 
Lebenspartner, Eltern und volljährige Kinder 
des Mitgliedes sein. Die Bevollmächtigung 

von Personen, die sich geschäftsmäßig zur 
Ausübung des Stimmrechts erbieten, ist 
ausgeschlossen.

(4) Niemand kann für sich oder einen ande-
ren das Stimmrecht ausüben, wenn darü-
ber Beschluss gefasst wird, ob er oder das 
vertretene Mitglied zu entlasten oder von 
einer Verbindlichkeit zu befreien ist oder 
ob die Genossenschaft gegen ihn oder das 
vertretene Mitglied einen Anspruch geltend 
machen soll.

(5) Investierende Mitglieder dürfen in keinem 
Fall die ordentlichen Mitglieder überstimmen 
können. Beschlüsse, die nach Gesetz oder 
Satzung einer Mehrheit von ¾ der abgege-
benen Stimmen bedürfen, dürfen von den 
investierenden Mitgliedern nicht verhindert 
werden können.

§ 32 Generalversammlung

(1) Die ordentliche Generalversammlung hat 
in den ersten sechs Monaten des Geschäfts-
jahres stattzufinden.

(2) Der Vorstand hat der ordentlichen Gene-
ralversammlung den Jahresabschluss 
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und 
einen Anhang) nebst Bemerkungen des Auf-
sichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat 
der Generalversammlung über seine Tätig-
keit zu berichten.

(3) außerordentliche Generalversammlun-
gen sind, abgesehen von den im Genossen-
schaftsgesetz oder in dieser Satzung aus-
drücklich bestimmten Fällen, einzuberufen, 
wenn es im Interesse der Genossenschaft 
erforderlich ist. Dies ist insbesondere dann 
anzunehmen, wenn der Prüfungsverband die 
Einberufung zur Besprechung des Prüfungs-
ergebnisses oder zur Erörterung der Lage 
der Genossenschaft für notwendig hält.
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§ 33 Einberufung der Generalversammlung

(1) Die Generalversammlung wird in der 
Regel vom Vorsitzenden des Aufsichtsra-
tes einberufen. Das gesetzliche Recht des 
Vorstandes auf Einberufung der Generalver-
sammlung wird dadurch nicht berührt.

(2) Die Einladung zur Generalversammlung 
erfolgt unter Angabe der Gegenstände der 
Tagesordnung durch eine den Mitgliedern 
zugegangene schriftliche Mitteilung. Die 
Einladung ergeht vom Vorsitzenden des Auf-
sichtsrates oder vom Vorstand, falls dieser 
die Generalversammlung einberuft. Zwi-
schen dem Tag der Generalversammlung 
und dem Tag des Zugangs der Einladung 
muss ein Zeitraum von mindestens zwei 
Wochen liegen.

(3) Die Generalversammlung muss unver-
züglich einberufen werden, wenn der zehnte 
Teil der Mitglieder dies in einer in Textform 
abgegebenen Eingabe unter Anführung des 
Zwecks und der Gründe verlangt. Fordert 
der zehnte Teil der Mitglieder rechtzeitig in 
gleicher Weise die Beschlussfassung über 
bestimmte, zur Zuständigkeit der General-
versammlung gehörende Gegenstände, so 
müssen diese auf die Tagesordnung gesetzt 
werden.

(4) Beschlüsse können nur über Gegen-
stände der Tagesordnung gefasst werden. 
Nachträglich können Anträge auf Beschluss-
fassung, soweit sie zur Zuständigkeit der 
Mitgliederversammlung gehören, aufgenom-
men werden.

(5) Gegenstände der Tagesordnung müs-
sen rechtzeitig vor der Generalversammlung 
durch eine den Mitgliedern zugegangene 
schriftliche Mitteilung angekündigt werden. 
Zwischen dem Tag der Generalversammlung 
und dem Tag des Zugangs der schriftlichen 
Mitteilung muss ein Zeitraum von mindestens 
einer Woche liegen. Dasselbe gilt für Anträge 

des Vorstandes oder des Aufsichtsrates. 
Dies gilt nicht, wenn sämtliche Mitglieder 
erschienen sind oder es sich um Beschlüsse 
über die Leitung der Versammlung oder um 
Anträge auf Einberufung einer außerordentli-
chen Generalversammlung handelt.

§ 34 Leitung der Generalversammlung 
        und Beschlussfassung

(1) Die Leitung der Generalversammlung 
hat der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder 
bei seiner Verhinderung der stellvertretende 
Vorsitzende. Sind beide verhindert, so hat 
ein Mitglied des Vorstandes die Versamm-
lung zu leiten. Der Versammlungsleiter kann 
einem Vertreter des gesetzlichen Prüfungs-
verbandes die Versammlungsleitung über-
tragen. Der Versammlungsleiter ernennt 
einen Schriftführer sowie die Stimmzähler.

(2) Abstimmungen erfolgen nach Ermessen 
des Versammlungsleiters durch Handhe-
ben oder Aufstehen. Auf Antrag kann die 
Generalversammlung mit einfacher Mehr-
heit beschließen, geheim durch Stimmzettel 
abzustimmen.

(3) Bei der Feststellung des Stimmverhältnis-
ses werden nur die abgegebenen Stimmen 
gezählt; Stimmenthaltungen und ungültige 
Stimmen werden nicht berücksichtigt. Bei 
Stimmengleichheit gilt ein Antrag – vorbe-
haltlich der besonderen Regelung bei Wah-
len – als abgelehnt.

(4) Wahlen zum Aufsichtsrat erfolgen auf-
grund von Einzelwahlvorschlägen. Listen-
vorschläge sind unzulässig. Jeder Wahl-
berechtigte hat so viele Stimmen, wie 
Aufsichtsratsmitglieder und Vorstandsmit-
glieder zu wählen sind. Gewählt sind nach 
der Anzahl der abgegebenen Stimmen die 
Bewerber, die auf ¾ der gültigen, abgege-
benen Stimmzettel bezeichnet sind. Erfolgt 
die Wahl ohne Stimmzettel, so ist über die 
zu wählenden Personen einzeln abzustim-
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men. Erhalten die Bewerber im 1. Wahlgang 
nicht ¾ der abgegebenen Stimmen, so sind 
im 2. Wahlgang die Bewerber gewählt, die 
die meisten Stimmen erhalten. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das durch den 
Versammlungsleiter zu ziehende Los. Der 
Gewählte hat unverzüglich zu erklären, ob er 
die Wahl annimmt.

(5) Über die Beschlüsse der Generalver-
sammlung ist eine Niederschrift anzufer-
tigen. Sie soll den Ort und den Tag der 
Versammlung, den Namen des Versamm-
lungsleiters sowie Art und Ergebnis der 
Abstimmung und die Feststellung des Ver-
sammlungsleiters und den anwesenden Mit-
gliedern des Vorstandes zu unterschreiben. 
Die Belege über die Einberufung sind als 
Anlagen beizufügen. Wird eine Satzungsän-
derung beschlossen, die die Erhöhung des 
Geschäftsanteils, die Einführung oder Erwei-
terung der Pflichtbeteiligung mit weiteren 
Anteilen, die Einführung oder Erweiterung 
der Nachschusspflicht, die Verlängerung der 
Kündigungsfrist über zwei Jahre hinaus, fer-
ner die Fälle des § 16 Abs. 3 GenG betrifft 
oder eine wesentliche Änderung des Unter-
nehmensgegenstandes betrifft oder wird die 
Fortsetzung der Genossenschaft nach § 117 
GenG beschlossen, so ist der Niederschrift 
ein Verzeichnis der erscheinenden oder ver-
tretenen Mitglieder mit Vermerk der Stimm-
zahlen beizufügen. Jedem Mitglied ist die 
Einsicht in die Niederschrift zu gestatten. 
Die Niederschrift ist von der Genossenschaft 
aufzubewahren.

§ 35 Zuständigkeit der 
        Generalversammlung

(1) Die Generalversammlung beschließt über 
die im Genossenschaftsgesetz und in dieser 
Satzung bezeichneten Angelegenheiten, ins-
besondere über

a) Änderungen der Satzung,

b) die Feststellung des Jahresabschlusses 
(Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung, 
Anhang),

c) die Verwendung des Bilanzgewinns

d) die Deckung des Bilanzverlustes,

e) die Verwendung der gesetzlichen Rück-
lage zum Zwecke der Verlustdeckung,

f) die Entlastung des Vorstandes und des 
Aufsichtsrates,

g) die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates 
sowie Festsetzung einer Vergütung,

h) die Wahl der Mitglieder des Vorstandes,

i) Widerruf der Bestellung von Mitgliedern 
des Vorstandes und des Aufsichtsrates,

j) die firstlose Kündigung des Anstellungs-
vertrages von Vorstandsmitgliedern,

k) den Ausschluss von Vorstands- und Auf-
sichtsratsmitgliedern aus der Genossen-
schaft,

l) die Führung von Prozessen gegen im Amt 
befindliche und ausgeschiedene Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder wegen ihrer 
Organstellung.

m) den Rahmen für die Zahl der zugelasse-
nen investierenden Mitglieder sowie für die 
Übernahme weiterer Geschäftsanteile durch 
diese Festsetzung der Beschränkungen bei 
der Kreditgewährung gemäß § 49 GenG.,

n) die Umwandlung der Genossenschaft 
durch Verschmelzung, Spaltung, oder Form-
wechsel,

o) die Auflösung der Genossenschaft;

(2) Die Generalversammlung berät über
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a) den Bericht des Vortandes.

b) den Bericht des Aufsichtsrates,

c) den Bericht über die gesetzliche Prü-
fung gem. § 59 GenG, ggf. beschließt die 
Generalversammlung über den Umfang der 
Bekanntgabe des Prüfungsberichtes.

§ 36 Mehrheitserfordernisse

(1) Die Beschlüsse der Generalversammlung 
werden mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz 
oder Satzung eine größere Mehrheit oder 
weitere Erfordernisse bestimmt sind.

(2) Beschlüsse der Generalversammlung über

a) den Widerruf der Bestellung und die frist-
lose Kündigung von Vorstandsmitgliedern 
sowie die Abberufung von Aufsichtsratsmit-
gliedern und Vorstandsmitgliedern,

b) die Änderung der Satzung,

c) die Umwandlung der Genossenschaft 
durch Verschmelzung, Spaltung, oder Form-
wechsel,

d) die Auflösung der Genossenschaft, bedür-
fen zu ihrer Gültigkeit einer Mehrheit von ¾ 
der abgegebenen Stimmen;

(3) Beschlüsse über die Auflösung können 
nur gefasst werden, wenn mindestens die 
Hälfte aller Mitglieder anwesend oder vertre-
ten ist. Trifft das nicht zu, so ist erneut nach 
Wahrung der Einladungsfrist nach höchstens 
vier Wochen eine weitere Generalversamm-
lung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden oder vertretenen 
Mitglieder mit einer ¾ Mehrheit die entspre-
chenden Beschlüsse fassen kann. Hierauf ist 
in der Einladung hinzuweisen.

(4) Beschlüsse, durch die eine Verpflich-
tung der Mitglieder zur Inanspruchnahme 
von Einrichtungen oder anderen Leistun-
gen der Genossenschaft oder zur Leistung 
von Sachen oder Diensten eingeführt oder 
erweitert wird, bedürfen einer Mehrheit von 
mindestens neun Zehnteln der abgegebenen 
Stimmen.

§ 37 Auskunftsrecht

(1) Jedem Mitglied ist auf Verlangen in der 
Generalversammlung vom Vorstand oder 
Aufsichtsrat Auskunft über Angelegenheiten 
der Genossenschaft zu geben, soweit das 
zur sachgemäßen Beurteilung des Gegen-
standes der Tagesordnung erforderlich ist. 
Die Auskunft hat den Grundsätzen einer 
gewissenhaften und getreuen Rechenschaft 
zu entsprechen.

(2) Der Vorstand darf Auskunft verweigern, 
soweit

a) sie nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung geeignet ist, der Genossen-
schaft einen nicht unerheblichen Nachteil 
zuzufügen,

b) die Erteilung der Auskunft strafbar wäre 
oder eine gesetzliche, satzungsmäßige oder-
vertragliche Geheimhaltung verletzen würde,

c) das Auskunftsverlangen die persönlichen 
oder geschäftlichen Verhältnisse eines Drit-
ten betrifft,

d) es sich um arbeitsvertragliche Vereinba-
rungen mit Vorstandsmitgliedern oder Mitar-
beitern der Genossenschaft handelt,

e) die Verlesung von Schriftstücken zu einer 
unzumutbaren Verlängerung der Mitglieder-
versammlung führen würde.

(3) Wird einem Mitglied eine Auskunft ver-
weigert, so kann es verlangen, dass die 
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Frage und der Grund, aus dem die Auskunft 
verweigert worden ist, in die Niederschrift 
aufgenommen werden.

§ 38 Geschäftsjahr und Aufstellung 
        des Jahresabschlusses

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
Das erste Geschäftsjahr läuft vom Tage 
der Eintragung der Genossenschaft in das 
Genossenschaftsregister bis zum 31.12. des 
Eintragungsjahres.

(2) Der Vorstand hat dafür zu sorgen, dass 
das Rechnungswesen und die Betriebsor-
ganisation die Erfüllung der Aufgaben der 
Genossenschaft gewährleisten.

(3) Der Vorstand hat nach Ablauf eines jeden 
Geschäftsjahres einen Jahresabschluss 
(Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung 
und einen Anhang) aufzustellen. Der Jahres-
abschluss muss den gesetzlichen Vorschrif-
ten über die Bewertung sowie den gesetz-
lichen Vorschriften über die Gliederung der 
Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung 
entsprechen. Die vorgeschriebenen Form-
blätter sind anzuwenden.

(4) Der Jahresabschluss ist mit dem Vor-
schlag zur Verwendung des Bilanzgewinns 
oder zur Deckung eines Bilanzverlustes 
unverzüglich nach ihrer Aufstellung dem Auf-
sichtsrat zur Prüfung vorzulegen und sodann 
mit den Bemerkungen des Aufsichtsrates 
der Mitgliederversammlung zuzuleiten.

§ 39 Vorbereitung der Beschlussfassung        	
	   über den Jahresabschluss

(1) Der durch den Aufsichtsrat geprüfte Jah-
resabschluss (Bilanz sowie Gewinn- und Ver-
lustrechnung, Anhang) sowie der Bericht des 
Aufsichtsrates sind spätestens eine Woche 
vor der Generalversammlung auszulegen 
oder ihnen sonst zur Kenntnis zu bringen.

(2) Der Generalversammlung ist neben 
dem Jahresabschluss auch der Vorschlag 
zur Verwendung des Bilanzgewinns oder 
zur Deckung eines Bilanzverlustes zur 
Beschlussfassung vorzulegen.

§ 40 Rücklagen

(1) Es ist eine gesetzliche Rücklage zu bil-
den. Sie ist ausschließlich zur Deckung eines 
aus der Bilanz sich ergebenden Verlustes 
bestimmt.

(2) Der gesetzlichen Rücklage sind mindes-
tens 10 % des Jahresüberschusses abzüg-
lich eines Verlustvortrages zuzuweisen, bis 
die gesetzliche Rücklage 50 % des Gesamt-
betrages der in der Jahresbilanz ausgewie-
senen Verbindlichkeiten erreicht hat. Die 
gesetzliche Rücklage ist bei der Aufstellung 
der Bilanz zu bilden.

(3) Im Übrigen können bei der Aufstellung 
des Jahresabschlusses andere Ergebnis-
rücklagen gebildet werden.

§ 41 Gewinnverwendung

(1) Der Bilanzgewinn kann unter die Mitglie-
der als Gewinnanteil verteilt werden; er kann 
zur Bildung von anderen Ergebnisrücklagen 
verwandt werden.

(2) Der Gewinnanteil soll 4 % des Geschäfts-
guthabens nicht übersteigen.

(3) Die Verteilung als Gewinnanteil erfolgt 
nach dem Verhältnis der Geschäftsguthaben 
bei Beginn des Geschäftsjahres, für das der 
Jahresabschluss aufgestellt ist.

(4) Solange ein Geschäftsanteil nicht voll 
erreicht ist wird der Gewinnanteil nicht aus-
gezahlt, sondern dem Geschäftsguthaben 
zugeschrieben. Das gilt auch, wenn das 
Geschäftsguthaben zur Deckung eines Ver-
lustes vermindert worden ist.
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§ 42 Verlustdeckung

Wird ein Bilanzverlust ausgewiesen, so hat 
die Generalversammlung über die Verlust-
deckung zu beschließen, insbesondere dar-
über, in welchem Umfang der Verlust durch 
Verminderung der Geschäftsguthaben oder 
Heranziehung der gesetzlichen Rücklage zu 
beseitigen ist. Werden die Geschäftsgutha-
ben zur Verlustdeckung herangezogen, so 
wird der Verlustanteil nicht nach den vorhan-
denen Geschäftsguthaben, sondern nach 
dem Verhältnis der satzungsmäßigen Pflicht-
zahlungen bei Beginn des Geschäftsjahres 
für das der Jahresabschluss aufgestellt ist, 
berechnet, auch wenn diese noch rückstän-
dig sind.

§ 43 Bekanntmachungen

Bekanntmachungen werden unter der Firma 
der Genossenschaft veröffentlicht; sie sind 
gem. § 22 Abs. 2 und 3 zu unterzeichnen. 
Bekanntmachungen des Aufsichtsrates 
werden unter Nennung des Aufsichtsrates 
vom Vorsitzenden und bei Verhinderung 
von seinem Stellvertreter unterzeichnet. 
Die Bekanntmachungen, die durch Gesetz 
oder Satzung in einem öffentlichen Blatt 
zu erfolgen haben, werden in der Tages-
zeitung „Stuttgarter Zeitung“ veröffentlicht. 
Die offenlegungspflichtigen Unterlagen der 
Rechnungslegung werden im elektronischen 
Bundesanzeiger veröffentlicht.

§ 44 Prüfung der Genossenschaft

(1) Zwecks Feststellung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse und der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung sind die Einrichtungen, 
die Vermögenslage sowie die Geschäfts-
führung der Genossenschaft einschließlich 
der Führung der Mitgliederliste in jedem 
Geschäftsjahr zu prüfen.

(2) Soweit die Genossenschaft Prüfungs-
pflichten aus der Makler- und Bauträgerver-

ordnung betreffen, ist auch diese Prüfung 
durchzuführen.

(3) Die Genossenschaft ist Mitglied im vbw 
Verband baden-württembergischer Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen e.V. Sie 
wird von diesem Prüfungsverband geprüft.

(4) Der Vorstand der Genossenschaft ist ver-
pflichtet, die Prüfung sorgfältig vorzuberei-
ten. Er hat den Prüfern alle Unterlagen und 
geforderten Aufklärungen zu geben, die für 
die Durchführung der Prüfung benötigt wer-
den. Die Vorbereitung der Prüfung kann vom 
Vorstand an Dritte übertragen werden.

(5) Der Vorstand der Genossenschaft hat 
dem Prüfungsverband den durch die Gene-
ralversammlung festgestellten Jahresab-
schluss unverzüglich mit den Bemerkungen 
des Aufsichtsrates sowie dessen Bericht 
einzureichen.

(6) Über das Ergebnis der Prüfung haben 
Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer 
Sitzung unverzüglich nach Eingang des Prü-
fungsberichtes zu beraten. Der Prüfungs-
verband ist berechtigt, an der Sitzung teil-
zunehmen. Die Organe der Genossenschaft 
sind verpflichtet, den Beanstandungen und 
Auflagen des Prüfungsverbandes nachzu-
kommen.

(7) Der Prüfungsverband ist berechtigt, an 
den Generalversammlungen der Genossen-
schaften teilzunehmen und darin jederzeit 
das Wort zu ergreifen. Er ist daher zu allen 
Generalversammlungen fristgerecht einzula-
den.

§ 45 Auflösung

(1) Die Genossenschaft wird aufgelöst,

a) durch Beschluss der Generalversamm-
lung,
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b) durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens,

c) durch Beschluss des Gerichtes, wenn die 
Zahl der Genossen weniger als 3 beträgt,

d) durch die übrigen im Genossenschaftsge-
setz genannten Fälle.

(2) Für die Abwicklung sind die Bestimmun-
gen des Genossenschaftsgesetzes maßge-
bend.

§ 46 Gerichtsstand

Der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten 
zwischen dem Mitglied und der Genossen-
schaft aus dem Mitgliedschaftsverhältnis ist 
das Amtsgericht oder das Landgericht, das 
für den Sitz der Genossenschaft zuständig 
ist. Diese Satzung ist durch die Generalver-
sammlung beschlossen, die Neufassung der 
Satzung ist in das Genossenschaftsregister 
des Amtsgerichts Stuttgart eingetragen wor-
den.
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Faire Behandlung der Anleger

Die Eventus eG – DIE Wohnungsge-
nossenschaft  als Genossenschaft 
verpflichtet sich, alle Mitglieder der 
Wohnungsgenossenschaft fair zu be-
handeln. Die Genossenschaft verwaltet 
das von ihr aufgelegte Investmentver-
mögen nach dem Prinzip der Gleichbe-
handlung, indem sie bestimmte Anleger 
bzw. Anlegergruppen nicht zulasten 
anderer bevorzugt behandelt. Die Ent-
scheidungsprozesse und organisatori-
schen Strukturen der Wohnungsgenos-
senschaft sind entsprechend
ausgerichtet.

Beteiligungsmöglichkeit

Beitritt

Anleger, die sich entschlossen haben, 
investierendes Genossenschaftsmit-
glied bei der Eventus eG – DIE Woh-
nungsgenossenschaft zu werden, 
müssen die vollständig ausgefüllte und 
rechtsverbindlich unterzeichnete Bei-
trittsvereinbarung, die der investieren-
den Mitgliedschaft zugrunde liegt, bei 
ihrem Anlageberater/Vermittler einge-
reicht oder diese an die Genossenschaft 
übermittelt werden.

Eventus eG
DIE Wohnungsgenossenschaft
Am Kochenhof 12
70192 Stuttgart

Die Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft nimmt die Beitrittsvereinba-
rungen und sonstige Willenserklärungen 
der Anleger entgegen.

Die Beitrittserklärung ist nach Ablauf 
der Widerrufsfrist für den Anleger so-
fort bindend, bedarf jedoch der Annah-

Abwicklungshinweise
meerklärung durch die Genossenschaft. 
Eines Zugangs der Annahmeerklärung 
bei dem Anleger bedarf es für die Wirk-
samkeit nicht. Die Beitrittserklärung wird 
wirksam mit Wertstellung der Pflichtein-
lage auf dem Genossenschaftskonto 
der Eventus eG.

Einzahlung und Bankverbindung

Die Gesamtzeichnungssumme ist in 
einer Summe innerhalb von 14 Tagen 
nach Unterzeichnung der Beitrittserklä-
rung oder zum Zeitpunkt der Datums-
angabe auf der Beitrittserklärung fällig. 
Einzahlungen sind auf das folgende 
Bankkonto der Genossenschaft  bei der 
Volksbank Stuttgart eG zu leisten, das 
die Eventus eG führt:

IBAN: 	 DE93 6009 0100 0175 9210 08
BIC: 	 VOBADESSXXX

Die bei der Einzahlung entstehenden 
Kosten trägt der Anleger.
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Gemäß § 312d des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs (BGB) in Verbindung mit 
Artikel 246b § 2 Abs. 1 in Verbin-
dung mit Artikel 246b § 1 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch (EGBGB) ist die Genossen-
schaft bei Vorliegen eines Fernabsatz-
vertrags über Finanzdienstleistungen 
verpflichtet, dem Anleger folgende Infor-
mationen zur Verfügung zu stellen.

Die Genossenschaft 
als Unternehmen

In dieser Informationsbroschüre wird 
die investierende Mitgliedschaft bei der 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft, geschäftsansässig am Kochen-
hof 12, 70192 Stuttgart, eingetragen 
im Genossenschaftsregister des Amts-
gerichts Stuttgart unter der Genossen-
schaftsregisternummer GNR 720089 
angeboten.

Hauptgeschäftstätigkeit 
der Genossenschaft

Bezüglich der Angaben zu der Haupt-
geschäftstätigkeit der Genossenschaft 
wird auf § 1 der Satzung der Eventus eG 
verwiesen.

Zuständige Aufsichtsbehörde

Zuständige Aufsichtsbehörde für die 
Aufsicht über das Angebot der Eventus 
eG – DIE Wohnungsgenossenschaft ist 
baden-württembergische Genossen-
schaftsverband mit Hauptsitz in Stutt-
gart.

Fernabsatz- und Verbraucherinfos
Wesentliche Merkmale der Mitglied-
schaft an der Wohnungsgenossen-
schaft und Informationen über das 
Zustandekommen der Verträge im 
Fernabsatz

Durch Unterzeichnung und Übermitt-
lung der ausgefüllten Beitrittserklärung 
gibt der Anleger gegenüber der Eventus 
eG – DIE Wohnungsgenossenschaft als 
investierendes Genossenschaftsmit-
glied ein Angebot auf Abschluss der Ge-
nossenschaftsmitgliedschaft ab. Mit der 
Gegenzeichnung der Beitrittserklärung 
durch den Vorstand der Eventus eG 
kommt die investierende Mitgliedschaft 
zustande, ohne dass es des Zugangs 
der Annahmeerklärung beim Mitglied 
bedarf. Die Mitglieder erklären insoweit 
einen Verzicht auf den Zugang der An-
nahmeerklärung gemäß § 151 BGB. 
Unbenommen dessen wird die Annah-
me den Anlegern durch ein Bestäti-
gungsschreiben schriftlich mitgeteilt.

Die Hauptmerkmale der Anteile an der 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenos-
senschaft sind Vermögens- und Ge-
winnbeteiligungen ohne Stimmrechte. 
Sie werden im jeweiligen Verhältnis des 
eingezahlten Gesamtkapitals der Kom-
manditgesellschaft gewährt. Die Ergeb-
nisbeteiligung der Treuhandkommandi-
tistin und der Anleger ist in der jeweiligen 
Fassung der Beitrittserklärung und der 
Satzung der Genossenschaft geregelt. 

Für die investierenden Mitglieder wird 
die Nachschusspflicht ausgeschlossen. 
Die Haftsumme der investierenden Mit-
glieder ist auf 100  % Ihrer Einlage be-
grenzt. 
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Gesamtpreis und 
Zahlungsbedingungen

Der Gesamtpreis der Leistung ent-
spricht der Summe der gezeichneten 
Genossenschaftsanteile ohne jegliche 
Abschlusskosten oder Eintrittsgelder. 
Die Gesamtzeichnungssumme ist in 
einer Summe innerhalb von 14 Tagen 
nach Unterzeichnung der Beitrittserklä-
rung oder zum Zeitpunkt des Erhalts der 
Beitrittsbestätigung fällig. Einzahlungen 
sind auf das folgende Bankkonto der 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft bei der Volksbank Stuttgart eG 
zu leisten, das die Wohnungsgenossen-
schaft führt:

IBAN:     DE93 6009 0100 0175 9210 08
BIC:	 VOBA DESS XXX

Die bei der Einzahlung ggf. entstehen-
den Kosten trägt der Anleger. Die Woh-
nungsgenossenschaft fungiert als die 
Stelle, die bestimmungsgemäß Zahlun-
gen an die Anleger ausführt.

Zusätzliche Kosten für den Anleger

Im Verzugsfall können von der Genos-
senschaft gesetzliche Verzugszinsen in 
Höhe von fünf Prozentpunkten p. a. über 
dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß 
§§ 288 Abs. 1, 247 BGB verlangt wer-
den. Die Geltendmachung eines weiter-
gehenden Schadens bleibt unberührt. 
Leistet ein Anleger trotz abgelaufener 
Widerrufsfrist seine 100 % der Pflichtein-
lage nicht, so ist eine Verwaltungspau-
schale (sog. Abwicklungsgebühr) von 
mindestens 150 EUR fällig. Die durch 
einen Erbfall verursachten Kosten der 
Genossenschaft trägt jeweils der für den 
verstorbenen Anleger (in seiner Funktion 
als investierendes Mitglied) eintretende 
Anleger. Weitere Kosten können beim
Geldverkehr (Überweisungs- und 
Lastschriftgebühren), bei der Teil-
nahme an Beschlussfassungen und 
bei Ausübung von Kontrollrechten 
gegenüber der Geschäftsführung 
entstehen, oder wenn im Falle einer 
Kündigung Streit über das Auseinan-
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dersetzungsguthaben entsteht (Porto-, 
Reise-, Telefon-, Internet- oder Gutach-
terkosten). Die dadurch entstehenden 
Kosten sind im Zeitpunkt der Pros-
pektaufstellung nicht bezifferbar.

Risikohinweise

Der Erwerb sowie die Veräußerung von 
Anteilen an Personen- und Kapitalgesell-
schaften, die direkt oder indirekt in die 
Asset-Klasse Immobilien und die Ver-
äußerung von Anteilen an in- und aus-
ländischen Personengesellschaften und 
Kapitalgesellschaften mit beschränkter 
Haftung im eigenen Namen und für ei-
gene Rechnung, die direkt oder indirekt 
bzw. mittelbar oder unmittelbar in die 
Asset-Klassen Immobilien, Beteiligung, 
Immobilieninvestments, Immobilien-
objekte, Objekte, Immobilienprojekte, 
Projekte bzw. immobilienähnliche und 
immobilienbezogene Anlagen oder Ver-
mögenswerte investieren, ist mit spe-
ziellen Risiken behaftet, die im Einzel-

nen in dieser Informationsbroschüre, 
ausführlich dargestellt werden. Der An-
leger sollte die Risikohinweise auf jeden 
Fall vor Abgabe seiner Beitrittserklärung 
lesen. Sofern in der Vergangenheit bei 
dieser Art von Investitionen Erträge er-
wirtschaftet worden sind, können diese 
kein Indikator für künftige Erträge sein.

Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen

Die mit der Informationsbroschüre 
veröffentlichten Informationen haben 
Gültigkeit bis zur Mitteilung von Ände-
rungen, die dann gemeinsam mit der 
Informationsbroschüre die Informations-
grundlage bilden. Beteiligungen an der 
Genossenschaft können allerdings nur 
erworben werden, solange die Genos-
senschaft dies zulässt und die Aufnah-
me neuen Kapitals nicht geschlossen 
ist.
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Fernkommunikationskosten

Es werden dem Anleger keine Kosten für 
die Benutzung eines Fernkommunikati-
onsmittels durch die Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft in Rechnung 
gestellt. Eigene Kosten für Telefon, Inter-
net, Porto usw. hat der Anleger selbst 
zu tragen.

Widerrufsrecht

Dem Anleger steht ein gesetzliches 
Widerrufsrecht gemäß § 312d in Ver-
bindung mit § 355 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zu. Eine ausführliche Be-
lehrung hierüber und über die Rechtsfol-
gen ist auf der dieser Informationsbro-
schüre beigefügten Beitrittserklärung 
abgedruckt und vom Anleger gegenzu-
zeichnen. Ein darüber hinausgehendes 
vertraglich vereinbartes Widerrufsrecht 
besteht nicht.

Kündigungsmöglichkeiten

Die ordentliche Kündigung der Beteili-
gung an der Wohnungsgenossenschaft 
durch ein investierendes Mitglied oder 
ein sonstiger Austritt sind während der 
Dauer der jeweiligen Beteiligungsvari-
anten ausgeschlossen. Unberührt bleibt 
das Recht der Genossenschaft zur au-
ßerordentlichen Kündigung aus wich-
tigem Grund. Ein Mitglied kann auch 
aus wichtigem Grund aus der Genos-
senschaft ausgeschlossen werden. Die 
Ausschließung eines investierenden 
Mitglieds obliegt grundsätzlich der Be-
schlussfassung durch die Gesellschaf-
terversammlung oder dem Vorstand. 
Der Ausschluss ist dem Mitglied schrift-
lich bekannt zu geben. Weitere Daten 
zum Kündigungsrecht erhalten Sie in 
der aktuellen Satzung.

Rechtsordnung und Gerichtsstand

Auf die Anbahnung des Beitrittsvertrags 
sowie die Rechtsbeziehung des An-
legers nach der Beitrittserklärung der 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft findet deutsches Recht Anwen-
dung. Sofern der Anleger Verbraucher 
im Sinne von § 13 BGB ist, gelten für 
den Gerichtsstand die gesetzlichen Re-
gelungen. Ansonsten ist als Gerichts-
stand für den Gesellschaftsvertrag der 
Eventus eG – DIE Wohnungsgenossen-
schaft Stuttgart vereinbart.

Vertragssprache

Die Vertragssprache im Zusammenhang 
mit der angebotenen investierenden 
Mitgliedschaft an der Eventus eG – DIE 
Wohnungsgenossenschaft ist Deutsch. 
Die Wohnungsgenossenschaft wird die 
Kommunikation mit Anlegern während 
der gesamten Dauer der Beteiligung in 
deutscher Sprache führen.

Einlagensicherung, Garantiefonds

Ein Garantiefonds oder andere Einla-
gensicherungseinrichtungen bestehen 
nicht.
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Der erste Schritt
				   in Richtung Erfolg!



Wenn diese Kurzinformation Ihr Interesse geweckt hat, fordern Sie bitte weitere Unterlagen an. Diese bieten Ihnen ausführliche Darstel-
lungen der investierenden Mitgliedschaft bei der Eventus eG und damit die Grundlage für eine fundierte Investitionsentscheidung.

Hinweis: Diese Informationen dienen zur Vorabinformation über das Beteiligungsangebot der Eventus eG. Diese Informationsbroschüre 
dient als Entscheidungshilfe zum Beitritt in die Genossenschaft als investierendes Mitglied und ist kein Emissions- oder Verkaufspros-

pekt. Die Daten und Fakten (Stand: 01.12.2014) wurden sorgfältig recherchiert. Steuerliche Vorschriften, Konditionen und Marktentwick-
lungen ändern sich jedoch kontinuierlich, so dass Sie diese punktuell überprüfen und aktualisieren sollten, zumal Wertentwicklungen in 
der Vergangenheit keine Garantie sind für zukünftige Entwicklungen. Die Informationen in dieser Broschüre ersetzen keine Steuerbera-

tung. Die Haftung für die Richtigkeit des Inhalts der vorliegenden Broschüre wird ausdrücklich ausgeschlossen.

Stand Dezember 2014

EVENTUS eG - DIE Wohnungsgenossenschaft
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info@eventus-eg.de - www.eventus-eg.de
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